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Drucksache 


Der Bundesminister der Finanzen 

II a/8 — A 0265 — B — 57/63 


Bonn, den 17. März 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaus- 
haltsrechnungen für die Rechnungsjahre 1962 und 1963 


Gemäß § 108 Abs. 1 Satz 2 der Reichshaushaltsordnung lege ich 
hiermit die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu den 
Bundeshaushaltsrechnungen für die Rechnungsjahre 1962 und 
1963 (einschließlich Bundes Vermögensrechnung) mit der Bitte 
vor, die Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnungen 1962 und 1963 herbeizuführen. 

Mit den Bemerkungen sind ein Bericht über die Prüfung von 
Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit sowie eine 
Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofes ver- 
bunden. 

Als weitere Grundlagen für die Entlastung der Bundesregierung 
darf ich unter Hinweis auf § 89 der Reichshaushaltsordnung 
gleichzeitig Ablichtungen folgender Erklärungen vorlegen: 

Erklärungen des Unterausschusses des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes über die Prüfung der Jahresrechnungen für 
die Rechnungsjahre 1962 und 1963 über die Einnahmen und 
Ausgaben des Bundesnachrichtendienstes, 

Erklärung des Präsidenten des Bundesrechnungshofes über 
die Prüfung der Jahresrechnung für das Rechnungsjahr 1962 
über die Ausgaben bei 

Kap. 04 01 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zu allgemeinen Zwecken, 

Kap. 04 03 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

für Förderung des Informations- 
wesens, 
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Kap. 06 02 Tit. 612 a — Sondermittel für politische Bildungs- 
arbeit, 

Kap. 06 02 Tit. 612b — Sondermittel für die Aufgaben der 

Parteien nach Artikel 21 des Grund- 
gesetzes, 

Kap. 06 09 Tit. 300 — Für Zwecke des Verfassungsschutzes 

und 

Kap. 14 01 Tit. 302 — Zur Verfügung des Bundesministers 

der Verteidigung für Zwecke des 
^ militärischen Abschirmdienstes sowie 

Erklärung wie vor für das Rechnungsjahr 1963 über die Aus- 
gaben bei 

Kap. 04 01 Tit. 300 — Zweckbestimmung wie für das Rech- 
nungsjahr 1962, 

Kap. 04 03 Tit. 300 — Zweckbestimmung wie für das Rech- 
nungsjahr 1962, 

Kap, 06 02 Tit. 612 — Sondermittel für die Aufgaben der 

Parteien nach Artikel 21 des Grund- 
gesetzes (vgl. für das Rechnungsjahr 
1962 Tit. 612 b), 

Kap. 06 09 Tit, 300 — Zweckbestimmung wie für das Rech- 
nungsjahr 1962 und 

Kap. 14 01 Tit. 302 — Zweckbestimmung wie für das Rech- 
nungsjahr 1962. 

Vorstehenden Antrag auf Entlastung der Bundesregierung habe 
ich auch an den Herrn Präsidenten des Bundesrates gerichtet. 

Dahlgrün 
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Allgemeines 


1. Der Bundesrechnungshof legt hiermit dem Bun- 
destag und dem Bundesrat seine Bemerkungen zur 
Bundeshaushaltsrechnung (einschließlich der Bun- 
desvermögensrechnung sowie der Jahresrechnungen 
des Ausgleichsfonds und des ERP- Sondervermögens) 
für das Redmungsjahi: 1962 vor. Sie bilden die 
Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 
(Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 GG). 


♦ 


Stand der Entlastung für die Rechnungsjahre 
1960 und 1061 

2. Der Bundestag hat am 30. Juni 1965 beschlossen, 
die Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts- 
rechnungen für die Rechnungsjahre 1960 und 1961 
(einschließlich Bundesvermögensrechnungen) gemäß 
Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 GG, § 108 Abs. 1 und 2 
RHO zu entlasten. 

Der Bundesrat hat am 9. April 1965 beschlossen, der 
Bundesregierung wegen der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1961 auf Grund der 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes Entlastung 
gemäß § 108 Abs. 1 RHO zu erteilen. Für das Rech- 
nungsjahr 1960 hatte der Bundesrat diesen Beschluß 
bereits am 7. Februar 1964 gefaßt (vgl. Bemerkun- 
gen 1961 unter Nr. 3). 

Die Entlastung für die Rechnungsjahre 1960 und 
1961 ist somit abgeschlossen. 


♦ 



5 




Dnidcsadie V/458 


Deutsdier Bundestag — 5/ Wahlperiode 


Bemerkungen nadi § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

Redmungsergebnis des ordentlidien Haushalts 
für das Redinungsjahr 1962 



Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

3. 

a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1962 
beträgt das Haushaltssoll 

51 597 306 200,— 

51 597 306 200,— 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1961 übernommenen 
Haushaltsreste (vgl. Abschnitt A 4 des Vorberichts zur Bun- 
deshaushaltsrechnung S. 4) mit 

212 376 067,93 

2 405 103 649,43 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 1961 
übernommenen Haushaltsreste 

51 809 682 267,93 

54 002 409 849,43 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1962 

betragen die Isteinnahmen und die Istausgaben 

(mithin kassenmäßige Mehrausgabe: 410 564 404,45 DM) 

55 570 646 585,31 

55 981 210 989,76 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1962 verblie- 
benen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1963 über- 
tragen sind und das Rechnungsjahr 1962 wie wirklich entstan- 
dene Einnahmen und Ausgaben entlasten oder belasten, mit 

368 025 477,09 

2 334 287 976,15 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungsjahres 
1962 verbliebenen Haushaltsreste 

55 938 672 062,40 

58 315 498 965,91 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem Rech- 
nungsjahr 1961 übernommenen Haushaltsreste (c) beträgt die 
Mehreinnahme/Mehrausgabe 

4 128 989 794,47 

4 313 089 116,48 

j 

h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1962 (§§ 75, 77 RHO) 

184 099 322,01 

DMi) 


DM 

DM 

4. Nach Nr. 3 d haben die Isteinnahmen 


55 570 646 585,31 


betragen. 

In den Istausgaben von 55 981 210 989,76 

sind die nachstehend erläuterten Beiträge des ordentlichen Haus- 
halts an den außerordentlichen Haushalt in Höhe von 
161 602 265,48 DM und 410 564 404,45 DM, zusammen 572 166 669,93 


enthalten. Ohne die Beiträge belaufen sich die Istausgaben auf 55 409 044 319,83 

Das Jahresergebnis des ordentlichen Haushalts im Sinne des § 5 des Haushaltsgeset- 
zes 1962 besteht somit in einem Uberschuß von 161 602 265,48 


Anmerkung: 

Der rechnungsmäßige Fehlbetrag setzt sich zusammen aus der kassenmäßigen Mehrausgabe 

nach d) 410 564 404,45 DM, 

die um den Unterschied zwischen den aus dem Rech- 
nungsjahr 1961 übernommenen Haushaltsresten nach b) 2 405 103 649,43 DM Ausgabereste 

— 212 376 067,93 DM Einnahmereste 

- 2 192 727 581,50 DM 

und den am Schluß des Rechnungsjahres 1962 verblie- 
benen Haushaltsresten nach e) 2 334 287 976,15 DM Ausgabereste 

— 368 025 477,09 DM Einnahmereste 

== 1 966 262 499,06 DM 226 465 082,44 DM 


vermindert wird. 


184 099 322,01 DM 
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Der Bundesminister der Finanzen hat diesen Über- 
schuß unmittelbar vor dem Abschluß an den außer- 
ordentlichen Haushalt abgeführt und damit nach § 75 
Satz 2 RHO zur Verminderung des Anleihebedarfs 
verwendet. Der Betrag ist im ordentlichen Haushalt 
bei Kapitel 60 02 Titel apl. 997 außerplanmäßig ver- 
ausgabt und im außerordentlichen Haushalt bei 
Kapitel A 60 02 Titel apL 97 außerplanmäßig ver- 
einnahmt worden (vgl. die Begründung in der 
Anlage I zur Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1962, S. 2380/81). 

Die dann noch im außerordentlichen Haushalt 
verbliebene kassenmäßige Mehrausgabe von 
410 564 404,45 DM hat der Bundesminister der Finan- 
zen auf den ordentlichen Haushalt des Rechnungs- 
jahres 1962 übernommen, weil er mit Rücksicht auf 
die Lage am Kapitalmarkt davon abgesehen hatte, 
die vorgesehenen Anleihen in vollem Umfange auf- 
zunehmen. Der Betrag ist im ordentlichen Haushalt 
bei Kapitel 60 02 Titel apl. 998 außerplanmäßig ver- 
ausgabt und im außerordentlichen Haushalt bei 
Kapitel A 60 02 Titel apl. 98 außerplanmäßig ver- 
einnahmt worden (vgl. die Begründung in der 
Anlage I zur Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1962, S. 2381/82). Für die Übernahme 
der verbliebenen kassenmäßigen Mehrausgabe des 
außerordentlichen Haushalts auf den ordentlichen 
Haushalt war nach dem Abschlußergebnis des 


ordentlichen Haushalts kein Raum. Derartige außer- 
planmäßige Überweisungen an den außerordent- 
lichen Haushalt hätten nur bis zur Höhe eines Über- 
schusses im Sinne des § 75 Satz 2 RHO in Verbin- 
dung mit § 5 des Haushaltsgesetzes 1962 durchge- 
führt werden dürfen (vgl, die Bemerkungen zu den 
Bundeshaushaltsrechnungen 1951 — S. 7 Nr. 8 — , 
1955 — S. 7 Nr. 5 — , 1957 — S. 6 Nr. 5 — und 1958 — 
S. 36 Nr. 4). 

5. Die Ausgabereste, die am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1961 rd. 2294,7 Mio DM betragen haben, sind 
infolge der Übertragung von Ausgabeansätzen aus 
dem außerordentlichen Haushalt in den ordent- 
lichen Haushalt mit rd. 2405,1 Mio DM in das Rech- 
nungsjahr 1962 übernommen worden (vgl. Nr. 3 b). 
Sie betrugen am Schluß des Rechnungsjahres 1962 
noch rd. 2334,3 Mio DM (vgl, Nr. 3 e) und machten 
damit rd. 4 v. H. der Istausgaben aus. Im Rechnungs- 
jahr 1961 betrug der Anteil der Ausgabereste an 
den Istausgaben rd. 4,8 v. H. Von den am Schluß 
des Rechnungsjahres 1962 verbliebenen Ausgabe- 
resten entfielen rd. 329,8 Mio DM auf den Einzel- 
plan 14 (Bundesminister der Verteidigung). Der 
Anteil der Ausgabereste dieses Einzelplans an den 
Istausgaben ist von rd. 1,9 v. H. im Rechnungsjahr 
1961 auf rd. 0,6 v. H. im Rechnungsjahr 1962 weiter 
zurückgegangen. 


Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1962 


6 . 

a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1962 
beträgt das Haushaltssoll 

Einnahme 

DM 

1 807 047 100,— 

Ausgabe 

DM 

1 807 047 100,— 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1961 übernommenen 
Haushaltsreste (vgl. Abschnitt A 4 des Vorberichts zur Bundes- 
haushaltsrechnung S. 4) mit 


180 445 547,96 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 1961 
übernommenen Haushaltsreste 

1 807 047 100,— 

1 987 492 647,96 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1962 
betragen die Isteinnahmen und die Istausgaben 

1 967 143 717,18 2) 

1 967 143 717,18 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1962 verblie- 
benen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1963 über- 
tragen sind und das Rechnungsjahr 1962 wie wirklich entstan- 
dene Ausgaben belasten, mit 


446 389 864,45 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungsjahres 
1962 verbliebenen Haushaltsreste 

1 967 143 717,18 

2 413 533 581,63 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem Rech- 
nungsjahr 1961 übernommenen Haushaltsreste (c) beträgt die 
Mehreinnahme/Mehrausgabe 

160 096 617,18 

426 040 933,67 

h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1962 (§§ 75, 77 RHO) 

265 944 316,49 

DM 3) 


Anmerkung: 

^) In dem Betrag sind die Beiträge des ordentlichen Haushalts an den außerordentlichen Haushalt in Höhe von 
zusammen 572 166 669,93 DM enthalten (vgl. Nr. 4). 

Das ist der Unterschied zwischen den am Schluß des Rechnungsjahres 1962 verbliebenen 


Flaushaltsresten nach e) 446 389 864,45 DM 

und den aus dem Rechnungsjahr 1961 übernommenen Haushaltsresten nach b) 180 445 547,96 DM 

* 265 944 316,49 DM 
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7 . Der Bundesminister der Finanzen hat von der 
ihm erteilten Ermächtigung zur Beschaffung von 
Geldmitteln im Wege des Kredits zur Deckung von 
Ausgaben des außerordentlichen Haushalts nur 
teilweise Gebrauch gemacht, weil die Ergiebigkeit 
des Kapitalmarktes beschränkt war. Er hat den 
ordentlichen Haushalt des Rechnungsjahres 1962 mit 


einem Betrage von 572 166 669,93 DM zur Minde- 
rung des Anleihebedarfs des außerordentlichen 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1962 belastet, in 
Höhe von 410 564 404,45 DM entgegen § 75 Satz 2 
RHO in Verbindung mit § 5 des Haushaltsgesetzes 
1962 (vgl. Nr. 4). 


* 


8 . An ungedeckten Fehlbeträgen waren nach Nr. 10 der Bemerkungen 1961 am 

Ende des Rechnungsjahres 1961 vorhanden 2 580 063 672,48 DM. 

Die in diesem Betrage enthaltenen kassenmäßigen Mehrausgaben der Rech- 
nungsjahre 1960 (46 052 725,56 DM) und 1961 (160 837 817,46 DM) in Höhe von 

zusammen 206 890 543,02 DM 

sind im Rechnungsjahr 1962 gedeckt worden (Kapitel 60 02 Titel 999). 

Die in der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1962 nachgewiesenen 
rechnungsmäßigen Fehlbeträge des Rechnungsjahres 1962 haben betragen 

im ordentlichen Haushalt (vgl. Nr. 3 h) 184 099 322,01 DM 

im außerordentlichen Haushalt (vgl. Nr. 6 h) 265 944 316,49 DM 450 043 638,50 DM 

Am Ende des Rechnungsjahres 1962 waren demnach noch zu decken 2 823 216 767,96 DM 


* 


9. Obwohl im Rechnungsjahr 1962 der ordentliche 
Haushalt nach der Sollrechnung nur mit einem Fehl- 
betrag von 184 099 322,01 DM abgeschlossen hat, 
war die kassenmäßige Mehrausgabe von 
410 564 404,45 DM auf Grund der Änderung, die § 75 
RHO durch § 5 des Haushaltsgesetzes 1962 erfahren 
hat, als Fehlbetrag zu behandeln, der spätestens in 
den Haushaltsplan für das zweitnächste Rechnungs- 
jahr als ordentliche Ausgabe einzustellen war. 


Abweichend hiervon ist jedoch im Nachtrag zum 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1963 
bei Kapitel A 60 02 Titel 999 der Betrag von 
410 564 500 DM als außerordentliche Ausgabe zur 
Deckung der kassenmäßigen Mehrausgabe ausge- 
bracht worden. Die Maßnahme beruht auf § 4 des 
Nachtragshaushaltsgesetzes 1963, der diese Art der 
Veranschlagung gestattet hat. 


♦ 


10 . Der nach der Rechnung des ordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 

1961 zu übernehmende Bestand (vgl. § 78 RHO) in Höhe von —206 890 543,02 DM 

ist ordnungsmäßig in den Abschluß der Bundeshaushaltsrechnung 1962 übertra- 
gen worden. 

Der Betrag setzt sich aus den kassenmäßigen Mehrausgaben der Rechnungsjahre 
1960 (46 052 725,56 DM) und 1961 (160 837 817,46 DM) zusammen. 

Beide kassenmäßigen Mehrausgaben von 206 890 543,02 DM 

sind im Rechnungsjahr 1962 durch Buchung bei Kapitel 60 02 Titel 999 abgedeckt 

worden. Es verbleibt mithin als Vortrag kein Bestand offen. • — 

In der Rechnung des außerordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1961 war 
kein Bestand verblieben. 


* 
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11 . Die der Bundeshauptkasse im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1962 als Betriebsmittel überwiesenen 
Geldbestände (vgl. § 78 RHO) und die Betriebs- 
mittelrücklage von 7,3 Mio DM sind in der An- 
lage VII zur Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1962 (S. 2477/78) nachgewiesen. 

♦ 

12 . Die Haushaltsüberschreitungen (über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben) für das Rechnungs- 
jahr 1962 sind in der Anlage I zur Bundeshaushalts- 
rechnung 1962 (S. 2203 bis 2386) nachgewiesen. Sie 
betragen beim ordentlichen Haushalt 6 271 753 386,95 
DM, das sind rd. 12 v. H, des Haushaltssolls von 
rd. 51 597 Mio DM. Die größeren Posten sind in 
dem Vorbericht zur Bundeshaushaltsrechnung dar- 
gestellt (S. 20/22). Es sind allein rd. 4003 Mio DM 
in der Anlage I enthalten, die die Bundeshaushalts- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1962 lediglich in 
Einnahme und Ausgabe durchlaufen und somit keine 
echten Haushaltsüberschreitungen darstellen. Es 
handelt sich um die folgenden über- und außerplan- 
mäßigen Ausgaben: 

Kapitel 12 02 Titel 510 b 

Deckung der in den Jahresab- 
schlüssen der Deutschen Bundes- 
bahn bis einschließlich 1961 aus- 
gewiesenen Fehlbeträge sowie 
Umwandlung von in den Rech- 
nungsjahren 1952 bis 1961 gewähr- 
ten Darlehen in einen Zuschuß . . 1 625,3 Mio DM 

(Entsprechende Beträge sind bei 
Kapitel 60 01 Titel St 3 und bei 
Kapitel 12 02 Titel 55 vereinnahmt 
worden.) 

Kapitel 32 05 Titel apL 688 

Rückzahlung von Krediten der 
Deutschen Bundesbank im Zusam- 
menhang mit Rückflüssen aus 
DM-Ziehungen 1 303,4 Mio DM 

(Ein entsprechender Betrag ist bei 
Kapitel 60 04 Titel apl. 48 verein- 
nahmt worden.) 

Kapitel hinter 32 09 

Außerplanmäßige Ausgaben aus 
Anlaß von Titelverwechslungen 502,6 Mio DM 
(Ein entsprechender Betrag ist bei 
Kapitel 32 05 Titel 680 durch Rot- 
absetzung vereinnahmt worden.) 

Kapitel 60 02 Titel apl. 997 

Übernahme der kassenmäßigen 
Mehreinnahjne des ordentlichen 


Haushalts 1962 auf den außer- 
ordentlichen Haushalt 1962 zur 
Verminderung des Anleihebe- 
darfs 161,6 Mio DM 

(Ein entsprechender Betrag ist bei 
Kapitel A 60 02 Titel apl. 97 ver- 
einnahmt worden.) 

Kapitel 60 02 Titel apl. 998 

Übernahme der kassenmäßigen 
Mehrausgabe des außerordent- 
lichen Haushalts 1962 auf den 
ordentlichen Haushalt 1962 .... 410,6 Mio DM 

(Ein entsprechender Betrag ist bei 
Kapitel A 60 02 Titel apl. 98 ver- 
einnahmt worden.) 

Die restlichen Überschreitungen machen rd. 4,4 v, H. 
des Haushaltssolls aus. 

In den Überschreitungen sind Vorgriffe in Höhe von 
422,8 Mio DM enthalten, die aus den nächsten Bewil- 
ligungen für die gleichen Zwecke vorweg zu decken 
sind (§ 30 Abs. 3, § 73 Abs. 1 RHO). Die Ausgaben 
sind im Rechnungsjahr 1962 geleistet worden; sie 
belasten jedoch nicht den Rechnungsabschluß dieses 
Rechnungsjahres, sondern den des Rechnungsjahres 
1963. 


13 . Die in der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1962 — ordentlicher und außer- 
ordentlicher Haushalt — in Einnahme und Ausgabe 
auf geführten Beträge stimmen mit denjenigen über- 
ein, die in den Kassenbüchern für das Rechnungs- 
jahr 1962 als Einnahmen und Ausgaben nachgewie- 
sen sind. Das gilt entsprechend für die Hauptrech- 
nung der Zentralkasse beim Bundesausgleichsamt 
über die Einnahmen und Ausgaben des Ausgleichs- 
fonds für das Rechnungsjahr 1962 und die Jahres- 
rechnung über die Einnahmen und Ausgaben des 
ERP-Sondervermögens für das Rechnungsjahr 1962. 

Der Bundesrechnungshof hat, von Ausnahmen abge- 
sehen, keine Beträge festgestellt, die nicht ord- 
nungsmäßig belegt waren. 


Druck- und Darstellungsfehler 

14 . Die Bundeshaushaltsrechnung 1962 enthält die 
in der Anlage 1 (S. 18) zusammengestellten wesent- 
lichen Druck- und Darstellungsfehler. Diese haben 
das Rechnungsergebnis nicht beeinflußt. 
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Bemerkungen 

nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 05 01 — Auswärtiges Amt 

Sachausgaben 

Titel 207 b — Ersatz und Ergänzung der Geräte 
und c und Ausstattungsgegenstände in 

Amts-, Dienst- und Werkwohnun- 
gen 

Kapitel 05 03 — Vertretungen des Bundes im Aus- 
land 

Einmalige Ausgaben 

Titel 872 — Erstmalige Anschaffung von Gerä- 

ten und Ausstattungsgegenstän- 
den zur Einrichtung der Empfangs- 
räume in den Dienst- und Miet- 
wohnungen der Botschafter, Ge- 
sandten und Ständigen Geschäfts- 
träger sowie Generalkonsuln, de- 
nen amtliche Empfangsräume zu- 
erkannt worden sind, einschließ- 
lich Transportkosten 

15. Das Auswärtige Amt hat die Empfangsräume 
in der Amtswohnung des Bundesministers des Aus- 
wärtigen, die im Sommer 1962 aus Anlaß des Mini- 
sterwechsels umgebaut und erweitert worden war, 
anschließend Ende 1962 mit Möbeln, Lampen, Bil- 
dern und anderen Gegenständen neu ausgestattet. 
Die für die Neuausstattung aufgewendeten Beträge 
von zusammen rd, 94 100 DM sind in Höhe von 
91 350 DM im Rechnungsjahr 1962 und in Höhe von 
rd. 2750 DM im Rechnungsjahr 1963 zu Lasten der 
Mittel nachgewiesen worden, die zur Erstausstattung 
der Empfangsräume in den Wohnungen der Leiter 
von Auslandsvertretungen bei Kapitel 05 03 Titel 
872 veranschlagt waren. Die vorhandenen Einrich- 
tungsgegenstände mit einem Wert von rd. 40 000 
DM hat das Auswärtige Amt überwiegend dazu 
verwendet, die Empfangsräume in der Dienstwoh- 
nung des Leiters einer Auslandsvertretung erst- 
malig auszustatten. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß das 
Auswärtige Amt die Mittel bei Kapitel 05 03 Titel 
872 entgegen ihrer Zweckbestimmung für die Neu- 
ausstattung der Amtswohnung des Bunciesministers 
verwendet hat. Die Ausgaben für solche Anschaffun- 
gen waren bei Kapitel 05 01 Titel 207 b und 207 c 
(Ersatz und Ergänzung der Geräte und Ausstattungs- 
gegenstände in Amts-, Dienst- und Werkwohnun- 
gen) zu buchen. Da diese Mittel — im Rechnungs- 
jahr 1962 zusammen 2000 DM, im Rechnungsjahr 
1963 zusammen 2400 DM — auch dann bei weitem 
nicht zur Bestreitung der Anschaffungskosten aus- 
gereicht hätten, wenn sie das Auswärtige Amt in 
Höhe des Zeitwerts der anderweitig verwendeten 
bisherigen Ausstattungsgegenstände zu Lasten der 
Mittel bei Kapitel 05 03 Titel 872 verstärkt (§ 65 
Abs. 2 RHO) und wenn es die nach dem Haushalts- 


gesetz zugelassenen Deckungsmöglichkeiten aus- 
geschöpft hätte, wäre ein Antrag an den Bundes- 
minister der Finanzen auf Zustimmung zu einer 
überplanmäßigen Ausgabe erforderlich gewesen 
(§ 33 Abs. 1 Satz 1 und 2 RHO). 

Das Auswärtige Amt hat dazu ausgeführt, es habe 
sich seinerzeit das unabweisbare Bedürfnis ergeben, 
die Amtswohnung so auszugestalten, daß der Bun- 
desminister dort seinen Repräsentationsverpflich- 
tungen nachkonmien konnte. Als wirtschaftlichste 
Lösung habe es sich angeboten, die Einrichtung der 
Amtswohnung des Bundesministers zeitweilig dem 
ohnehin für neue oder bestehende Auslandsvertre- 
tungen notwendigen Lagerbestand zu entnehmen 
und die aus der Amtswohnung des Bundesministers 
stammende Einrichtung dann im Ausland zu ver- 
wenden. Dementsprechend sei die vorhandene Aus- 
stattung der Ministerwohnung für die erstmalige 
Einrichtung der Empfangsräume in der Residenz 
eines Botschafters verwendet worden; eine Neu- 
beschaffung hierfür hätte allein mehr gekostet, als 
für die Ausstattung der Ministerwohnung aufge- 
wendet worden sei. 

Hierzu ist zu bemerken, daß die neue Ausstattung 
nicht einem Lagerbestand entnommen, sondern, wie 
auf den Rechnungsbelegen ausdrücklich vermerkt, 
für die Amtswohnung des Bundesministers neu be- 
schafft worden ist. Im übrigen konnten die für die 
Residenz des Botschafters zugewiesenen Teile der 
Erstausstattung der Amtswohnung des Bundes- 
ministers dort wegen Platzmangels zunächst nur 
teilweise untergebracht werden. Im Juni 1963 wur- 
den auch die bis dahin untergestellt gewesenen 
restlichen Möbel verwendet, nachdem das Auswär- 
tige Amt für den Botschafter eine größere Wohnung 
gemietet hatte. 

Das Auswärtige Amt hat nicht beachtet, daß die 
Zweckbestimmung der im Haushaltsplan bewilligten 
Mittel für die Verwaltung bindend ist. Bei richtiger 
Buchung wären überplanmäßige Ausgaben bei Kapi- 
tel 05 01 Titel 207 b und Titel 207 c entstanden. Die 
erforderliche Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen ist nicht eingeholt worden. Das Auswärtige 
Amt hätte den haushaltsrechtlich gebotenen Weg 
einhalten müssen. 

Es liegen Verstöße gegen § 30 Abs, 1 Satz 1 und 
§ 33 Abs. 1 Satz 1 und 2 RHO vor. Die überplan- 
mäßigen Ausgaben bei Kapitel 05 01 Titel 207 b und 
Titel 207 c, die sich nach Durchführung des Aus- 
gleichs nach § 65 Abs. 2 RHO und unter Berücksich- 
tigung der für die Titel 207 a bis c vorgesehenen 
gegenseitigen Deckungsfähigkeit auf 51 246,07 DM 
belaufen, bedürfen noch der Genehmigung der ge- 
setzgebenden Körperschaften. 

♦ 

Einzelplan 29 — Bundesminister für Familien- und 
Jugendfragen 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 29 01 — Bundesministerium für Familien- 
und Jugendfragen 

Allgemeine Ausgaben 

Titel 571 a — Allgemeiner Bundes jugendplan 
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16. Der Bundesminister für Familien- und Jugend- 
fragen hat in den Rechnungsjahren 1956 bis 1959 
einer auf dem Gebiet der Jugendarbeit tätigen Orga- 
nisation (Zwischenstelle) über eine Arbeitsgemein- 
schaft als „mitverantwortliche Zentralstelle" i. S. des 
Abschnitts II der Richtlinien für den Bundesjugend- 
plan vom 16. Dezember 1958 aus den Mitteln dieses 
Planes rd. 82 000 DM zur Durchführung von Kursen 
und Mitarbeiterlehrgängen zur Verfügung gestellt. 
Die Zwischenstelle hat die Mittel bis zu zweieinvier- 
tel Jahren zurückgehalten, bevor sie sie an die 
Letztempfänger weiterleitete. Rd. 17 900 DM sind 
überdies nicht zweckentsprechend verwendet wor- 
den. Die Arbeitsgemeinschaft hat die von der Zwi- 
schenstelle vorgelegten Verwendungsnachweise 
ohne eigene Prüfung an den Bundesminister weiter- 
gegeben. Weder sie noch der Bundesminister haben 
Bedenken erhoben. 

Nach den „Allgemeinen Bewilligungsbedingungen 
für die Gewährung von Zuwendungen des Bundes 
nach § 64 a RHO" (Anlage 2 zu den Bundesricht- 
linien 1953 zu § 64 a RHO), die nach den Richtlinien 
für den Bundesjugendplan sowohl in deren ur- 
sprünglicher Fassung vom 12. März 1954 als auch in 
der Fassung vom 22. Mai 1958 von den Antragstel- 
lern ausdrücklich als verbindlich anzuerkennen 
waren, durften die Mittel nur so weit und nicht eher 
angefordert werden, als sie zur Bewirkung fälliger 
Zahlungen im Rahmen des Zuwendungszweckes be- 
nötigt wurden; eine entsprechende Bestimmung ent- 
halten die Richtlinien für den Bundesjugendplan 
vom 16. Dezember 1958. Der Bundesminister hat das 
hiervon abweichende Verhalten der Arbeitsgemein- 
schaft und der Zwischenstelle dadurch ermöglicht, 
daß er keine Klarheit über die Aufgaben und die 
Verantwortlichkeit der sogenannten mitverantwort- 
lichen Zentralstellen geschaffen und selbst keine 
hinreichende Kontrolle über die zweckentsprechende 
Verwendung der Mittel und die Einhaltung der Be- 
stimmungen ausgeübt hatte. Der Bundesminister hat 
damit wesentlich dazu beigetragen, daß Bundesmit- 
tel unwirtschaftlich und zweckfremd in Anspruch 
genommen worden sind. Die Mängel bestanden auch 
noch zur Zeit der Prüfung durch den Bundesrech- 
nungshof im Jahre 1962. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 und § 30 
Abs. 1 RHO vor. 

Auf Grund der mehrfachen Hinweise des Bundes- 
rechnungshofes hat der Bundesminister mit den 
Richtlinien für den Bundesjugendplan vom 28. Okto- 
ber 1964 erstmalig geeignete Schritte zur Abstellung 
solcher Mängel unternommen. 

Obwohl nach den Allgemeinen Bewilligungsbedin- 
gungen für die Gewährung von Zuwendungen des 
Bundes nach § 64 a RHO alle nicht im gleichen Rech- 
nungsjahr verwendeten Zuwendungen in voller 
Höhe hätten zurückverlangt werden können, hat sich 
der Bundesrechnungshof zur Vermeidung von Här- 
ten damit einverstanden erklärt, daß nur der Betrag 
von rd. 17 900 DM, der nicht zweckentsprechend ver- 
wendet worden war, nebst Zinsen zurückgefordert 
worden ist und daneben verlangt wurde, daß die 
verspätet verwendeten Beträge vom Ende des Rech- 
nungsjahres an, in dem sie bewilligt worden waren. 


bis zu ihrer tatsächlichen Verwendung verzinst 
werden. 

Der Bundesminister wird die Rückzahlung sicherzu- 
stellen und durch eigene ausreichende Kontrollen 
dafür zu sorgen haben, daß die mitverantwortlichen 
Zentralstellen die Richtlinien für den Bundesjugend- 
plan künftig genauer beachten. 

♦ 

Einzelplan 36 — Zivile Notstandsplanung 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 36 04 — Notstandsmaßnahmen im Auf- 
gabenbereich des Bundesministers 
des Innern 

Einmalige Ausgaben 

Titel 953 — Kosten für den Schutz von Kul- 

turgut im Rahmen der Maßnah- 
men des zivilen Luftschutzes 

17. Das Bundesarchiv hat am 13. September 1961 
für die Archivdirektion eines Landes, der Bundes- 
mittel zur Bewirtschaftung zugewiesen worden wa- 
ren, zwei Mikrofilmlesegeräte bestellt. Die Archiv- 
direktion hat außerdem am 14. Dezember 1961 bei 
derselben Lieferfirma zwei Filmentwicklungsmaschi- 
nen in Auftrag gegeben. Die Geräte und Maschinen 
sollten bei der Sicherungsverfilmung von Archiva- 
lien verwendet werden. Die Archivdirektion hat die 
Lieferfirma veranlaßt, die Rechnungen für beide 
Aufträge noch 1961 vorzulegen, obwohl sie wußte, 
daß Geräte und Maschinen erst im Rechnungsjahr 
1962 geliefert werden konnten. Sie hat die Rech- 
nungen im Gesamtbetrag von 15 730,96 DM bereits 
am 18. Dezember 1961 mit dem Vermerk „sachlich 
richtig" versehen und zur Zahlung angewiesen. Als 
Sicherheit für diese Vorleistung hat sie die Liefer- 
firma lediglich veranlaßt zu erklären, daß bei auf- 
tretenden Mängeln Geräte und Maschinen gegen 
Erstattung des Kaufpreises zurückgenommen wür- 
den. Die Lesegeräte wurden in den Monaten Januar 
und Februar, die Entwicklungsmaschinen wurden im 
Monat Mai 1962 geliefert. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren der 
Archivdirektion beanstandet. 

Das zuständige Landesministerium hat hierzu er- 
klärt, die Lieferfirma habe zunächst zugesagt, die 
Lesegeräte noch im Dezember 1961 und die Entwick- 
lungsmaschinen im Januar 1962 zu liefern. Die Lie- 
ferung habe sich aber wider Erwarten verzögert. 
Gegen Ende des Rechnungsjahres 1961 habe die 
Firma mitgeteilt, daß die gesamte Lieferung erst im 
Januar oder Februar 1962 zu erwarten sei. Wenn 
die Archivdirektion dann trotzdem die sofortige 
Ausstellung der Rechnungen gefordert und sie noch 
1961 bezahlt habe, so sei das nicht geschehen, um 
die für das Rechnungsjahr 1961 zugeteilten Mittel 
auszuschöpfen. Die Direktion habe vielmehr nur 
sicherstellen wollen, daß die Geräte und Maschinen 
möglichst frühzeitig zur Verfügung stünden. Eine 
erneute Anforderung von Haushaltsmitteln im Rech- 
nungsjahr 1962 hätte einen nicht zu verantworten- 
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den Zeitverlust zur Folge gehabt. Trotz fortgesetz- 
ten Drängens seien die Entwicklungsmaschinen 
allerdings erst im Mai 1962 geliefert worden. 

Diese Ausführungen können das Verfahren nicht 
rechtfertigen. 

Haushaltsmittel dürfen nicht eher in Anspruch ge- 
nommen werden, als es zur wirtschaftlichen und 
sparsamen Führung der Verwaltung erforderlich ist. 
Leistungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen 
nur vereinbart oder bewirkt werden, soweit dies im 
allgemeinen Verkehr üblich oder durch besondere 
Umstände gerechtfertigt ist. Beide Voraussetzungen 
waren nicht gegeben. Die Gegenstände hätten daher 
erst nach ihrer Lieferung bezahlt werden dürfen. 
Die in der Bescheinigung der sachlichen Feststellung 
enthaltenen Bestätigungen, daß die Lieferungen ent- 
sprechend der zugrunde liegenden Vereinbarung 
oder Bestellung sachgemäß und vollständig ausge- 
führt worden sind, waren falsch. 


Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1, § 28 Abs. 1 
RHO sowie gegen § 78 Abs. 1 RRO vor. 

Die beteiligten Stellen haben die künftige Beach- 
tung der haushaltsrechtlichen Vorschriften zugesagt. 
Der Bundesrechnungshof hat daher von weiterem 
abgesehen. 

Budiungen an unriditiger Stelle 

18 . Die in der Nachweisung (Nr. 19) aufgeführten 
Beträge sind nicht bei den richtigen Haushaltsstel- 
len gebucht worden (Titelverwechslungen). Der 
Bundesrechnungshof hat Titelverwechslungen nur 
aufgenommen, wenn durch sie die Überschreitung 
eines Ansatzes vermieden oder verursacht worden 
ist oder wenn sie eine grundsätzliche oder sonst er- 
hebliche Bedeutung haben (§ 107 Abs. 3 Satz 1 
RHO). 

* 


19. Nachweisung der Budiungen an unrichtiger Steile 

(Erläuterung siehe Nr. 20) 



Es sind gebucht 


Bei richtige 

r Buchung der Beträge wären 


bei 

statt bei 


als Haushalts- 
überschreitung, 
ggf. als Haus- 

die Haushaltsüberschreitungen, 







ggf. Haushaltsvorgriffe (V), oder 







die außerplanmäßigen Ausgaben 

Lfd. 

Nr. 






haltsvorgriff 
(V), oder als 
außerplan- 

höher 

niedriger 







mäßige 




Kapitel 

Titel 

Kapitel 

Titel 

Betrag 

Ausgabe 

nachzuweisen gewesen 






nachzuweisen 









gewesen 

um 

um 






DM 

DM 

DM 

DM 

1 1 

2 1 

3 1 

4 1 

5 1 

6 

1 7 1 

8 1 

9 

1 

09 02 

679 

12 02 

679 b 

124 747,— 

— 

— 

124 747,— 
(Kap. 09 02 









Tit. 679) 

2 

11 13 

69 

11 13 

610 

35 436,35 

— 

— 

35 436,35 





(Abset- 

zung) 




(Kap. 1113 
Tit. 610) 

3 

12 02 

679 a 

10 02 

585 b 4 

1 996,78 

■ — • 

1 996,78 

— 








(Kap. 10 02 
Tit. 585 b 4) 


4 

35 11 a 

360 

(Abset- 

zung) 

60 01 

St 3 

! 

287 916,27 

■ 



5 

60 01 

St 35 

60 01 

St 40 

8 293,63 

— 

’ 

— 
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20. Erläuterung der Buchungen 
an unrichtiger Stelle 

(siehe Nr, 19) 

Zu lfd. Nr. 1 

Bei Kapitel 12 02 Titel 679 b nachzuweisende Be- 
triebsbeihilfen für Verkehrsbetriebe zur Verbilli- 
gung von Gasöl sind bei Kapitel 09 02 Titel 679, der 
Betriebsbeihilfen für versteuertes Gasöl an gewerb- 
liche und sonstige Betriebe der allgemeinen Wirt- 
schaft vorsieht, gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 2 

Die von den Trägern der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung im Rahmen, der Leistungen auf Grund des 
Mutterschutzgesetzes zurückgezahlten Beträge hät- 
ten von den Ausgaben bei Kapitel 11 13 Titel 610 
abgesetzt werden müssen. 

Zu lfd. Nr. 3 

Bei Kapitel 10 02 Titel 585 b 4 nachzuweisende 
Preishilfen für Gasöl zur Förderung der Fischerei 
sind bei Kapitel 12 02 Titel 679 a, der Betriebsbei- 
hilfen für die Hochsee-, Küsten- und Binnenschiff- 
fahrt zur Verbilligung von Dieselkraftstoff vorsieht, 
gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 4 

Der Bundesminister der Finanzen hat auf Grund 
der Vereinbarung mit dem Niedersächsischen Mini- 
ster der Finanzen vom 31. Juli 1962/5. September 
1962 zur Bereinigung von Überleitungsfällen auf 
50 V. H. der von ihm gefoiderten Beförderungsteuer 
verzichtet. Er hat den ihm danach zustehenden 
Betrag von 287 916,27 DM mit Forderungen des 
Landes Niedersachsen gegen den Bund verrech- 
net, ihn aber nicht als Einnahme bei Kapitel 60 01 
Titel St 3 gebucht, sondern auf Ausgaben bei Kapi- 
tel 35 1 1 a Titel 360 vorweg angerechnet. 

Zu lfd. Nr. 5 

Einnahmen an Vermögensabgabe, die an den Aus- 
gleichsfonds abzuführen sind, sind als Abgabe 
„Notopfer Berlin" gebucht worden. 

Der Bundesrechnungshof hat den Ausgleich nach § 67 
Abs. 2 RHO veranlaßt. 

* 


21. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Haushaltsüberschreitung nach der Spalte 8 der 
Nachweisung (Nr. 19) ein unvorhergesehenes und 
unabweisbares Bedürfnis vorlag (Artikel 112 Satz 2 
GG). 


Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 

Allgemeine Vorbehalte aus früheren 
Rechnungs j ahren 

22. Zu den Bundeshaushaltsrechnungen für die 
Rechnungsjahre 1957 (Bemerkungen 1957 S. 19 
Nr. 32 und S. 31 unter a), 1958 (Bemerkungen 1958 
S, 55 Nr. 33 und S. 66 unter a) und 1959 (Bemerkun- 
gen 1959 S. 19 Nr. 28 und S. 27 unter a): 

Die Vorbehalte Nr. 2 

wegen der Haushaltsmittel, die außerhalb der 
Bundesverwaltung stehenden Stellen zur Erfül- 
lung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt 
worden sind (§ 64 a RHO), 

werden aufgehoben. 

Damit sind alle allgemeinen Vorbehalte zu den 
Bundeshaushaltsrechnungen für die Rechnungsjahre 
1957, 1958 und 1959 aufgehoben. 




Vorbehalte zum Rechnungsjahr 1962 

23. Der Bundesrechnungshof behält sich vor, zu den 
in der Anlage 2 (S. 24) aufgeführten Haushaltsstel- 
len Bemerkungen aufzustellen. Er hat die Prüfung 
der bei diesen Haushaltsstellen nachgewiesenen Ein- 
nahmen und Ausgaben noch nicht abschließen kön- 
nen. 

♦ 
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Vermögensrechnung 

24. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Rechnungsjahr 1962 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


Kenn- 

ziffer 

VERMÖGEN 

Bestand am 
Beginn des 
Rechnungsj ahres 

Zugang 

mit 

ohne 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 



1 

2 

3 



DM 

DM 

DM 

0 

Allgemeines 





V erwaltungs vermögen 




00 

Unbewegliche Sachen 

15 731 614 497,— 

2 267 198 744,16 

3 062 566 354,83 

03 

Geldwerte Rechte 

7 300 000,— 

— 



Summe 0 

15 738 914 497,— 

2 267 198 744,16 

3 062 566 354,83 

1 

Sachen im Gemeingebrauch .... 

— 

1 411 080 243,69 

2 514 122,88 

2 

Vermögen der Bundesanstalten 





und -einriditungen 




20 

Unbewegliche Sachen 

100 678 152,— 

9 822 306,35 

2 228 483,04 

22 

Wirtsdiaftsbetriebe 

1 797 575,— 

— 

193 568,— 

23 

Geldwerte Rechte 

303 734,08 

22 120,— 

— 


Summe 2 

102 779 461,08 

9 844 426,35 

2 422 051,04 

3 

Betriebsvermögen 




32 

Wirtschaftsbetriebe 

263 723 569,60 

2 695 072,14 

2 942 364,64 

330 

Kapitalbeteiligungen 

3 757 209 577,49 

53 474 400,— 

235 917 139,49 


Summe 3 

4 020 933 147,09 

56 169 472,14 

238 859 504,13 

4 

Allgemeines Kapital- und Sach- 





vermögen 




40 

Unbewegliche Sachen 

2 932 832 014,— 

72 852 580,22 

184 708 924,33 

43 

Geldwerte Rechte 

31 013 866 071,80 

3 571 189 480,54 ') 

1 809 917 671,58 


Summe 4 

33 946 698 085,80 | 

3 644 042 060,76 

1 994 626 595,91 

5 

Treuhandvermögen 

1 604 293 806,95 ' 

— 

20 800 546,04 


Berichtigungen It. Erläuterung . . 

— 

-462 400 000,-1) 

— 

1 Vermögen zusammen 

1 55 413 618 997,92 

1 6 925 934 947,10 | 

5 321 789 174,83 


Vermögen 

zu Beginn des Rechnungsjahres 55 413 618 997,92 DM 


Vermögen 

am Ende des Rechnungsjahres 54 715 662 286,28 DM 


Mithin Vermögensminderung . . 


697 956 711,64 DM«) 


SCHULDEN 




96 

Fundierte Sdiuld 

30 358 196 934,08 

1 389 977 047,25 

1 555 168 961,28 

97 

Schwebende Schuld 

1 673 150 000,— 

— 

1 218 150 000,— 

99 

Andere Schulden 

257 356 584,41 

5 011 827,43 

31 034 322,32 


Berichtigungen It. Erläuterung . . 

— 

941 800 000,— ^) 

-941 800 000,— ■*) 


Schulden zusammen 

32 288 703 518,49 

2 336 788 874,68 

1 862 553 283,60 


Schulden zu Beginn des Rechnungsjahres 32 288 703 518,49 DM 

Sdiulden am Ende des Rechnungsjahres 31 199 765 457,47 DM 


Schulden zu Beginn des Rechnungsjahres 32 288 703 518,49 DM 

Sdiulden am Ende des Rechnungsjahres 31 199 765 457,47 DM 

Mithin Schuldenminderung 1 088 938 061,02 DM 
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Abgang 

Abschreibungen 

1 

Bestand am 

Ende des 
Rechnungsjahres 

Veränderungen 
des Bundes- 
vermögens 

mit 

ohne 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 

4 

1 5 

1 6 

1 7 

1 8 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

12 496 264,54 

2 884 482 041,68 

124 124 711,77 

18 040 276 578,— 

2 308 662 081,— 

— 

— 

— 

7 300 000,— 

— 

12 496 264,54 

2 884 482 041,68 

124 124 711,77 

18 047 576 578,— 

2 308 662 081,— 

226 219,44 

587 547,56 

1 412 780 599,57 

— 

— 

29 278,41 

617 910,67 

759 836,31 

111 321 916,— 

10 643 764,— 

— 

15 000,— 

— 

1 976 143,— 

178 568,— 

12 135,95 

258 648,64 


55 069,49 

“248 664,59 

41 414,36 

891 559,31 

759 836,31 

113 353 128,49 

10 573 667,41 

1 145 200,— 

12 490 177,37 


255 725 629,01 

“7 997 940,59 

47 854 319,03 

453 569 508,76 

— 

3 545 177 289,19 

“212 032 288,30 

48 999 519,03 

466 059 686,13 

— 

3 800 902 918,20 

-220 030 228,89 

75 853 093,73 

212 263 641,03 

25 248 971,79 

2 877 027 812,— 

-55 804 202,— 

1 507 764 027,37 

5 497 046 809,99 “) 


29 390 162 386,56 

- 1 623 703 685,24 

1 583 617 121,10 

5 709 310 451,02 

25 248 971,79 i 

[ 

32 267 190 198,56 

- 1 679 507 887,24 

— 

10 654 889,96 

[ 

1 614 439 463,03 

10 145 656,08 

-941800 000,— S) 

1 607 200 000,— 

— 

~ 1 127 800 000,— 

-1 127 800 000,— 

703 580 538,47 | 

10 679 186 175,66 1 

1 562 914 119,44 | 

54 715 662 286,28 i 

“697 956 711,64 

1 311 436 460,47 

2 273 881 117,51 


1 

29 718 025 364,63 

“640 171 569,45 

— 

1 671 150 000,— 

— 

1 220 150 000,— 

“453 000 000,— 

2 716 384,98 

29 096 256,34 

— 

261 590 092,84 

4 233 508,43 

462 400 000,— 2) 

-462 400 000,— 2) 

— 

— 

— 

1 776 552 845,45 | 

3 511 727 373,85 | 

- .. 1 

31 199 765 457,47 j 

-1 088 938 061,02 


Die Verpflichtungen des Bundes aus Bürgschafts-, 
Gewährleistungs- oder anderen ähnlichen wirt- 
schaftlichen Zwecken dienenden Verträgen betrugen 
am Ende des Rechnungsjahres 23 606 110 554,83 DM 
gegenüber im Vorjahr 21 167 192 314,62 DM 


Außerdem sind verbürgt: 


bei dem ERP- 


Sondervermögen 

. 260 921 

Zinsen auf einen 


Kapitalbetrag in Höhe von . 

. 383 000 


166,29 DM 
000,— DM 


1 ) 2 ) 3) 4) 5) 6) siehe Nr. 25 
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25. Erläuterungen zur Übersicht unter Nr. 24 | 

1. In dem Betrag von 3 571 189 480,54 DM (Vermö- | 
genshauptgruppe 43, Spalte 2) ist ein Betrag von j 
462 400 000 DM enthalten, den der Bundesmini- 
ster der Finanzen als Zugang bei der Vermö- 
gensgruppe 4329 „Sonstige Wertpapiere" ge- 
bucht hat. In gleicher Höhe ist ein Abgang bei 
den Schulden (Vermögensgruppe 9601 „Anleihen 
und Schatzanweisungen") gebucht. Den Buchun- 
gen liegen Bareinzahlungen an den Internationa- 
len Währungsfonds (IWF) in Höhe von 
462 400 000 DM und die gleichzeitige Rückgabe 
und Entwertung von sog. Treasury Notes zu- 
grunde. Bei den Treasury Notes handelt es sich 
um Schuldurkunden (Schuldscheine), die die Mit- 
gliedsländer des IWF in Höhe des Teiles der in 
Landeswährung geschuldeten Quote ausstellen 
müssen, der vom IWF zunächst nicht benötigt 
und deshalb dort nicht eingezahlt wird. Die Bu- 
chung der 462 400 000 DM als Zugang bei den 
Wertpapieren war unrichtig. Die Veränderungen, 
die durch die Bareinzahlungen des Bundes an 
den IWF bewirkt wurden, betrafen nur die 
Schulden des Bundes und stellen dort Abgänge 
mit haushaltsmäßiger Zahlung dar. 

Um zu einer zutreffenden Nachweisung über das 
Vermögen und die Schulden des Bundes (Arti- 
tikel 110 Abs. 3 GG) zu kommen, hat der Bun- 
desminister der Finanzen die Vermögenshaupt- 
rechnung bei den Endsummen des Vermögens 
(durch entsprechende Absetzungen von den Zu- 
gängen) berichtigt. Die entsprechenden Eintra- 
gungen in den Vermögenssachbüchern wurden 
im Rechnungsjahr 1963 vorgenommen. 

2. Bei zutreffender Beurteilung der in der Erläu- 
terung 1 dargestellten Vorgänge stellt sich die 
Veränderung bei den Schulden als Abgang mit 
haushaltsmäßiger Zahlung und nicht als Abgang 
ohne haushaltsmäßige Zahlung dar, wie sie der 
Bundesminister in der Vermögenshauptrechnung 
nachgewiesen hat. Der Bundesminister hat auch 
hier entsprechende Berichtigungen bei den End- 
summen vorgenommen und damit die — bei Be- 
rücksichtigung der Berichtigungen gemäß Erläu- 
terung 1 fehlende — Übereinstimmung zwischen 
Geld- und Vermögensredinung wieder herge- 
stellt. 

3. In dem Betrag von 1 507 764 027,37 DM (Ver- 
mögenshauptgruppe 43, Spalte 4) ist ein Betrag 
von 941 800 000 DM enthalten, den der Bundes- 
minister der Finanzen als Abgang beim Ver- 
mögen (Vermögensgruppe 4329 „Sonstige Wert- 
papiere") gebucht hat. In gleicher Höhe hat er 
einen Zugang bei den Schulden (Vermögens- 
gruppe 9601 „Anleihen und Schatzanweisungen") 
gebucht. Den Buchungen liegen DM-Rückzahlun- 
gen des IWF von 941 800 000 DM und die gleich- 
zeitige Ausstellung von Treasury Notes in dieser 
Höhe zugrunde. Die Buchung der 941 800 000 DM 
als Abgang bei den Wertpapieren war unrichtig. 
Die Veränderungen, die durch die Rückzahlun- 
gen des IWF bewirkt wurden, betrafen nur die 
Schulden des Bundes (vgl. Erläuterung 1). Sie 
stellen hier Zugänge mit haushaltsmäßiger Zah- 
lung dar. 


Der Bundesminister hat die Vermögenshaupt- 
rechnung bei den Endsummen des Vermögens 
(durch entsprechende Absetzungen bei den Ab- 
gängen) berichtigt. In den Vermögenssachbü- 
chern wurden die Eintragungen im Rechnungs- 
jahr 1963 vorgenommen. 

4. Unter Berücksichtigung der in der Erläuterung 3 
dargestellten Vorgänge ist die Veränderung bei 
den Schulden ein Zugang mit haushaltsmäßiger 
Zahlung und nicht ein Zugang ohne haushalts- 
mäßige Zahlung, wie sie der Bundesminister in 
der Vermögenshauptrechnung nachgewiesen 
hat. Der Bundesminister hat auch hier entspre- 
chende Berichtigungen bei den Endsummen vor- 
genommen (vgl. Erläuterung 2). 

5. Nach Bareinzahlungen des Bundes bei dem IWF 
in Höhe von 1 607 200 000 DM hat der Bundes- 
minister der Finanzen zutreffend einen Abgang 
in gleicher Höhe bei den Schulden gebucht. Die 
wegen der Bareinzahlungen vom IWF zurück- 
gegebenen Treasury Notes über den gleichen 
Betrag nahm er in sein Depot, weil er sie als 
Wertpapiere ansah; er buchte gleichzeitig einen 
Zugang in Höhe von 1 607 200 000 DM bei dem 
Vermögen (Vermögensgruppe 4329 „Sonstige 
Wertpapiere"). Das war nicht richtig, weil die 
Treasury Notes keine Wertpapiere, sondern 
Schuldscheine sind (vgl. Erläuterung 1). 

Um auch in diesem Punkt zu einer zutreffenden 
Nachweisung über das Vermögen und die Schul- 
den des Bundes (Artikel 110 Abs. 3 GG) zu kom- 
men, hat der Bundesminister, nachdem die 
Treasury Notes an die Bundesschuldenverwal- 
tung zurückgegeben und entwertet worden 
waren, die Vermögenshauptrechnung bei den 
Endsummen des Vermögens (durch Erhöhung der 
Abgänge um 1 607 200 000 DM) berichtigt. Die 
Eintragungen in den Vefmögenssachbüchern wur- 
den im Rechnungsjahr 1963 richtiggestellt. 

6. Bei der Vermögensminderung haben sich insbe- 
sondere 

die Umwandlung von Darlehen an die Deutsche 
Bundesbahn in Höhe von 3573 Mio DM in 
einen Zuschuß (Abgang bei der Vermögens- 
gruppe 4313 „Sonstige Darlehen") und 

die Berichtigungen im Zusammenhang mit den 
vom Bund gegenüber dem IWF ausgestellten 
Treasury Notes (per Saldo eine Vermögens- 
minderung in Höhe von 1127 Mio DM; vgl. 
die Erläuterungen 1, 3 und 5) 

ausgewirkt. 

26. Die in der Vermögensrechnung 1962 für den 
Beginn des Rechnungsjahres nachgewiesenen Be- 
stände stimmen bei allen Vermögensgruppen mit 
den am Schluß des Rechnungsjahres 1961 nachgewie- 
senen Beständen überein. 

27. Die in der Vermögensrechnung nachgewiese- 
nen Zugänge und Abgänge des Vermögens und der 
Schulden entsprechen nicht in allen Teilen den in 
der Geldrechnung nachgewiesenen vermögenswirk- 
samen Zahlungen. 
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in in 

1000 DM 1000 DM j 

In der Vermögensrechnung (Ver- 
mögenshauptrechnung) sind 
durch haushaltsmäßige Zahlun- 
gen veraniaßte Vermögenszu- 
qänqe bzw. Schuldenabgänge 

von 8 702 487 

und Vermögensabgänge bzw. 

Schuldenzugänge von 3 040 369 

nachgewiesen. 

Dagegen haben nach der Geld- 
rechnung (Hauptrechnung) die 
vermögenswirksamen Haus- 
haltsausgaben 8 603 728 

und die vermögenswirksamen 

Haushaltseinnahmen 2 941 610 

betragen. 

Nach der Vermögensrechnung 

mehr 98 759 98 759 

Die Abweichungen haben fol- 
gende Ursachen: 

In der Geldrechnung sind ver- 
mögenswirksame Haushaltsein- 
nahmen von Haushaltsausga- 
ben und umgekehrt vermögens- 
wirksame Haushaltsausgaben 
von Haushaltseinnahmen abge- 
setzt worden. Diese vermögens- 
wirksamen Zahlungen sind als 
solche in der Geldrechnung nicht 
zu erkennen. In Höhe der ent- 
sprechenden Beträge werden je- 
doch in der Vermögensrechnung 
Vermögensabgänge und -Zu- 
gänge sowie Schuldenabgänge 
und -Zugänge mit haushalts- 
mäßiger Zahlung nachgewiesen, 
und zwar mit dem Ergebnis, daß 
das Mehr der Vermögensrech- 
nung gegenüber der Geldrech- 
nung bei den Vermögenszugän- 
gen und Schuldenabgängen .... 98 759 

und bei den Vermögensabgän- 
gen sowie Schuldenzugängen 

ebenfalls 98 759 

beträgt. 

28 . Die vermögenswirksamen Haushaltsausgaben 
haben bei 57 984 Mio DM Gesamtausgaben 8702 Mio 
DM betragen. Damit die Wirkung der Haushalts- 
wirtschaft im Rechnungsjahr 1962 auf die Vermö- 
gensbildung richtig beurteilt werden kann, müssen 
von den Gesamtausgaben einige Posten abgesetzt 
werden. Es handelt sich um den Zuschuß des ordent- 
lichen Haushalts an den außerordentlichen Haushalt 
(410 Mio DM), um die Übernahme der kassen- 
mäßigen Mehreinnahme des ordentlichen Haushalts 


auf den außerordentlichen Haushalt (162 Mio DM) 
und um die Abführung der Ausgleichsabgaben an 
den Lastenausgleichsfonds (2092 Mio DM), zusam- 
men 2664 Mio DM. Von den dann noch verbleiben- 
den 55 320 Mio DM waren 15,7 v. H. vermögens- 
wirksam. Im Rechnungsjahr 1961 waren es 19 v. H. 
und im Rumpfrechnungsjahr 1960 16 v. H. 

Von den vermögenswirksamen Ausgaben im Rech- 
nungsjahr 1962 haben 6925 Mio DM (Spalte 2 der 
Übersicht unter Nr. 24) zur Mehrung des Vermö- 
gens beigetragen gegenüber 8360 Mio DM im Rech- 
nungsjahr 1961 und 4648 Mio DM im Rumpfrech- 
nungsjahr 1960. Zur Schuldentilgung sind 1776 Mio 
DM (Spalte 4 der Übersicht) verwendet worden; im 
Rechnungsjahr 1961 waren es 920 Mio DM und im 
Rumpfrechnungsjahr 1960 385 Mio DM. 

29 . Der Anteil der vermögenswirksamen Haus- 
haltseinnahmen an den Gesamteinnahmen ist kleiner 
als im Vorjahr. Von den Gesamteinnahmen des 
Rechnungsjahres 1962 (57 537 Mio DM abzüglich 
2664 Mio DM — vgl. unter Nr. 28 — = 54 873 Mio 
DM) sind 2941 Mio DM vermögenswirksam gewesen, 
das sind 5,3 v. H. Demgegenüber wirkten sich im 
Rechnungsjahr 1961 9,3 v. H. und im Rumpfrech- 
nungsjahr 1960 3,1 V. H. auf das Vermögen des Bun- 
des aus. 

Die vermögenswirksamen Einnahmen im Rechnungs- 
jahr 1962 sind im wesentlichen durch die Tilgung 
von Forderungen des Bundes sowie durch den Ver- 
kauf von Vermögenswerten entstanden. Diesen Ein- 
nahmen stehen entsprechende Vermögensabgänge 
gegenüber. 

Die Einnahmen aus Anleihen haben im Rechnungs- 
jahr 1962 927 Mio DM betragen; im Rechnungsjahr 
1961 waren es 1238 Mio DM und im Rumpfrech- 
nungsjahr 1960 403 Mio DM. 

* 

Schlußbemerkung 

Bericht über die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 

30 . Mit den Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu den Bundeshaushaltsrechnungen ist ein 
Bericht darüber zu verbinden, welche wesentlichen 
Anstände sich aus der Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit ergeben haben 
(§ 107 Abs. 2 RHO). Der mit den Bemerkungen zu 
der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1960 verbundene Bericht vom 22. Oktober 1963 
enthält bereits die bis Ende September 1963 fest- 
gestellten wesentlichen Mängel. Den Bericht über 
das Ergebnis der seitdem vorgenommenen Prüfun- 
gen hat der Bundesrechnungshof mit den Bemer- 
kungen zu der Bundeshaushaltsrechnung 1963 ver- 
bunden. 


Frankfurt am Main, den 22. Dezember 1965 


Bundesrechnungshof 

Hopf 
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Anlage 1 

(zu S. 9 Nr. 14) 


Druck" und Darstellungsfehler 


In der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1962 
hat der Bundesrechnungshof 
— von bedeutungslosen Schreibfehlern abgesehen — 
folgende Druck- und Darstellungsfehler festgestellt: 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Beilage 1 zum Vorwort 




XXXIII 

Kap. 32 07 

15 

31 07 

32 07 


Vorberidit 




7 

lfd. Nr. 7 


Kap. 07 04 Tit. 870 

Kap. 07 04 Tit. 850 

8 

hinter Zeile 5 



Kap. 14 02 Tit. 612 
— Ausnahme gemäß 
§ 2 des Haushalts- 
gesetzes 1962 — 


Zeile 10 


Kap. 14 10 Tit. 910 

Kap. 14 10 Tit. 950 


hinter Zeile 16 



Kap. 14 12 

Tit. 731 bis 739 
— Ausnahme gemäß 
§ 2 des Haushalts- 
gesetzes 1962 — 


hinter Zeile 28 



Kap. 14 17 Tit. 350 
— Ausnahme gemäß 
§ 2 des Haushalts- 
gesetzes 1962 — 


hinter Zeile 29 



Kap. 14 18 Tit. 350 
— Ausnahme gemäß 
§ 2 des Haushalts- 
gesetzes 1962 — 

17 

Zeile 34 
(5,8 Mio DM) 


Kap. 14 12 Tit. 880 

Kap. 14 14 Tit. 880 


Zeile 36 
(10,0 Mio DM) 


Kap. 14 12 Tit. 881 

Kap. 14 14 Tit. 881 


Beilage 1 zum Vorbericht 




31 

Kap. 11 12 

3 

520,0 

528,0 

33 

(10 02/575 b 2) 

4 

0,1 

“ 0,1 

37 

10 02/961 a und b 

6 

117,4 

217,4 

40 

zweitletzte Zeile 

1 

32 01 (93)91 

A 32 01 (93)91 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Beilage 4 zum Vorberidit 



1 

! 

64 

Kap. 14 02 Tit. 613 

3 

b) Vorfinanzie- 

a) Vorfinan- 




rung . . . 

rung . . . 


Zeile 26 

1 ' 

1404 

14 05 

65 

Zeile 22 

2 ; 

1 

710 

700 


Beilage 5 zum Vorberidit 

^ j 



78 

Zeile 1 

i 

1 

(14 02) 

14 02 


Kap. 14 02 Tit. 601 

3 

c) Nationale . . . 

b) Nationale . . . 




d) Zusdiüsse . . . 

! c) Zusdiüsse . . . 


Kap. 14 03 

2 

951 

952 


Gesamtrechnung 




87 

Einzelplan 10 

10 i 

2 434 968 863,28 

-2 434 968 863,28 

95 

Zeile 4 


ordentlidien 

außerordentlichen 


Einzelplan 05 



i 

266 

Kap. 05 04 Tit, 300 

6 

1 084,73 

1 084,78 

271 

Kap. 05 02 

12 

245 310 818,93 

245 310 817,93 


Einzelplan 06 




316 

Gesamteinnahmen 

^ i 

302 419,34 

302 419,74 

387 

Kap. 06 11 Tit. 16 

8 

18 000 

18 800 

505 

Kap. 06 29 Tit. 710 

12 

14 653.37 

— 


Tit. 850 

12 

— 

14 653,37 

533 

Kap. 06 34 Tit. 215 a 

12 

293,— 

2,93 

561 

Kap. 06 35 

6 

657 808,28 

675 808,28 

563 

Kap. 06 10 

14 

4 111 792,93 

4 111 792,83 

564 

Zeile 10 

1 

X Haushalts- 

+ Haushalts- 




übertragungen 

übertragungen 


Einzelplan 07 




605 

Erläuterung zu Kap. 07 05 Tit. 215 a 


8 050,90 

12 050,90 

615 

Erläuterung zu Kap. 07 06 Tit. 201 c 


305,29 

1 305,29 


Einzelplan 09 



1 

760 

Kap. 09 04 Tit. 205 

7 

— 

33 797 — 

762 

Summe Sadiausgaben 

7 

— 

33 797,— 


Summe Fortdauernde Ausgaben, 



. 


zugleich Gesamtausgaben 

7 ! 

1 

1 

— 

33 797,— 


Einzelplan 10 

i 



845 

Kap. 10 01 Tit. 850 

10 

1 646,— 

16 460,— 

866 

zu Kap. 10 02 Tit. 601, 





Absdinitt A I zusammen 

Istausgabe 

5 445 936,42 

5 545 936,42 

872 

Kap. 10 02 Tit. 615 a 

4 und 6 

3 012 384,42 

3 012 354.42 

880 

Kap. 10 02 Tit. 679 b 

4 und 6 

118 109 179,10 

115 109 179,10 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 

i 

884 

Gesamtausgaben 

7 

71 584 096,97 

71 584 596,97 

885 

Kap. 10 02 Tit (980 a) 

9 

12 479 000,-^ 

12 479 200,— 

913 

; Summe Sachausgaben 

11 

40 637,34 

40 037,34 

948 

Kap. 10 12 Tit. (712) 

7 

127 265,25 

127 205,25 

968 

Zuschuß Kap. 10 14 

4 

932 882,06 

932 883,06 

987 

Kap. 10 16 Tit. 310 

10 

110 721,34 

101 721,34 

995 

Kap. 10 17 Tit. 215 a 

12 

1 903,— 

1 903,65 

996 

Kap. 10 17 Tit. 310 

4 

288 864,17 

288 861,17 


Einzelplan 11 




1147 

Zuschuß Kap, 11 12 

12 

23 993 183,64 

23 993 183,63 


Einzelplan 12 




1292 

Anlage zu Kap. 12 10 

Kennzahl 1031 

3 

von Ortsdurchfahr- 
ten in Gemeinden 
bis 9000 Einwohner 

von Ortsdurchfahr- 
ten in Gemeinden 
bis 9000 Einwohner, 
ab 1. Januar 1962 
bis 50000 Einwohner 

1294 

Anlage zu Kap. 12 10 

Kennzahl 1030 

3 

von Ortsdurchfahr- 
ten in Gemeinden 
bis 9000 Einwohner 

von Ortsdurchfahr- 
ten in Gemeinden 
bis 9000 Einwohner, 
ab 1. Januar 1962 
bis 50000 Einwohner 

1328 

Kap. 12 14 Tit. 200 

3 

Davon 5000 kw. ' 

— 

1373 

Kap. 12 03 

! 

13 

-338 088 746,41 

-358 088 746,41 


Einzelplan 14 




1529 

Kap. 14 15 Tit. 958 

9 

- 10 159 152.68 

- 10 159 152,08 


Einzelplan 15 




1609 

Summe Einmalige Ausgaben 

9 

+ 484 037,— 

+ 484 037,07 


Einzelplan 24 




1694 

Kap. 24 01 Tit. 218 

6 

3 212,20 

3 211,20 

1711 

Kap. 24 03 Tit. 402 

zu 12 

Es fehlt in den Erläuterungen ein Ver- 
merk, daß von der Minderausgabe ein 
Betrag von 1 Mio DM zur Deckung der 
außerplanmäßigen Ausgabe bei Kap. 24 02 
Tit. apl. 951 verwendet worden ist. 


Tit. 405 

zu 12 

Es fehlt in den Erläuterungen ein Ver- 
merk, daß von der Minderausgabe ein 
Betrag von 1898,09 DM zur Deckung der 
überplanmäßigen Ausgabe bei Kap. 24 03 
Tit. 865 verwendet worden ist. 

1713 

Kap. 24 03 Tit. 470 

Erläute- 
rung zu 
Tit. 470 

Es fehlt der Vermerk, daß von der Min- 
derausgabe ein Betrag von 999 980,93 DM 
zur Deckung der außerplanmäßigen Aus- 
gabe bei Kap, 24 03 Tit. apl. 754 verwen- 
det worden ist. 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Tit. 501 

Erläute- 
rung zu 
Tit. 501 

Die Minderausgabe 
dient teilweise zur 
Deckung einer 
Überschreitung 
an anderer Stelle 

Von der Minder- 
ausgabe sind 

92 401,92 DM 
zur Deckung der 
Überschreitung 
bei Kap. 24 03 
Tit. 223 ver- 
wendet worden. 


Tit. 601 

Erläute- 
rung zu 
Tit. 601 

Die Minderausgabe 
dient teilweise zur 
Deckung von 
Überschreitungen 
an anderer Stelle 

Die Minderausgabe 
dient teilweise zur 
Deckung der folgen- 
den über- und 
außerplanmäßigen 
Ausgaben: 

Kap. 24 01 Tit. 850 
= 12 281,16 DM 
Kap. 24 01 

Tit. apl. 751 
= 52 200,39 DM 
Kap. 24 03 

Tit. apl. 752 
- 76 000,— DM 
Kap. 24 04 Tit. 203 
= 10 547,75 DM 

1742 

Gesamtsoll für den Einzelplan 

5 

10 662 903,62 

— 


Einzelplan 25 




1753 

Summe Fortdauernde Einnahmen 

10 

23 000,— ' 

23 900,— 


Einzelplan 35 




2026 

Kap. 35 1 1 a Tit. 324 

6 

1 938 519,42 

1 958 514,42 

2048 

Kap. 35 1 1 a 

4 

67 106 686,66 

67 106 687,66 


Anlage I 




2258 

Kap. 07 04 Tit. 206 

5 

Kap. 07 04 Tit. 300 

Kap. 07 05 Tit. 300 

2261 

Kap. 08 03 

2 

515 

215 

2315 

Kap. 14 02 

2 

955 

995 

2374 

Kap. 36 08 

2 

30 

300 


Anlage II 




2391 

lfd. Nr. 73 


Bundesminister 
für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes 

Bundesschatz- 

minister 


Anlage III 




2403 

lfd. Nr. 143 

2 

2602 

2603 
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Seite Haushaltsstelle 

Zu Anlage III 

(Beilage zu Kap. 24 03 Tit. 70) 

2406—2448 


2406 — 2448 — Beilage zu Kap. 24 03 Tit. 70 — 

2409—2410 

2410 

2412 

2414 

2415 


Spalte unrichtig richtig 


a) In der Spalte „Grundstücksbezeich- 
nung" fehlen die Ortsnamen bei den 
lfd. Nrn.: 

1, 6, 9, 10, 34-~36, 38, 41—45, 59, 94, 
107—110, 123, 133, 148, 152, 242, 

255—257, 262, 263, 297, 379, 440, 479, 
502, 539—541 und 560 

b) In der Spalte „Grundstücksbezeich- 
nung" fehlen die eindeutigen Bezeich- 
nungen der veräußerten Liegenschaf- 
ten entweder nach Straßen und Haus- 
nummern oder nach den Kataster- und 
Grundbuchbezeichnungen bei den lfd. 
Nrn.: 

2—5, 7, 15—20, 22—28, 31, 36, 

37, 41—43, 59, 62—93, 95—103, 124, 
128—130, 139, 140, 143, 145, 146, 149, 
155, 213—215, 226, 227, 231, 233—237, 
362—366, 369, 370, 372—377, 379, 384, 
391, 453, 454, 460, 461, 463—467, 479, 
507—509, 511—514, 516—524, 530, 532, 
535—543, 549—551, 555—558 

c) Aus dem Bereich einer Oberfinanz- 
direktion fehlen die Eintragungen von 

95 Grundstücksveräußerungen im Ein- 
zelbetrag von mehr als 10 000 DM: 

Größe insgesamt 48 669 qm 

Erlös insgesamt 340 526, — DM 

Restkaufgeld 

insgesamt 1 196 564,50 DM 

d) In der Spalte „Bemerkungen" fehlt die 
nachrichtliche Eintragung der Rest- 
kaufgelder bei den lfd. Nrn.: 

60, 67, 74, 75, 79, 81, 87, 91, 95, 96, 
98 und 100 in Gesamthöhe von 

96 674,— DM 

e) Bei den lfd. Nrn. 88 — 93 ist die Orts- 
bezeichnung „Ascheberg" unrichtig; 
sie muß lauten „Bordesholm". 

f) Bei lfd. Nr. 124 muß es in der Spalte 
„Erlös" an Stelle von „51 885,50" rich- 
tig heißen „52 000, — 

g) Die lfd. Nr. 163 war nicht aufzuneh- 
men, da unter 10 000 DM. 

h) Bei lfd. Nr. 168 fehlt in der Spalte 
„Erlös" die Eintragung des Betrages. 
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Seite Haushaltsstelle Spalte unrichtig richtig 


Anlage V 

2469 Es fehlt die Eintragung des folgenden 

G rundstückst auschs : 

1 27 I 

2 Grundstück in Duisdorf, Grundbuch von 
Duisdorf Band 58 Blatt 2166, Flur 2, Flur- 
stücke 1122, 1123 und 1124 mit 5040 qm 

3 80 640,— DM | 

4 Grundstück in Duisdorf, Grundbuch von 
Duisdorf Band 48 Blatt 1843, Flur 3, Flur- 
stücke 642 und 679 mit 2650 qm 

5 42 400,— DM | 

6 BMSchatz vom 22. Juli 1960 
— II A/4— 04482— 51/60 — 

7 Der Spitzenbetrag von 38 240 DM wurde 

bei Kap. 24 03 Tit, 70 vereinnahmt. 

Anlage 2 VR zum Teil IV 

2691 Zeile 2 § 234 | § 324 
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Anlage 2 

(zu S. 13 Nr. 23) 


Vorbehalte zum Rechnungsjahr 1962 

(§ 107 Abs. 4 RHO) 


a) Allgemeine Vorbehalte 

Der Bundesredinungshof behält sich allgemein vor, Bemerkungen 

aufzustellen 

1. zu den Ausgaben, über die für einen längeren Zeitraum als ein 
Rechnungsjahr oder über die noch durch besondere Rechnungen 
Rechnung zu legen ist, 

2. zu den Haushaltsmitteln, die Stellen außerhalb der Bundesver- 
waltung zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt 
worden sind und deren Verwendung er noch zu prüfen hat 
(§ 64 a RHO), 

3. zu den Einnahmen und Ausgaben, die in Büchern und Rechnungs- 
unterlagen der Betriebe im Sinne des § 15 RHO nachgewiesen 
werden, 

4. zu den Ausgaben beim Einzelplan 14, die im Rahmen mehrjähriger 
Beschaffungsprogramme vom Bundesminister der Verteidigung 
und seinen nachgeordneten Dienststellen geleistet worden sind. 


b) Einzelvorbehalfe 


LM. 

Nr. 


Kapitel 


Titel 


Zweckbestimmung 


Begründung 


06 01 


1 


Bundesminister des Innern 


101 


108 


Bundesministerium des Innern Das Prüfungsverfahren ist 

noch nicht abgeschlossen. 

Amtsbezüge des Ministers und Dienstbezüge, Zu- 
lagen und Zuwendungen der planmäßigen Beamten 
(einschließlich der in Planstellen angestellten Beam- 
ten auf Probe) 

Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 
gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Familien- 
besuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 


3 

4 


11 10 


5 

6 


300 

301 

305 

306 


Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 


Kriegsopferversorgung und gleichartige Leistungen 
Versorgungsbezüge 

Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz auf 
Grund des Soldatenversorgungsgesetzes vom 26. Juli 
1957 (BGBl. I S. 785) 


Das Prüfungsverfahren 
konnte hinsichtlich der in 
einem Lande entstande- 
nen Ausgaben noch nicht 
abgeschlossen werden. 


Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefan- 
genen 

Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz auf 
Grund des Häftlingshilfegesetzes vom 25, Juli 1960 
(BGBl. I S. 578) 
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Bemerkungen 

des Bundesredinungshofes zu der Bundeshaushaltsredmung 
(einsdiließlidi der Bundesvermögensredinung 

sowie der Jahresredinungen des Ausgleichfonds 

/ 

und des ERP-Sondervermögens) 
für das Redmungsjahr 1963 

Inhaltsverzeichnis 

Seite Nummer 

Allgemeines 26 1 und 2 

Bemerkungen nadi § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 27 bis 30 3 bis 14 

Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 31 bis 35 15 bis 19 

Buchungen an unrichtiger Stelle 35 bis 37 20 bis 23 

Vorbehalte 37 24 bis 26 

Vermögensrechnung 38 bis 41 27 bis 33 

Anlage 1: Druck- und Darstellungsfehler 42 bis 45 

Anlage 2: Einzelvorbehalte aus früheren Rechnungsjahren 46 

Anlage 3: Vorbehalte zu der Bundeshaushaltsrechnung 1963 46 
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Allgemeines 


1 , Der Bundesredinungshof legt hiermit dem Bun- 
destag und dem Bundesrat seine Bemerkungen zur 
Bundeshaushaltsredinung (einsdiließiidi der Bundes- 
vermögensredinung sowie der Jahresredinungen 
des Ausgleidisfonds und des ERP-Sondervermögens) 
für das Redinungsjahr 1963 vor. Sie bilden die 
Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 
(Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 GG). 


% 


Stand der Entlastung für die vorausgegangenen 
Redinungs j ahre 

2 . Der Bundesredinungshof hat über den Stand der 
Entlastung unter Nr. 2 der gleidizeitig vorgelegten 
Bemerkungen zu der Bundeshaushaltsredinung für 
das Redinungsjahr 1962 berichtet. Danach ist die 
Entlastung für die Rechnungsjahre 1960 und 1961 
abgeschlossen. 

Die Entlastung für das Rechnungsjahr 1962 steht 
noch aus. 
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Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushalts 
für das Rechnungsjahr 1963 


3. 

a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1963 

beträgt das Haushaltssoll 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1962 übernommenen 

Haushaltsreste (vgl. Abschnitt A 4 des Vorberichts zur Bundes- 
haushaltsrechnung, S. 4) mit 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 1962 

übernommenen Haushaltsreste 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1963 

betragen die Isteinnahmen und die Istausgaben 

(mithin kassenmäßige Mehrausgabe: 511 642 390,24 DM) 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1963 ver- 
bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1964 über- 
tragen sind und das Rechnungsjahr 1963 wie wirklich entstan- 
dene Einnahmen und Ausgaben entlasten oder belasten, mit . . . 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungsjahres 

1963 verbliebenen Haushaltsreste 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem Rech- 

nungsjahr 1962 übernommenen Haushaltsreste (c) beträgt die 
Mehreinnahme/Mehrausgabe 

h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1963 (§§ 75, 77 RHO) 


Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

54 628 480 000,— 

54 628 480 000,— 

368 025 477,09 

2 345 409 904,70 

54 996 505 477,09 

56 973 889 904,70 

55 391 424 310,69 

55 903 066 700,93 

194 149 831,80 

2 563 251 833,43 

55 585 574 142,49 

58 466 318 534,36 

589 068 665,40 

1 492 428 629,66 

903 359 964,26 

DM ») 


♦ 


4. Das kassenmäßige Ergebnis (Nr. 3 d) hat sich 
gegenüber den entsprechenden Ergebnissen der Vor- 
jahre wesentlich verschlechtert. Das wird besonders 
deutlich, wenn man berücksichtigt, daß im Rech- 
nungsjahr 1963 Mittel des ordentlichen Haushalts 
nicht zur Deckung des Ausgabebedarfs des außer- 
ordentlichen Haushalts herangezogen worden sind. 
Ohne die Beiträge des ordentlichen Haushalts an 


den außerordentlichen Haushalt hätten sich kassen- 
mäßige Mehreinnahmen ergeben 

im Rechnungsjahr 1962 von 161,6 Mio DM, 
im Rechnungsjahr 1961 von 1 300,2 Mio DM und 
im Rechnungsjahr 1960 von 548,3 Mio DM. 

* 


Anmerkung : 

h Der rechnungsmäßige Fehlbetrag setzt sich zusammen aus der kassenmäßigen Mehrausgabe 

nach d) 511 642 390,24 DM 

und dem Unterschied zwischen den am Schluß des 
Rechnungsjahres 1963 verbliebenen Haushalts- 
resten nach e) 2 563 251 833,43 DM Ausgabereste 

— 194 149 831,80 DM Einnahmereste 

— 2 369 102 001,63 DM 

und den aus dem Rechnungsjahr 1962 übernom- 
menen Haushaltsresten nach b) 2 345 409 904,70 DM Ausgabereste 

— 368 025 477,09 DM Einnahmereste 

= 1 977 384 427,61 DM 391 717 574,02 DM 

903 359 964,26 DM 
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5. Die Ausgabereste, die am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1962 rd. 2334,3 Mio DM betragen haben, sind 
infolge der Übertragung von Ausgabeansätzen aus 
dem außerordentlichen Haushalt in den ordentlichen 
Haushalt mit rd. 2345,4 Mio DM in das Rechnungs- 
jahr 1963 übernommen worden (vgl. Nr. 3 b). Sie 
betrugen am Schluß des Rechnungsjahres 1963 rd. 
2563,3 Mio DM (vgl. Nr. 3 e) und machen damit rd. 
4,6 V. H. der Istausgaben aus. Im Rechnungsjahr 


1962 betrug der Anteil der Ausgabereste an den 
Istausgaben rd. 4 v. H. Von den am Schluß des 
Rechnungsjahres 1963 verbliebenen Ausgaberesten 
entfielen rd. 628,8 Mio DM auf den Einzelplan 14 
(Bundesminister der Verteidigung). Der Anteil der 
Ausgabereste dieses Einzelplans an den Istausgaben 
ist von rd. 0,6 v. H. im Rechnungsjahr 1962 auf rd. 
1,1 V. H. im Rechnungsjahr 1963 angestiegen. 


♦ 


Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts 
für das Rechnungsjahr 1963 


6 . 


a) 

b) 


c) 


d) 

e) 


f) 

g) 

h) 


A 


Einnahme Ausgabe 

DM DM 


Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1963 
beträgt das Haushaltssoll 

Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1962 übernommenen 
Haushaltsreste (vgl. Abschnitt A 4 des Vorberichts zur Bundes- 
haushaltsrechnung, S. 4) mit 

Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 1962 
übernommenen Haushaltsreste 2 667 370 000, — 3 102 637 935,90 

Nach der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1963 
betragen die Isteinnahmen und Istausgaben 

Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1963 ver- 
bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1964 über- 
tragen sind und das Rechnungsjahr 1963 wie wirklich entstan- 
dene Ausgaben belasten, mit 


Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungsjahres 
1963 verbliebenen Haushaltsreste 

2 863 769 974,88 

3 473 987 203,37 

Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem Rech- 
nungsjahr 1962 übernommenen Haushaltsreste (c) beträgt die 
Mehreinnahme/Mehrausgabe 

196 399 974,88 

371 349 267,47 


Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1963 (§§ 75, 77 RHO) 174 949 292,59 DM 2) 


nmerkung: 

Der Fehlbetrag setzt sich zusammen aus dem Unterschied zwischen den am Schluß des 


Rechnungsjahres 1963 verbliebenen Haushaltsresten nach e) 610 217 228,49 DM 

und den aus dem Rechnungsjahr 1962 übernommenen Haushaltsresten nach b) 435 267 935,90 DM 

174 949 292,59 DM 


2 863 769 974,88 2 863 769 974,88 


610 217 228,49 


2 667 370 000,— 2 667 370 000,— 

— 435 267 935,90 
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7. Der Bundesminister der Finanzen konnte im 
Rechnungsjahr 1963 die Istausgaben des außer- 
ordentlichen Haushalts in Höhe von 

zusammen 2 863 769 974,88 DM 

ohne Inanspruchnahme des 
ordentlichen Haushalts aus 
Mitteln des außerordent- 
lichen Haushalts wie folgt 
decken: 


Kapitel A 32 01 Titel 91 

Einnahmen aus Anleihen ... 2 659 169 974,88 DM 


Kapitel A 32 01 Titel 92 

Einnahmen aus Kreditgewäh- 
rung der Deutschen Bundes- 
bank im Zusammenhang mit 
der Leistung von Subskrip- 
tionszahlungen an den Inter- 
nationalen Währungsfonds 
und der Zahlung des Kapital- 
beitrages der Bundesrepu- 
blik Deutschland an den 

Europäischen Fonds 201 600 000, — DM 

Kapitel A 12 03 Titel 91 

Darlehen der Hansestadt Lü- 
beck zwecks Vorfinanzierung 
der Kosten der Vertiefung 
der unteren Trave um 1 m 

auf NN 9,50 m 3 000 000,— DM 

2 863 769 974,88 DM 


♦ 


8 . An ungedeckten Fehlbeträgen waren nach Nr. 8 der Bemerkungen 1962 am 


Ende des Rechnungsjahres 1962 vorhanden 2 823 216 767,96 DM 

Die in diesem Betrage enthaltene kassenmäßige Mehrausgabe des Rechnungs- 
jahres 1962 in Höhe von 410 564 404,45 DM 

ist im Rechnungsjahr 1963 gedeckt worden (Kapitel A 60 02 Titel 999); auf Nr. 9 
der Bemerkungen 1962 wird hingewiesen. 


Die in der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1963 nachgewiesenen 
rechnungsmäßigen Fehlbeträge des Rechnungsjahres 1963 haben betragen 
im ordentlichen Haushalt (vgl. Nr. 3 h) 903 359 964,26 DM 

im außerordentlichen Haushalt (vgl. Nr. 6 h) 174 949 292,59 DM 1 078 309 256,85 DM 

Am Ende des Rechnungsjahres 1963 waren demnach noch 3 490 961 620,36 DM 

zu decken. 


♦ 
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9 . Von dem im Rechnungsjahr 1963 im ordentlichen 
Haushalt entstandenen Fehlbetrag nach der Soll- 
rechnung in Höhe von 903 359 964,26 DM war die 
kassenmäßige Mehrausgabe von 511 642 390,24 DM 
auf Grund der Änderung, die § 75 RHO durch § 5 
Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1963 erfahren hat, als 
Fehlbetrag zu behandeln, der spätestens in den 
Haushaltsplan für das zweitnächste Rechnungsjahr 
als ordentliche Ausgabe einzustellen ist. In dem 
Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1964 ist daher zur Deckung der kassen- 
mäßigen Mehrausgabe des Rechnungsjahres 1963 
bei Kapitel 60 02 Titel 999 ein Betrag von 
511 642 400 DM ausgebracht worden. 




10 . Der nach der Rechnung des ordentlichen Haus- 
halts für das Rechnungsjahr 1962 zu übernehmende 
Bestand (vgl. § 78 RHO) 


in Höhe von 

ist ordnungsmäßig in den Ab- 
schluß der Bundeshaushalts- 
rechnung für das Rechnungs- 
jahr 1963 übertragen wor- 
den. Es handelt sich dabei 
um die kassenmäßige Mehr- 
ausgabe des Rechnungsjah- 
res 1962, die im Rechnungs- 
jahr 1963 durch Buchung bei 
Kapitel A 60 02 Titel 999 
gedeckt worden ist 


- 410 564 404,45 DM 


410 564 404,45 DM 


Es verbleibt mithin als Vor- 
trag kein Bestand offen. 

In der Rechnung des außerordentlichen Haushalts 
für das Rechnungsjahr 1962 war kein Bestand ver- 
blieben. 


% 


11 . Die der Bundeshauptkasse im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1963 als Betriebsmittel überwiesenen 
Geldbestände (vgl. § 78 RHO) und die Betriebs- 
mittelrücklage von 7,3 Mio DM sind in der An- 
lage VII zur Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1963 (S. 2395/96) nachgewiesen. 


Haushalt 2 106 025 044,27 DM, das sind rd. 3,8 v. H. 
des Haushaltssolls von rd. 54 628 Mio DM. Im Rech- 
nungsjahr 1962 machten die Haushaltsüberschreitun- 
gen rd. 12 V. H. des Haushaltssolls von rd. 51 597 
Mio DM aus. 

Die größeren Posten sind in dem Vorbericht zur 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1963 dargestellt (S. 19/20). Es ist ein Betrag von 
63,1 Mio DM in der Anlage I enthalten, der die 
Bundeshaushaltsrechnung lediglich in Einnahme und 
Ausgabe durchlaufen hat und somit keine echte 
Haushaltsüberschreitung darstellt. Es handelt sich 
dabei um die bei Kapitel 32 05 Titel apl. 688 nach- 
gewiesene Rückzahlung von Krediten der Deutschen 
Bundesbank im Zusammenhang von Rückflüssen 
aus DM-Ziehungen. Ein entsprechender Betrag ist 
bei Kapitel 60 04 Titel apl. 48 vereinnahmt worden. 

In den Haushaltsüberschreitungen sind Vorgriffe in 
Höhe von rd. 9,5 Mio DM enthalten, die aus den 
nächsten Bewilligungen für die gleichen Zwecke 
vorweg zu decken sind (§ 30 Abs. 3; § 73 Abs. 1 
RHO). Die Ausgaben sind im Rechnungsjahr 1963 
geleistet worden; sie belasten jedoch nicht den Rech- 
nungsabschluß dieses Rechnungsjahres, sondern den 
des Rechnungsjahres 1964. Im Rechnungsjahr 1962 
haben die Vorgriffe 422,8 Mio DM betragen. 




13 . Die in der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1963 — ordentlicher und außer- 
ordentlicher Haushalt — in Einnahme und Ausgabe 
aufgeführten Beträge stimmen mit denjenigen über- 
ein, die in den Kassenbüchern für das Rechnungsjahr 
1963 als Einnahmen und Ausgaben nachgewiesen 
sind. Das gilt entsprechend für die Hauptrechnung 
der Zentralkasse beim Bundesausgleichsamt über 
die Einnahmen und Ausgaben des Ausgleichsfonds 
für das Rechnungsjahr 1963 und die Jahresrechnung 
über die Einnahmen und Ausgaben des ERP-Sonder- 
vermögens für das Rechnungsjahr 1963. 

Der Bundesrechnungshof hat, von Ausnahmen ab- 
gesehen, keine Beträge festgestellt, die nicht ord- 
nungsmäßig belegt waren. 




12 . Die Haushaltsüberschreitungen (über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben) für das Rechnungs- 
jahr 1963 sind in der Anlage I zur Bundeshaushalts- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1963 (S. 2121 bis 
2316) nachgewiesen. Sie betragen beim ordentlichen 


Druck- und Darstellungsfehler 


14 . Die Bundeshaushaltsrechnung 1963 enthält die 
in der Anlage 1 (S. 42) zusammengestellten wesent- 
lichen Druck- und Darstellungsfehler. Diese haben 
das Rechnungsergebnis nicht beeinflußt. 
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Bemerkungen 

nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

£inzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Ordentlicher Haushalt 
Kapitel 10 03 — Marktordnung 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 620 — Zuschüsse an die Einfuhr* und 

Vorratsstellen für Getreide und 
Futtermittel, für Fette, für Schlacht- 
vieh, Fleisch und Fleischerzeug- 
nisse und an die Einfuhrstelle für 
Zucker 

15 . Die Einfuhr- und Vorratsstelle für Schlachtvieh, 
Fleisch und Fleischerzeugnisse (EVSt) kann eine 
Vorratshaltung durchführen, um eine gleichmäßige 
Versorgung der Bevölkerung zu gewährleisten und 
um Marktschwankungen auszugleichen, ln den ver- 
gangenen Jahren hat sie in Norddeutschland, zeit- 
weise auch in Süddeutschland, Rinder erworben und 
das Fleisch dieser Tiere als Gefrierfleisch oder in 
Form von Konserven gelagert. Die Erlöse aus dem 
Verkauf dieser Vorräte, der meist wegen des Ab- 
laufs der Lagerfähigkeit vorgenommen wurde, deck- 
ten im allgemeinen nicht die Aufwendungen. Die 
dadurch entstandenen Verluste sind der EVSt aus 
Bundeshaushaltsmitteln — Kapitel 10 03 Titel 620 — 
erstattet worden. 

Auf einigen Viehmärkten in Norddeutschland wer- 
den, besonders in der Weideabtriebszeit, auch Rin- 
der (Ochsen und Färsen) aufgetrieben, die die be- 
teiligten Stellen als überfett bezeichnet haben. Ihr 
Anfall hängt vor allem von der Art der Viehhaltung 
und der Rasse ab. Für die Vorratshaltung ist das 
Fleisch wegen des starken Fettanteils wenig geeig- 
net. Auf den Märkten in der Bundesrepublik besteht 
an diesen Tieren kaum Interesse. 

Von 1960 bis 1964 hat die EVSt überfette Rinder 
dem Markt entnommen. Sie schaltete hierbei ein 
Unternehmen ein, dem sie das Fleisch verkaufte, 
das unmittelbar danach zum größten Teil an Stati- 
onierungsstreitkräfte, die diese Fleischqualitäten be- 
vorzugen, weiterveräußert wurde. Den Rest, darun- 
ter Abschnitte und Talg, verkaufte das Unternehmen 
im Bundesgebiet. 

Die Zahl der überfetten Rinder, die an den einzelnen 
Markttagen aufgekauft werden sollten, legte die 
EVSt unmittelbar vor Beginn der Viehmärkte fest; 
auch den Kaufpreis bestimmte sie selbst. Der Um- 
fang dieser Maßnahme wird an folgenden Zahlen 
deutlich: 


Käufe 

in den Jahren 

Stückzahl 

Lebendgewicht (kg) 

1960 

2 535 

1 403 223 1 

1961 

5 217 

2 742 596 

1962 

14 893 

8 044 975 ; 

1963 

14 301 

7 638 616 I 

1964 

602 

355 314 


i Der Kauf der überfetten Rinder wurde jeweils un- 
mittelbar nach Markteröffnung und vor dem Einkauf 
' der von der EVSt für die Vorratshaltung bestimm- 
ten anderen Tiere durchgeführt. Für deren Erwerb 
hat die EVSt mehrere Auftragsfirmen eingeschaltet, 
denen sie die durchschnittlichen Kaufpreise vor- 
schrieb. 

Die Lebendviehpreise für die überfetten Rinder 
lagen über den von diesen Auftragsfirmen für nor- 
mal vollfleischige Rinder der Handelsklasse A ge- 
zahlten Preisen. Die Preisdifferenzen (in Pf je V 2 kg) 
waren: 



Ochsen 

Färsen 

1960 

2,4 

2,0 

1961 

3,6 

1,0 

1962 

1,6 

1,6 

1963 

2,2 

2,1 

1964 

2,7 

— — 


Der Preis des an das eingeschaltete Unternehmen 
veräußerten Fleisches lag erheblich unter dem Ein- 
standspreis der EVSt, damit dem Unternehmen der 
Verkauf an die Streitkräfte ermöglicht wurde. 

Der Verlust der EVSt betrug in den einzelnen 
Jahren zwischen rd. 1,10 DM/kg und 1,60 DM/kg, 
z. B. im Jahre 1964 bei Ochsenfleisch 1,60 DM/kg 
und bei Färsenfleisch 1,51 DM/kg. 

Insgesamt haben die der EVSt dadurch entstande- 
nen Verwertiingsverluste 

1960 831 210 DM 

1961 2 142 168 DM 

1962 5 687 456 DM 

1963 5 976 582 DM 

1964 301 328 DM 

betragen. Sie wurden als Vorratshaltungskosten auf 
den Bundeshaushalt (Kapitel 10 03 Titel 620) über- 
nommen. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hatte den vorstehenden Maßnahmen in 
der Annahme zugestimmt, daß der Verlust geringer 
sein würde als die Verluste, die sonst bei der Vor- 
ratshaltung entstehen. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen den überhöhten 
Ankaufspreis der überfetten Tiere, der im Gegen- 
satz zu den Preisverhältnissen an den Viehmärkten 
stand, Bedenken erhoben; er hat ferner beanstan- 
det, daß in den Jahren 1960 und 1961 Erträge, die 
das mit der Weiterveräußerung des Fleisches be- 
auftragte Unternehmen erwarten konnte, bei der 
Kalkulation des Fleischverkaufspreises von der 
EVSt nicht genügend berücksichtigt wurden. 

Der Bundesminister hat die Höhe der Preise beim 
Ankauf der Tiere damit begründet, daß andernfalls 
in manchen Jahren der überwiegende Teil, in ande- 
ren Jahren zumindest ein großer Teil der Erzeuger 
Preise erhalten haben würde, die agrarpolitisch un- 
zureichend gewesen wären; die erhöhten Lebend- 
viehpreise für die überfetten Rinder hätten eine 
günstige Grundlage für die Preisbildung auf diesen 
Märkten bilden sollen. Außerdem habe es sich 
hierbei um eine Sondermaßnahme für die Erzeuger 
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eines bestimmten Gebietes (Stützungsmaßnahnio) 
gehandelt. 

Diese Begründung ist nicht überzeugend. 

Da die EVSt die durchschnittlichen Ankaufspreise 
für normal vollfleischige Rinder cler Handelsklasse A 
festgelegt hatte, ist nicht einzusehen, weshalb ein 
Teil der Erzeuger ohne die höheren Preise für über- 
fette Tiere agrarpolitisch unzureichende Preise er- 
halten haben würde. Gerade durch die Bestimmung 
der Ankaufspreise für die Tiere der Handelsklasse A 
vor Marktbeginn konnten die höheren Preise für 
überfette Rinder die allgemeine Preisentwicklung 
nicht mehr beeinflussen. 

Der Bundesrechnungshof hat im übrigen festgestellt, 
daß im Rahmen der beanstandeten Maßnahmen 
nicht nur überfette Rinder aufgekauft wurden, son- 
dern auch normal vollfleischige Tiere der Handels- 
klasse A. Hierdurch wurde die Sondermaßnahme 
ausgeweitet. Soweit es erforderlich gewesen wäre, 
diese Tiere dem Markt zu entnehmen, hätten die 
Durchschnittspreise für normal vollfleischige Rin- 
der bezahlt werden müssen. 

Der Bundesrechnungshof hält es nicht für gerecht- 
fertigt, daß die Erzeuger überfetter Rinder zu Lasten 
der Zuschüsse an die EVSt (Kapitel 10 03 Titel 620) 
besonders gefördert wurden. Die Verwertungsver- 
iuste durften nicht als Kosten der Vorratshaltung 
gebucht werden. Die Ausgaben hätten vielmehr 
außerplanmäßig nachgewiesen werden müssen. 
Wenn eine solche Sondermaßnahme durchgeführt 
werden soll, müssen die erforderlichen Haushalts- 
mittel als Subvention gesondert veranschlagt wer- 
den. 

Es liegen Verstöße gegen 6 26 Abs. 1, § 30 Abs. 1 
Satz 1 RHO vor. 


★ 


Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 14 02 — Allgemeine Bewilligungen 

Fortdauernde Einnahmen 

Titel 69 — Vermischte Einnahmen 

16. Im Januar 1963 flog ein Flugzeugführer mit 
einem Flugzeug der Bundeswehr zu einem minde- 
stens zwei Flugstunden entfernten Flugplatz. Der 
fliegerische Vorgesetzte hatte den Flug genehmigt, 
weil der Flugzeugführer kurz zuvor erfahren hatte, 
daß seine in der Nähe des Flugplatzes wohnende 
Mutter lebensgefährlich erkrankt war. 

Der Flugzeugführer startete entgegen einem Ge- 
schwaderbefehl ohne Co-Piloten. Nach einer Flug- 
stunde waren laut Kraftstoffanzeige von den insge- 
samt aufgetankten 200 1 Benzin gegenüber einem 
Normalverbrauch von 60 1 bereits 95 1 verbraucht, 
was auf überhöhter Geschwindigkeit oder einem 


technischen Fehler beruhen konnte. Der Flugzeug- 
führer unterließ die zur Klärung des Mehrverbrauchs 
gebotene und mögliche Zwischenlandung. Angeblich 
vermutete er einen Fehler des Meßgerätes. Auch als 
dieses nach weiteren 25 Minuten nur noch einen Be- 
stand von 65 1 anzeigte, traf er lediglich Vorkehrun- 
gen zur Prüfung des Gerätes, statt eine erneute 
günstige Gelegenheit für eine Zwischenlandung aus- 
zunutzen. Erst als der Inhalt des einen Tanks nach 
der Anzeige vollständig verbraucht und in dem 
anderen nur noch ein Rest von 20 1 enthalten war, 
steuerte er einen Nothafen an. Der Motor setzte 
jedoch alsbald wegen Kraftstoffmangels aus, so daß 
der Flugzeugführer nach insgesamt 110 Minuten 
Flugzeit gezwungen war, auf freiem Felde notzu- 
landen. Dabei entstand ein Sachschaden von rd. 
26 000 DM. 

Der fliegerische Vorgesetzte und der Flugzeugfüh- 
rer sind wegen verschiedener mit dem Flug verbun- 
dener Pflichtverletzungen disziplinarisch bestraft 
worden. Zum Ersatz des Schadens wurden sie nicht 
herangezogen, weil die Verstöße des Vorgesetzten 
für den Schaden nicht ursächlich gewesen seien und 
das Verhalten des Flugzeugführers wegen seiner 
durch die Erkrankung der Mutter hervorgerufenen 
Erregung nur als leicht fahrlässig angesehen wer- 
den könne. 

Der Bundesrechnungshof hat die Entscheidung be- 
anstandet, soweit sie den Flugzeugführer betrifft. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob es sich um einen 
unzulässigen Privatflug handelte, so daß schon 
leichte Fahrlässigkeit eine Haftpflicht begründet 
hätte. Der Entschluß, befehlswidrig ohne Co-Piloten 
zu fliegen, war ebenso wie der zweimalige Verzicht 
auf Zwischenlandung zur sofortigen Klärung des 
vom Kraftstoffmeßgerät angezeigten erhöhten Ver- 
brauchs angesichts der großen Bedeutung derartiger 
Entschlüsse für die Flugsicherheit ein besonders 
schwerer Verstoß gegen die im Verkehr erforder- 
liche Sorgfalt, also grobe Fahrlässigkeit. Der Flug- 
zeugführer hat einfache, für jeden Flieger ganz 
naheliegende Überlegungen außer acht gelassen, 
obwohl er an leitender Stelle und als Fluglehrer 
eingesetzt war. 

Das Vorbringen, er habe zunächst nur einen Fehler 
der Kraftstoffanzeige vermutet, ändert hieran nichts, 
weil eine solche Vermutung die Möglichkeit eines 
tatsächlich überhöhten Verbrauchs nicht ausschlie- 
ßen kann. Auch eine seelische Erregung vermag die 
Verantwortung für so schwerwiegende und grund- 
sätzliche Verstöße nicht zu verringern. 

Die abweichende Entscheidung verstößt gegen § 24 
des Soldatengesetzes. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister 
gebeten zu prüfen, ob der Schaden noch nachträg- 
lich ausgeglichen werden kann. Der Bundesminister 
hat daraufhin seiner nachgeordneten Behörde Wei- 
sung erteilt, den Flugzeugführer für den Schaden 
in Anspruch zu nehmen. 

Das Ergebnis bleibt abzuwarten. 


★ 


32 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drudksadie V/458 


Einzelplan i9 — Bundesminister für Familien- und 
Jugendfragen 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 29 01 — Bundesministerium für Familien- 
und Jugendfragen 

Fortdauernde Einnahmen 
Allgemeine Ausgaben 


17 . Der Bundesminister für Familien- und Jugend- 
fragen hat die ihm von dem Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen übermittelten Zuschlags- 
erlöse von rd. 2,4 und 2,2 Mio DM aus dem Vertrieb 
der sogenannten Jugendbriefmarken (Ausgaben 1962 
und 1963) und ihre Verwendung nicht in der Bun- 
deshaushaltsrechnung nachgewiesen. Er hat die 
Geldmittel bei einer Landeszentralbank auf einem 
eigens hierfür eingerichteten Konto, z. T. auch bei 
einer Privatbank angelegt. Erst nachdem der Bun- 
desminister der Finanzen Bedenken erhoben hatte, 
sind die Konten aufgelöst und die noch vorhande- 
nen Beträge der Bundeshauptkasse zugeführt wor- 
den. Dort sind sie im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen auf ein Verwahrkonto 
übertragen worden, aus dem sie dann zugunsten 
von Einrichtungen und Aktionen der Jugendarbeit 
verausgabt wurden. 

Unter anderem hat der Bundesminister aus diesen 
Mitteln einer Sportorganisation 33 000 DM für eine 
im Jahre 1963 zur Vorbereitung der „Olympiafahrt 
der Deutschen Jugend 1964" unternommene Reise 
nach Japan bewilligt, und zwar mit der Maßgabe, 
daß aus der Zuwendung auch die Reisekosten von 
zwei leitenden Beamten seines Hauses, die an der 
Reise teilnahmen, in Höhe von rd. 11 600 DM zu 
decken seien. 

Der Bundesrechnungshof hat das beim Nadiweis der 
Zuschlagserlöse angewandte Verfahren, das An- 
legen der Gelder außerhalb der Bundesverwaltung 
und die Vereinbarung beanstandet, daß aus der 
Zuwendung Ausgaben gedeckt werden sollten, die 
aus den Reisekostenmitteln des Bundesministers 
hätten bestritten werden müssen. 

Der Bundesminister hat die Verwaltung der Erlöse 
außerhalb des Haushalts damit zu rechtfertigen ver- 
sucht, daß es sich nicht um Bundesmittel, sondern 
um freiwillige Spenden gehandelt habe und beab- 
sichtigt gewesen sei, ihre Bewirtschaftung möglichst 
bald einem selbständigen Rechtsträger zu überlas- 
sen. 

Es kann hier dahingestellt bleiben, wie die Rechts- 
lage nach dem Einschalten eines besonderen Rechts- 
trägers zu beurteilen wäre*). Denn in den Jahren 


*) Für die spätere Zeit vergleiche Nr. 111 ff. der anlie- 
genden Denkschrift des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes vom 22. Dezember 1965. 


1962 und 1963 war ein solcher Sachverhalt nicht ge- 
geben. Damals konnten die Spenden unstreitig 
allein dem Bund übertragen werden; er hat sie ent- 
gegengenommen, und er hat auch über sie verfügt. 
Es fehlt also jeder Anlaß anzunehmen, es habe sich 
um etwas anderes als Bundesmittel gehandelt, deren 
haushaltsrechtliche Behandlung durch die Reichs- 
haushaltsordnung ohne Rücksicht auf ihre Eigenart 
und Herkunft bindend geregelt ist. Auch der Spen- 
dencharakter der Zus^lagserlöse vermag daran 
nichts zu ändern, zumal da § 29 Abs. 1 RHO (2. Halb- 
satz) die Möglichkeit bietet, derartige Geldmittel — 
entsprechend dem Willen der Spender — für be- 
stimmte Zwecke zu binden. 

Die Erlöse hätten also — wie dies im Rechnungs- 
jahr 1952 geschehen ist — als zweckgebundene 
Einnahmen des Bundes veranschlagt und in der 
Bundeshaushaltsrechnung nachgewiesen werden 
müssen. Solange sie nicht veranschlagt waren, 
hatte der Nachweis außerplanmäßig zu geschehen. 
Der auf die Bedenken des Bundesministers der 
Finanzen hin geführte Nachweise auf einem Ver- 
wahrkonto genügte dagegen nicht. Außerdem war 
das Anlegen der Erlöse auf Bankkonten unzuläs- 
sig, weil zu einer solchen Maßnahme nur der 
Bundesminister der Finanzen und auch er nur 
unter bestimmten Voraussetzungen berechtigt ist. 
Durch das angewendete Verfahren sind Bundesein- 
nahmen der Rechnungsprüfung und der parlamenta- 
rischen Kontrolle entzogen worden. Die Zuwendung 
an die Sportorganisation mit der Maßgabe, aus dem 
Betrage auch die Reisekosten von Beamten des Bun- 
desministeriums zu decken, ließ sich mit einer ord- 
nungsmäßigen Haushalts- und Verwaltungsführung 
nicht vereinbaren und konnte zu Mißdeutungen 
führen. Außerdem sind das Gebot, alle Einnahmen 
und Ausgaben des Bundes an der für sie vorgesehe- 
nen Stelle der Rechnung nachzuweisen (hier: Kapi- 
tel 29 01 Titel 215 b — Reisekosten), und das Ver- 
bot, über die veranschlagten Beträge hinaus Aus- 
gaben zu leisten, ohne daß ein unabweisbares 
Bedürfnis vorliegt und der Bundesminister der Fi- 
nanzen den Ausgaben vorher zugestimmt hat, um- 
gangen worden. 

Der Bundesminister erwägt, auf Grund der Beden- 
ken des Bundesrechnungshofes und des Bundesmini- 
sters der Finanzen, die Zuschlagserlöse aus dem 
Verkaüf der Jugendbriefmarken nunmehr im Ein- 
zelplan 29 in Einnahme und Ausgabe zu veran- 
schlagen. Ferner hat er die Reisekosten der beiden 
Beamten seines Hauses der Sportorganisation — je- 
doch erst im Dezember 1964 — erstattet, nachdem 
der Bundesminister der Finanzen einer überplan- 
mäßigen Ausgabe zugestimmt hatte. Der zurück- 
gezahlte Betrag ist bei der Abrechnung über das 
Gesamtvorhaben berücksichtigt worden. 

Es liegen Verstöße gegen § 9 Abs. 1, § 26 Abs. 2, 
§ 63 Abs. 1, § 69 Abs. 1 und § 74 RHO vor. Außer- 
dem ist § 33 Abs. 1 RHO umgangen worden. 


♦ 
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Bemerkungen 

zu über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben 

Zu Einzelplan 07 — Gesdiäftsbereidi des Bundes- 
ministers der Justiz 

Kapitel 07 04 — Bundesgeriditshof in Karlsruhe 

Titel 206 — Bewirtschaftung von Dienst- 

grundstücken und Diensträu- 
men 

Bundeshaushaltsrechnung 1963 S. 2190 

18. In der Bundeshaushaltsrechnung ist die über- 
planmäßige Ausgabe von 49 711,02 DM damit be- 
gründet Wörden, daß sich die Kosten für die einem 
Unternehmen übertragene Reinigung der Dienst- 
räume erhöht hätten und daß wegen des kalten 
Winters 1962/1963 und der Belegung des neuen 
Dienstgebäudes des Bundesstrafregisters in Berlin 
mehr elektrischer Strom zu Heizzwecken benötigt 
worden sei, 

Diese Begründung trifft für einen Teil der überplan- 
mäßigen Ausgabe nicht zu. 

In dem Betrag von 49 711,02 DM sind folgende Zah- 
limgen enthalten: 

6000 DM an die Stadtwerke in Karlsruhe als Ab- 
schlag auf erst im Januar 1964 entstan- 
dene Heizkosten, 

8000 DM an das Verwaltungsamt für ehemaligen 
Reichsgrundbesitz in Berlin als Abschlag 
auf erst im Rechnungsjahr 1964 fällig ge- 
wordene Bewirtschaftungskosten für das 
Dienstgebäude des Bundesstrafregisters 
in Berlin. 

Beide Zahlungen wurden ohne Aufforderung der 
Empfänger und vor Fälligkeit geleistet, offenbar in 
der Absicht, eine Haushaltsüberschreitung, der der 
Bundesminister der Finanzen gemäß § 33 Abs. 1 
RHO zugestimmt hatte, voll auszuschöpfen. Die spä- 
tere Abwicklung des Abschlages von 8000 DM er- 
gab im übrigen, daß 1112,84 DM zuviel gezahlt wor- 
den waren. 

Im Betrage von 14 000 DM ist hiernach die über- 
planmäßige Ausgabe durch die Begründimg nicht 
gedeckt. Die Verwaltung des Bundesgerichtshofes 
hat das anerkannt. 


♦ 

Zu Einzelplan 10 — Bundesmiuister für Ernährung, 
Landwirtsdialt und Forsten 

Kapitel 10 02 — Allgemeine Bewilligungen 

Titel apL 966 — Einmalige Sondermaßnahmen 

für die Landwirtschaft 

Bundeshaushaltsrechnung 1963 S, 2214 

19. Im Herbst 1963 ergab sich, daß die im Rahmen 
des „Grünen Planes" entstandenen Ausgaben um 


etwa 250 Mio DM hinter den Ansätzen des Einzel- 
plans 10 Zurückbleiben würden. Das Bundeskabinett 
beschloß, daß dieser : — nicht übertragbare — Betrag 
aus politischen Gründen „der Landwirtschaft erhal- 
ten bleiben solle", wenn auch für andere als die 
zunächst vorgesehenen Zwecke. Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten bat den 
Bundesminister der Finanzen deshalb, außerplan- 
mäßigen Ausgaben in Höhe von 250 Mio DM zuzu- 
stimmen. Davon sollten 60 Mio DM den landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften zugewiesen und 
dazu verwendet werden, Rentenansprüche aus der 
Unfallversicherung nach §§ 603 ff. RVO i. d. F. des 
UVNG abzulösen. Weitere 30 Mio DM waren dafür 
bestimmt, das bei der Landwirtschaftlichen Renten- 
bank gemäß § 11 des Gesetzes zur Abwicklung der 
landwirtschaftlichen Entschuldung gebildete Zweck- 
vermögen aufzustocken. Sie sollten dazu dienen, 
eine unwirtschaftliche Bodenzersplitterung in der 
Landwirtschaft zu verhindern. 

Der Bundesminister der Finanzen hat den Ausgaben 
zugestimmt, nachdem der Haushaltsausschuß des 
Bundestages sie gebilligt hatte (vgl. Kurzprotokoll 
über die 93. Sitzung des Haushaltsausschusses am 
13. November 1963). 

Am 17. Dezember 1963 sind die Beträge dem Ge- 
samtverband der Berufsgenossenschaften und der 
Rentenbank bewilligt und zur Verfügung gestellt 
worden. Dabei hat der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten dem Gesamtver- 
band aufgegeben, die Mittel unverzüglich an die 
einzelnen Genossenschaften weiterzuleiten. Diese 
sollten sie verzinslich anlegen und die Zinsen dem 
Kapital zuschlagen, soweit und solange die Mittel 
noch nicht an Rentenempfänger auszu zahlen waren. 
Das ist geschehen. 

Die Berufsgenossenschaften haben von den zuge- 
wiesenen Beträgen im Jahre 1963 — unter Einbe- 
ziehung der Abfindungen, die bereits vor der Bereit- 
stellung der Bundesmittel geleistet worden waren — 
nur rd. 3,04 Mio DM ausgegeben. Die Rentenbank 
hatte in den Jahren 1963 und 1964 keine entspre- 
chenden Ausgaben. Für das bei ihr gebildete 
Zweckvermögen sind einschließlich aller Ausgaben 
für die Entschuldung im Jahre 1963 insgesamt nur 
rd. 3,3 und im Jahre 1964 3,05 Mio DM benötigt 
worden. Sie sind aus den ohnehin vorhandenen 
flüssigen Mitteln des Zweckvermögens gedeckt wor- 
den, die Ende 1963 rd. 7,5 Mio DM, Ende 1964 sogar 
9,8 Mio DM betragen haben. Die zugewiesenen 
Mittel werden 1965 voraussichtlich erstmals in An- 
spruch genommen werden. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen die außerplan- 
mäßigen Ausgaben Bedenken erhoben. Der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat erwidert, die Zuweisung an die Berufsgenos- 
senschaften habe sich in voller Höhe als notwendig 
erwiesen, weil die Berufsgenossenschaften sonst 
— um die dringend erwünschte Abfindungsaktion 
durchzuführen — gezwungen gewesen wären, von 
der Landwirtschaft höhere Beiträge zu erheben. Da 
die Beschlüsse über die Beitragsumlagen gegen 
Ende des Jahres 1963 vorbereitet worden seien, 
hätten die Berufsgenossenschaften schon in diesem 
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Zeitpunkt in der Lage sein müssen, über den ins- 
gesamt bewilligten Betrag disponieren zu können. 
Nur dadurch sei es möglich gewesen, die Organe der 
Berufsgenossenschaften zu der Abfindungsaktion zu 
veranlassen, Bundesregierung und Haushaltsaus- 
schuß hätten bewußt in Kauf genommen, daß die 
noch 1963 möglichen Leistungen an die Rentenemp- 
fänger weit hinter den überwiesenen Zuwendungs- 
mitteln zurückblieben. Da die Zuwendimg zweck- 
gebunden gewesen sei, habe er — der Bundes- 
minister — auch keine Bedenken gehabt, die auf- 
kommenden Zinsen den Genossenschaften zu be- 
lassen. 

Was die Zahlung an die Rentenbank angehe, so 
habe damals erwartet werden können, daß sich die 
Nachfrage nach Krediten erhöhen würde, Da sich die 
Erwartung nicht bestätigt habe, sei nunmehr beab- 
sichtigt, weitere Hilfsmaßnahmen — etwa die Ver- 
wendung von Fertigbauten bei der Aussiedlung und 
Althofansiedlung — aus den Mitteln des Zweck- 
vermögens zu finanzieren. 

Der Bundesminister der Finanzen hat zur Erläu- 
terung seines Verhaltens erklärt, die politischen 
Gegebenheiten hätten ihn gezwungen, seinen ur- 
sprünglichen Plan, bei den Titeln mit Minderaus- 
gaben die Ausbringung von übertragbarkeitsver- 
merken beim Haushaltsausschuß zu erwirken, fallen- 
zulassen. Das Kabinett habe auch seinem Vorschlag 
widersprochen, in Höhe der zu erwartenden Min- 
derausgaben einen neuen Ausgabetitel in den Ent- 
wurf eines Nachtrags zum Haushaltsplan 1963 ein- 
zustellen, weil „die Mittel . . in Würdigung politi- 
scher Zusammenhänge unter allen Umständen noch 
im Rechnungsjahr 1963 an die Landwirtschaft zur 
Auszahlung kommen“ sollten. Er habe aber wenig- 
stens sichergestellt, daß die 250 Mio DM für Maß- 
nahmen vorgesehen worden seien, die in naher 
Zukunft aller Voraussicht nach ohnehin den Bundes- 
haushalt belastet hätten, imd daß die Kontrolle der 
Verwaltung über die weitere Verwendung gesichert 
worden sei. Dadurch seien die Interessen des Bun- 
deshaushalts im Rahmen des Möglichen gewahrt 
worden. 

Das Vorbringen hat den Bundesrechnungshof nicht 
überzeugen können. 

Das Vorgehen des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und des Bundesministers 
der Finanzen ist in mehrfacher Hinsicht zu bean- 
standen. 

Für Abfindungen sind im Rechnungsjahr 1963 nur 
rd. 3,04 Mio DM gezahlt worden. Die Ausgabe war 
in Höhe von rd. 57 Mio DM nicht unabweisbar. 

Dem Verlangen der Berufsgenossenschaften, be- 
reits vor oder bei Anlaufen der Abfindungsaktion 
darüber Gewißheit zu bekommen, daß die gesamten 
Abfindungen mit Bundesmitteln gezahlt würden, 
hätte durch eine mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen abzuschließende Vereinbarung, 
in der sich der Bund den Berufsgenossenschaften zur 


Bereitstellung der gesamten Bundesmittel verpflich- 
tete, entsprochen werden können (§ 45 b Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 RHO). Dagegen war der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
nicht berechtigt, ohne Kenntnis des Umfangs der 
insgesamt zu erwartenden Abfindungen dem zu- 
ständigen Gesamtverband eine Zuwendung von 
60 Mio DM zu bewilligen und ihm diesen Betrag 
auszuzahlen. 

Die Landwirtschaftliche Rentenbank hätte die Aus- 
gaben des Zweck Vermögens ohne Schwierigkeiten 
aus den vorhandenen flüssigen Mitteln, die Ende des 
Jahres 1963 rd. 7,5 Mio DM betragen haben, bestrei- 
ten können. Es fehlte also auch in diesem Fall an 
einem unabweisbaren Bedürfnis, das Zweckvermö- 
gen um 30 Mio DM aufzustocken, zumal da beson- 
dere Anforderungen an seine Liquidität nicht Vor- 
gelegen haben und nicht zu erwarten waren. Die 
flüssigen Mittel des Zweckvermögens sind — unbe- 
schadet der diesen zugeführten und Ende 1964 noch 
in voller Höhe bei der Bank vorhandenen 30 Mio 
DM — bis Ende des Rechnungsjahres 1964 auf rd. 
9,8 Mio DM angestiegen. 

Daß im Rechnungsjahr 1963 kein unabweisbares 
Bedürfnis Vorgelegen hat, ergibt sich im übrigen 
daraus, daß der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft imd Forsten im November 1965 von den 
60 Mio DM 33 Mio und von den 30 Mio DM 20 Mio 
zurückgezogen hat. 

Das Vorbringen des Bundesministers der Finanzen, 
die außerplanmäßigen Ausgaben seien aus politi- 
schen Gründen geboten gewesen, greift ebenso- 
wenig durch. Audi die Abwicklung politisch gebo- 
tener Maßnahmen finanzieller Art muß sich im 
Rahmen und nach den Grundsätzen des Haushalts- 
rechts vollziehen. Das ist hier nicht beachtet wor- 
den. 

Es liegen Verstöße gegen § 33 Abs. 1, § 26 Abs. 1 
RHO vor. 


% 


Budiungen an unriditiger Stelle 

20 - Die in der Nachweisung (Nr. 21) auf geführten 
Beträge sind nicht bei den richtigen Haushaltsstel- 
len gebucht worden (Titelverwechslungen). Der 
Bundesrechnungshof hat Titel Verwechslungen nur 
aufgenommen, wenn durch sie die Überschreitung 
eines Ansatzes vermieden oder verursacht worden 
ist oder wenn sie eine grundsätzliche oder sonst 
erhebliche Bedeutung haben (§ 107 Abs. 3 Satz 1 
RHO). 


♦ 


35 



Dnic&sadie V/458 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


21. Nadiweisung der Budiungen an unriditiger Stelle 

(Erläuterung s. Nr. 22) 




Es sind gebucht 



Bei richtiger Buchung der Beträge wären 

Lfd. 

Nr. 

bei 

statt bei 

Betrag 

als Haushalts- 
überschreitung, 
ggf. als Haus- 
haltsvorgriff 
(V), oder als 
außerplan- 
mäßige 
Ausgabe 
nachzuweisen 
gewesen 

DM 

die Haushaltsüberschreitungen, 
ggf. Haushalts Vorgriffe (V), oder 
die außerplanmäßigen Ausgaben 






höher 

1 niedriger 








Kapitel 

Titel 

Kapitel 

Titel 


nachzuweisen gewesen 


DM i 

um 

DM 

um 

DM 

1 1 

1 2 1 

1 3 

1 4 

1 5 

1 6 

1 7 

i 8 1 

1 9 

1 

08 04 j 

3 

(Abset- 

zung) 

08 04 

1 

299 1 

3 131,50 

— 

3 131,50 
(Tit. 299) 

— 

2 

09 02 

679 

12 02 

679 b 

50 447,69 


— 

50 447,69 
(Kap. 09 02 
Tit. 679) 

3 

09 02 

679 

12 02 

679 c 

954,86 



954.86 
(Kap. 09 02 
Tit, 679) 

4 

09 07 

201 c 

09 07 

870 

5 190,85 

5 189,93 
(Tit. 870) 

— 

— 

5 

11 01 

300 

1109 

225 

1 450,30 

801,43 
(Kap. 1109 
Tit. 225) 

■ 


6 

1107 

204 

1107 

201 c 

13 161,07 

11221,22 
(Tit. 201 c) 

— 

— 

7 

11 13 

69 

11 13 

610 

(Abset- 

zung) 

74 714,20 

— 


74 714,20 
(Tit. 610) 

8 

14 12 

753 

12 03 

304 

4 262,97 

3 941,64 
(Kap. 12 03 
Tit. 304) 


■ 

9 

15 01 

208 

i 

15 01 

850 

1 073,15 

957,15 
(Tit. 850) 

— 

— 

10 

35 11a 

360 

1 (Abset- 
i zung) 

60 01 

St 3 

94 515,63 

93 639,93 
(Kap. 3511a 
Tit. 360) 


— 


♦ 


22. Erläuterung der Budiungen 
an unriditiger Stelle 

(s. Nr. 21) 

Zu lfd. Nr. 1 

Ein erstatteter Verwaltungskostenbeitrag wurde irr- 
tümlich bei dem Einnahmetitel 3 durch Rotabsetzung 
verausgabt; er hätte bei den vermischten Verwal- 
tungsausgaben (Titel 299) gebucht werden müssen. 

Zu lfd. Nr. 2 

Bei Kapitel 12 02 Titel 679 b nachzuweisende Be- 
triebsbeihilfen für Verkehrsbetriebe zur Verbilli- 


gung von Gasöl sind bei Kapitel 09 02 Titel 679, der 
Betriebsbeihilfen für versteuertes Gasöl an gewerb- 
liche und sonstige Betriebe der allgemeinen Wirt- 
schaft vorsieht, gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 3 

Bei Kapitel 12 02 Titel 679 c nachzuweisende Be- 
triebsbeihilfen für den Werkfernverkehr im Zonen- 
randgebiet und in den Frachthilfegebieten sind bei 
Kapitel 09 02 Titel 679, der Betriebsbeihilfen für 
versteuertes Gasöl an gewerbliche und sonstige Be- 
triebe der allgemeinen Wirtschaft vorsieht, gebucht 
worden. 
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Zu lfd. Nr. 4 

Bei Kapitel 09 07 Titel 870 nachzuweisende Kosten 
für elektrische Händetrockner und Sonnenschutz- 
vorhänge sind bei Kapitel 09 07 Titel 201 c gebucht 
worden. 

Zu lfd. Nr. 5 

Bei Kapitel 1 1 09 Titel 225 nachzuweisende Herstel- 
lungskosten für die 28. Lieferung der Zeitschrift 
„Die Sozialreform die an die Mitglieder des Bei- 
rates für die Neuordnung der sozialen Leistungen 
und an bestimmte Wissenschaftler übersandt wurde, 
sind bei Kapitel 11 01 Titel 300, der Kosten für die 
Herausgabe von Veröffentlichungen vorsieht, ge- 
bucht worden. 

Zu lfd. Nr. 6 

Bei Kapitel 11 07 Titel 201 c nachzuweisende Kosten 
für die Beschaffung von Einrichtungsgegenständen 
aus Anlaß der Neugestaltung von zwei Sitzungs- 
sälen und für die Einrichtung eines Besprechungs- 
zimmers sind bei Kapitel 11 07 Titel 204, der Kosten 
für die Unterhaltung der Gebäude vorsieht, gebucht 
worden. 

Zu lfd. Nr. 7 

Die von den Trägern der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung im Rahmen der Leistungen auf Grund des 
Mutterschutzgesetzes zurückgezahlten Beträge hät- 
ten nach dem Titelvermerk nicht bei Titel 69 ver- 
einnahmt, sondern bei Titel 610 von den Ausgaben 
abgesetzt werden müssen. 

Zu lfd. Nr. 8 

Bei Kapitel 12 03 Titel 304 nachzuweisende Auf- 
wendungen für Eisbrechdienst in der Kieler Förde 
sind bei Kapitel 14 12 Titel 753, der Kosten für den 
Bau von Marinearsenalen im Ostseebereich vorsieht, 
gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 9 

Bei Titel 850 nachzuweisende Kosten für Kraftfahr- 
zeug-Zubehör zur Ausstattung von neubeschafften 
Dienstfahrzeugen sind bei Kapitel 15 01 Titel 208, 
der Kosten für den Betrieb von Dienstfahrzeugen 
vorsieht, gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 10 

Der Bund hat auf Grund der Vereinbarung mit dem 
Land Schleswig-Holstein vom 30. Oktober/5. Novem- 
ber 1963 auf 50 v. H. der von ihm aus der Über- 


leitung geforderten Beförderungsteuer verzichtet. 
Er hat den ihm danach zustehenden Betrag von 
94 513,63 DM mit Forderung des Landes Schleswig- 
Holstein für Besatzungskosten verrechnet, ihn aber 
nicht als Einnahme bei Kapitel 60 01 Titel St 3 ge- 
bucht, sondern auf Ausgaben bei Kapitel 35 1 1 a 
Titel 360 vorweg angerechnet. 

♦ 

23. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Haushaltsüberschreitungen nach den Spalten 7 
und 8 der Nachweisung (Nr. 21) ein unvorher- 
gesehenes und unabweisbares Bedürfnis vorlag 
(Artikel 112 Satz 2 GG). 


♦ 

Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 

Allgemeine Vorbehalte aus früheren 
Rechnungs j ahr en 

24. Die noch bestehenden allgemeinen Vorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren werden aufrecht- 
erhalten. 

♦ 


Einzel Vorbehalte aus früheren Rechnungsjahren 

25. Der Bundesrechnungshof hat in seinen Bemer- 
kungen zu der Bundeshaushaltsrechnung 1962 die 
in der Anlage 2 (S. 46) aufgeführten Einzelvorbe- 
halte gemacht. Sie bleiben in vollem Umfange be- 
stehen. 

♦ 


Vorbehalte zum Rechnungsjahr 1963 

26. Der Bundesrechnungshof behält sich vor, zu 
den in der Anlage 3 (S. 46) aufgeführten Haushalts- 
stellen Bemerkungen aufzustellen. Er hat die Prü- 
fung der bei diesen Haushaltsstellen nachgewie- 
senen Einnahmen und Ausgaben noch nicht ab- 
schließen können. 
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V ermögensrechnung 

27. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Rechnungsjahr 1963 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


Kenn- 

ziffer 

VERMÖGEN 

Bestand am 
Beginn des 
Rechnungsj ahres 

Zugang 

mit 1 

ohne 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 


1 

1 

2 

3 



DM 

DM 

DM 

0 

Allgemeines 





Verwaltungsvermögen 




00 

Unbewegliche Sachen 

18 040 276 578,— 

2 048 613 806,90 

2 637 449 959,21 

03 

Geldwerte Rechte 

7 300 000,— 

— 

— 


Summe 0 

18 047 576 578,— 

2 048 613 806,90 

2 637 449 959,21 

1 

Sachen im Gemeingebrauch 

— 

1 626 944 043,46 

9 691 895,56 

2 

Vermögen der Bundesanstalten 





und -einrichtungen 




20 

Unbewegliche Sachen 

111 321 916,— 

7 315 076,09 

2 760 062,67 

22 

Wirtschaftsbetriebe 

1 976 143,— 

— 

489 891,— 

23 

Geldwerte Rechte 

55 069,49 

695 918,14 

— 


Summe 2 

113 353 128,49 

8 010 994,23 

3 249 953,67 

3 

Betriebsvermögen 




32 

Wirtschaftsbetriebe 

255 725 629,01 

4 929 821,11 

2 422 183,32 

330 

Kapitalbeteiligungen 

3 545 177 289,19 

97 550 750,— 

211 025 321,84 


Summe 3 

3 800 902 918,20 

102 480 571,11 

213 447 505,16 

4 

Allgemeines Kapital- und 





Sachvermögen 




40 

Unbewegliche Sachen 

2 877 027 812,— 

49 058 169,63 

250 782 702,97 

43 

Geldwerte Rechte 

29 390 162 386,56 

3 431 440 973,73 

2 270 334 082,98 


Summe 4 

32 267 190 198,56 

3 480 499 143,36 

2 521 116 785,95 

5 

Treuhandvermögen 

1 614 439 463,03 

30 354 000,— 

27 562 442,72 


1 Vermögen zusammen 

1 55 843 462 286,28 

1 7 296 902 559,06 

1 5 412 518 542,27 


Vermögen zu Beginn des Rechnungsjahres 

55 843 462 286,28 DM 


Vermögen am Ende des Rechnungsjahres 

60 205 953 719,50 DM 


Mithin Vermögensmehrung . . . . 


4 362 491 433,22 DM 


SCHULDEN 




96 

Fundierte Schuld 

29 718 025 364,63 

2 923 869 974,88 

1 105 633 510,09 

97 

Schwebende Schuld 

1 220 150 000,— 

— 

1 732 700 000,— 

99 

Andere Schulden 

261 590 092,84 

— 

21 372 524,96 


Schulden zusammen 

31 199 765 457,47 

2 923 869 974,88 

1 2 859 706 035,05 


Schulden zu Beginn des Rechnungsjahres 31 199 765 457,47 DM 

Schulden am Ende des Rechnungsjahres 34 426 702 337,04 DM 

Mithin Schuldenmehrung 3 226 936 879,57 DM 


Schulden zu Beginn des Rechnungsjahres 31 199 765 457,47 DM 

Schulden am Ende des Rechnungsjahres 34 426 702 337,04 DM 

Mithin Schuldenmehrung 3 226 936 879,57 DM 
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Abgang 

Abschreibungen 

Bestand am 

Ende des 
Rechnungsj ahres 

Veränderungen 
des Bundesvermögens 

mit 

ohne 

haushaltsmäßige (r) Zahlung 

4 

5 

6 

7 

8 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

15 561 564,96 

2 334 413 385,02 

150 750 921,13 

20 225 614 473,— 

+ 2 185 337 895,— 

— 

— 

— 

7 300 000,— 

— 

15 561 564,96 

2 334 413 385,02 

150 750 921,13 

20 232 914 473,— 

+ 2 185 337 895,— 

304 695,98 

4 215 210,71 

1 632 116 032,33 

— 

— 

833,43 

439 410,20 

998 792,13 

119 958 019,— 

+ 8 636 103,— 

— 

— 

— 

2 466 034,— 

+ 489 891,— 

11 116,64 

708 014,72 

— 

31 856,27 

- 23 213,22 

11 950,07 

1 147 424,92 

098 792,13 

122 455 909,27 

+ 9 102 780,78 

411 089,74 

4 313 071,92 

_ 

258 353 471 ,78 

+ 2 627 842,77 

10 582 099,32 

99 123 481,32 

— 

3 744 047 780,39 

+ 198 870 491,20 

10 993 189,06 

1 

103 436 553,24 

— 

4 002 401 252,17 

+ 201 498 333,97 

66 026 834,13 

368 862 150,29 

24 723 400,18 

2 717 256 300,— 

- 159 771 512,— 

497 573 838,61 

3 123 254 845, 65 1) 

— 

31 471 108 759,01 

+ 2 080 946372,45 

563 600 672,74 

3 492 116 995,94 

24 723 400,18 

34 188 365 059,01 

+ 1 921 174 860,45 

— 

12 538 879,70 

— 

1 659 817 026,05 

+ 45 377 563,02 

590 472 072,81 

5 947 868 449,53 

1 808 589 145,77 

60 205 953 719,50 

+ 4 362 491 433,22 

874 883 181,69 

849 104 583,89 


32 023 541 084,02 

+ 2 305 515 719,39 

— 

817 600 000,— 

— 

2 135 250 000,— 

+ 915100 000,— 

2 989 065,88 

12 062 298,90 

— 

267 911 253,02 

+ 6 321 160,18 

877 872 247,57 | 

1 678 766 862,79 | 

— 

34 426 702 337,04 

+ 3 226 936 879,57 


Die Verpflichtungen des Bundes aus Bürgschafts-, 
Gewährleistungs- oder anderen ähnlichen wirtschaft- 
lichen Zwecken dienenden Verträgen betrugen am 
Ende des Rechnungsjahres .... 26 131 856 898,63 DM 

gegenüber 23 606 110 554,83 DM 

im Vorjahre. 


Außerdem sind verbürgt 

a) bei dem ERP- 

Sondervermögen 206 490 308,89 DM 

b) Zinsen auf einen Kapital in 

Höhe von 383 000 000, — DM 


In dem Betrag von 3 123 254 845,65 DM (Sp. 5) ist ein als Abgang ohne haushaltsmäßige Zahlung bei der Ver- 
mögensgruppe 4329 „Sonstige Wertpapiere" gebuchter Betrag von 1 127 800 000, — DM enthalten. Hierbei handelt 
es sich um den Saldo der Zu- und Abgänge, die im Rechnungsjahr 1962 zu Unrecht bei der Vermögensgruppe 4329 
im Zusammenhang mit der Rückgabe und Ausstellung von Schuldurkunden des Internationalen Währungsfonds 
(Treasury Notes) gebucht worden sind (vgl. Erl. 1, 3 und 5 unter Nr. 25 der Bemerkungen 1962), 
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28 . Die in der Vermögensredinung 1963 für den 
Beginn des Rechnungsjahres nadigewiesenen Be- 
stände stimmen bei allen Vermögensgruppen mit 
den am Schluß des Rechnungsjahres 1962 nachge- 
wiesenen Beständen überein. 

Das gleiche gilt für die Bestände des Gesamtvermö- 
gens, wenn man von den Berichtigungen der Ver- 
mögenshauptrechnung 1962 (vgl. Erläuterungen 1, 3 
und 5 unter Nr. 25 der Bemerkungen 1962) absieht. 


29 . Die in der Vermögensred\nung nachgewiese- 
nen Zugänge und Abgänge des Vermögens entspre- 
chen nicht in allen Teilen den in der Geldrechnung 
nachgewiesenen vermögenswirksamen Zahlungen. 


in in 

1000 DM 1000 DM 

In der Vermögensredmimg 
(Vermögenshauptredinung) sind 
durch haushaltsmäßige Zahlun- 
gen veranlaßte Vermögenszu- 
gänge von 7 296 903 

und Vermögensabgänge von . . 590 472 

nachgewiesen. 

Dagegen haben nach der Geld- 
rechnung (Hauptrechnimg) die 
vermögenswirksamen Haus- 
haltsausgaben, die zu einer 
Erhöhung des Vermögens führ- 
ten, 7 203 285 

und die vermögenswirksamen 
Haushaltseinnahmen, die zu 
einer Verminderung des Ver- 
mögens führten, 496 923 

betragen. 

Nach der Vermögensrechnung 

mehr 93 618 93 549 

Die Abweichungen haben fol- 
gende Ursachen: 

1. In der Geldrechnung sind 
vermögenswirksame Haus- 
haltseinnahmen von Haus- 
haltsausgaben imd umge- 
kehrt vermögenswirksame 
Haushaltsausgaben von 
Haushaltseinnahmen abge- 
setzt worden. Diese vermö- 
genswirksamen Zahlungen 
sind als solche in der Geld- 
rechnung nicht zu erkennen. 

In Höhe der entsprechenden 
Beträge werden jedoch in 
der Vermögensrechnung 
Vermögensabgänge und Ver- 
mögenszugänge mit haus- 
haltsmäßiger Zahlung nach- 
gewiesen, und zwar mit dem 
Ergebnis, daß das Mehr der 


Vermögens rechnung gegen- 
über der Geldrechnung bei 
den Vermögenszugängen . , 93 549 

und bei den Vermögensab- 
gängen ebenfalls 93 549 

beträgt. 

2. Die in der Geldrechnimg des 
Einzelplans 25 nachgewie- 
senen vermögenswirksamen 
Haushaltsausgaben sind um . 69 

geringer als die in der Ver- 
mögensrechnung nachgewie- 
senen Zugänge. Das ist dar- 
auf zurückzuführen, daß eine 
Rückeinnahme in gleicher 
Höhe in der Bundesvermö- 
gensrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1963 irrtümlich 
nicht berücksichtigt worden 
ist. 

Die Oberfinanzdirektion 
Hamburg hat 1964 eine ent- 
sprechende Berichtigung vor- 
genommen. 

Die durch haushaltsmäßige Zahlungen entstande- 
nen Zugänge imd Abgänge der Schulden stimmen 
mit den entsprechenden vermögenswirksamen Haus- 
hai tseinnahmen und -ausgaben überein. 

30 . Die Vermögens wirksamen Haushaltsausgaben 
haben bei 58 767 Mio DM Gesamtausgaben 
8081 Mio DM betragen. Damit die Wirkung der 
Haushalts Wirtschaft im Rechnimgsjahr 1963 auf die 
Vermögensbildung sachlich richtig beurteilt werden 
kann, müssen von den Gesamtausgaben 1827 Mio 
DM (Abführung der Ausgleichsabgaben an den 
Lastenausgleichsfonds) abgesetzt werden. Von den 
dann noch verbleibenden 56 940 Mio DM waren 
14,2 V. H. vermögenswirksam. Im Rechnungsjahr 
1962 waren es 15,7 v. H. und im Rechnungsjahr 1961 
19 V. H. 

Von den vermögenswirksamen Ausgaben im Rech- 
nungsjahr 1963 haben 7296 Mio DM (Spalte 2 der 
Übersicht unter Nr. 27) zur Mehrung des Vermö- 
gens beigetragen gegenüber 6925 Mio DM im Rech- 
nungsjahr 1962 und 8360 Mio DM im Rechnungs- 
jahr 1961. Zur Schuldentilgung sind 877 Mio DM 
(Spalte 4 der Übersicht) verwendet worden-, im 
Rechnungsjahr 1962 waren es 1776 Mio DM und im 
Rechnimgsjahr 1961 920 Mio DM. 

31 - Der Anteil der vermögenswirksamen Haus- 
haltseinnahmen an den Gesamteinnahmen hat sich 
gegenüber dem Vorjahr wieder erhöht. Von den 
Gesamteinnahmen des Rechnimgsjahres 1963 ^58 255 
Mio DM abzüglich der Einnahmen aus den Lasten- 
ausgleichsabgaben von 1827 Mio DM = 56 428 Mio 
DM) sind 3420 Mio DM vermögenswirksam gewe- 
sen, das sind 6,06 v. H. Demgegenüber wirkten sich 
im Rechnungsjahr 1962 5,3 v. H, und im Rechnungs- 
jahr 1961 9,3 V. H. auf das Vermögen des Bundes 
aus. 
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Die Vermögens wirksamen Einnahmen im Rechnungs- 
jahr 1963 sind im wesentlichen durch die Tilgung 
von Forderungen des Bundes sowie durch den Ver- 
kauf von Vermögenswerten entstanden. Diesen Ein- 
nahmen stehen entsprechende Vermögensabgänge 
gegenüber. 

Die Einnahmen aus Anleihen haben im Rechnungs- 
jahr 1963 2659 Mio DM betragen; im Rechnungsjahr 

1962 waren es 927 Mio DM und im Rechnungsjahr 
1961 1238 Mio DM. 

32 . Eine Oberfinanzdirektion hat im Rechnungsjahr 

1963 eine zu Lasten des Kapitels 25 02 Titel 580 a 
geleistete vermögenswirksame Ausgabe in Höhe 
von 33 268,70 DM nicht als solche nachgewiesen. Der 
Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau und 
Raumordnung hat veranlaßt, daß in der Vermö- 
gensrechnung 1964 ein entsprechender Vermögens- 
zugang gebucht worden ist. 

33 . Das Auswärtige Amt hat das Bundesvermögen 
im Ausland, das dem Auslandsschulwesen gewidmet 
ist, erstmals im Rechnungsjahr 1963 nach einer Be- 
anstandung des Bundesrechnungshofes in der Ver- 
mögensrechnung nachgewiesen. Der Gesamtwert der 
Objekte, die in diesem Rechnungsjahr als Zugang 


ohne haushaltsmäßige Zahlung aufgeführt sind, be- 
läuft sich auf rd. 23 Mio DM. Bei einer Nachprüfung 
durch den Bundesrechnungshof hat sich herausge- 
stellt, daß noch 5 weitere Grundstücke mit einem 
Wert von rd. 13 Mio DM und 5 als Darlehen ge- 
währte Zuwendungen nach § 64 a RHO in Höhe von 
zusammen rd. 2 Mio DM zu erfassen sind. Ferner hat 
der Bundesrechnungshof festgestellt, daß von den 
Liegenschaften des Bundes im Ausland, die kultu- 
rellen Zwecken dienen, bisher lediglich ein Kultur- 
institut, ein Krankenhaus und ein Ausstellungs- 
pavillon in der Vermögensrechnung nachgewiesen 
worden sind. Die anläßlich einer Örtlichen Prüfung 
durchgeführte vorläufige Bestandsaufnahme hat 
ergeben, daß die Erfassung von 15 Objekten aus- 
steht, für die das Auswärtige Amt in den vergan- 
genen Jahren einschließlich wertsteigernder Inve- 
stitionen (Um- und Ausbau) insgesamt rd. 13 Mio 
DM aufgewendet hat. Hinzu kommen mehrere zu- 
rückgegebene ehemals reichseigene Liegenschaften, 
die noch nicht bewertet sind, sowie ein Kranken- 
haus und ein Seemannsheim im Werte von zusam- 
men rd. 1 Mio DM. 

Der Bundesrechnungshof hat das Auswärtige Amt 
gebeten, beschleunigt für eine lückenlose Erfassung 
der Liegenschaften im Ausland Sorge zu tragen. 


Frankfurt am Main, den 22. Dezember 1965 


Bundesrechnungshof 

Hopf 


(außer Nr. 16) 


Bundesrechnungshof 

Dr. Bretschneider 

(für Nr. 16) 
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Anlage 1 

(zu S. 30 Nr. 14) 


Druck- und Darstellungsfehler 


In der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1963 
hat der Bundesrechnungshof 
— von bedeutungslosen Schreibfehlern abgesehen — 
folgende Druck- und Darstellungsfehler festgestellt: 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

1 richtig 


Gesamtplan 




XXVI 

Kap. 06 14 

5 

1 350 600 

1 356 600 

XXX 

Einzelplan 12, zusammen 

4 

1 +78 104 300 

-78 104 300 

XXXIV 


1 

31 04 

31 03 

XXXV 


15 

33 04 

31 03 

XXXVII 

Kap. 36 09 

14 

+ 3 358 000 

+ 3 358 300 


Einzelplan 36, zusammen 

14 

+ 28 017 500 

-28 017 500 

XLIV 

Einzelplan 10 

21 

95 300 000 

-95 300 000 


Beilage 1 zum Vorbericht 




26 

4. Sachausgaben 

davon ab: Erstattungen des Verteidi- 
gungshaushalts 

9 

96,6 

97,6 


Beilage 3 zum Vorbericht 


i 


50 

Kap. 11 10 Tit. 13 

5 

2,024 

2,042 

53 

Kap. 35 11 a Tit. 69 

5 

0,577 

0,575 


Beilage 4 zum Vorbericbt 




59 

Kap. 10 02 Tit. 965 

5 

6986 

6,986 

69 

Kap. 35 11 a Tit. 701 

3 

Restwert- 
entschädigungen i 
an die Entsende- 
staaten der 
Investitionen ... ! 

Restwert- 
entschädigungen 
an die Entsende- 
staaten für 
Investitionen . , . 

70 

Kap. 36 06 Tit. 620 


3,794 

3,749 


Beilage 5 zum Vorbericht 




76 

Kap. 14 15 Tit. 852 

3 

Beschaffung von 
Kraftfahrzeugen 

Beschaffung von 
Kampffahrzeugen 


Gesamtrechnung 




88 

Einzelplan 23 

11 

(49 951 893,71) 

(49 591 893,71) 

95 

Einzelplan A 32 

13 

-2 664 370 000 1 

+ 2 664 370 000 


Einzelplan 05 




208 

Kap. 05 01 Tit. apl. 97 


Suezräumung ' 

Suezkanalräumung 


Gesamteinnahmen 

7 

— 

369 893,26 

215 

zu Tit. 230, Zeile 3 


15 876,71 

15 836,71 

220 

Gesamteinnahmen 

7 

369 859,26 

369 893,26 

225 

zu Tit. 302, Zeile 2 


10 042 067,85 

9 842 067,85 


42 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/458 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 

238 

Kap. 05 03 Tit. 69 

7 

— 

80 092,05 

238 

Summe fortdauernde Einnahmen 

7 

— 

80 092,05 

240/41 

zu Tit. 103, Zeile 5 


Abs. 1 

Abs, 2 

243 

Kap. 05 03 Tit. 201 b 

12 

312 812,31 

312 812,51 

266 

Kap. 05 02 

4 

320 932,10 

370 932,10 

269 

Kap. 05 02 

8 

(3 597 132,—) 

(3 597 900,—) 


X Haushaltsreste 

9 

31 196 011,02 

31 974 840,42 


Einzelplan 06 




296 

Kap. 06 02 Tit. 623 

6 

293 500,— 

292 500,— 

322 

Kap. 06 05 Tit. 104 a 

6 

785 615,54 

285 615,54 

333 

Zuschuß Kap. 06 06 

12 

15701,15 

15 701,75 

348 

Kap. 06 08 Tit. 305 

6 

1 753 651,86 

1 792 651,86 

350 

Kap. 06 08, Summe Allgemeine 
Ausgaben 

6 

5 026 214,73 

5 065 214,73 

365 

Kap. 06 09, Gesamtausgaben 

13 

— 

32 934,94 

413 

Kap. 06 16 Tit. 711 

12 

330 000,— 

333 000,— 

412 

Zuschuß Kap. 06 16 

5 

1 600 817,30 

1 605 817,30 

437 

Kap. 06 24, Gesamtausgaben 

12 

2 655 312,35 

2 665 312,35 

485 

Kap. 06 30, Gesamtausgaben 

10 

812 000,— 

812 600,— 

529 

Kap. 06 19 

13 

-18 872 272,18 

-118 872 272,18 


Kap. 06 25 

13 

-76 064 591,71 

-276 064 591,71 

533 

Kap. 06 01 

7 

1 191 104,80 

2 191 104,80 


Einzelplan 08 




675 

Außerplanmäßig 

10 

73,42 

-73,42 


Einzelplan 09 




754 

Kap. 09 08 Tit. 7 

4 und 6 

— 

593,51 


Tit. 9 

4 und 6 

593,51 

— 


Einzelplan 10 




832 

B. 1 


10 02 

10 02 




5^b2 

572 b 


B. 13 


10 02 

10 02 




'^7 3 b 2 

572 b 

965 

Kap. 10 18 Tit. 2 

12 

— 

100 


Tit. 14 

12 

100 

22 


Tit. 16 

12 

22 

— 


Einzelplan 11 




1027 

Kap. 11 01 Tit. 201 a 

12 

146,33 

146,38 


Einzelplan 12 




1125 

B. Außerordentlicher Haushalt 


In der zweitletzten Zeile ist das Wort 
„rund" nicht richtig 

1156 

Kap. 12 03 Tit. 217 

4 

293 605,64 ] 

293 505,64 

1259 

Kap. 12 12 Tit. 9 b 

12 

02 672,44 

92 627,44 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte j 

unrichtig 

richtig 

1276 

Kap. 12 14 Tit. 110 

6 

411,30 

4 111,30 

1301 

zu Tit. 206, Zeile 3 


Tit. 206 

Tit. 203 

1323 

Kap. 12 03 

12 

(50 070 258,60) 

(50 070 158,60) 


Kap. 12 06 

12 

(297 325,74) 

(297 315,74) 


Einzelplan 14 




1346 

Kap. 14 12 Tit. 49 


5 880 700,— DM 

5 890 700,— DM 


Sonstige Mehreinnahmen 


6 785 100,— DM 

6 775 100,— DM 

1455 

Kap. 14 12 Tit. 571 a 

12 

27 111 765,33 

27 111 765,87 

1527 

Zusammenstellung, 

X Haushaltsreste 

12 

33 428 355,27 

32 428 355,27 


Einzelplan 15 




1554 

Kap. 15 03 Tit. 225 

6 

26 122,63 

26 112,63 

1560 

Tit. 880 

4 und 6 

26 675,— 

25 675,— 


Einzelplan 19 




1579 

Übersicht, Gegenüber dem Gesamtsoll 

10 

mehr 82,80 

weniger 82,80 


Einzelplan 24 




1626 

Kap. 24 03 Tit. 821 


In der Betragsspalte fehlen 333 000 DM 


Einzelplan 26 




1734 

Kap. 26 01 Tit. 240 

6 

17 999,14 

17 999,44 

1763 

Übersicht, Gesamtsoll 

11 ! 

135 873 040,— 

135 874 040,— 


Einzelplan 31 




1841 

Gesamtausgaben 

13 

— 

8 625,10 


Einzelplan 32 




1891 

Kap. 32 05 

13 

-596 356 756,94 

- 1 596 356 756,94 


Einzelplan 35 




1956 

Kap. 35 1 1 a Tit. 340 

3 

Ausgleich von . . . 
und seiner Zusatz- 
vereinigungen 

Ausgleich von . . . 
und seiner Zusatz- 
vereinbarungen 

1977 

Gegenüber dem Gesamtsoll 

11 

weniger 

21 965 842,24 

mehr 

21 965 842,24 


Einzelplan 36 




2008 

Zuschuß Kap. 36 06 

4 

61 617 691,73 

61 617 961,73 

2021 

Kap. 36 07, Gesamtausgaben 

12 

32 483 830,03 

32 484 830,03 

2037 

Kap. 36 04 

9 

51 784 377,68 

51 784 337,68 


Anlage I 




2140 

Kap. 05 03 

2 

201 

201 c 

2142 

Zusammen Einzeiplan 05 

5 

232 728,74 

732 218,53 

2238 

Kap. 12 03 Tit. 748 

5 

Es fehlt der Elinweis: Kassenmäßige 
Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 751 
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Seite 



Haushaltsstelle 


Spalte 


unrichtig 


richtig 


2239 Kap. 12 03 Tit. 965 


2285 Kap. 26 02 Tit. 602 


5 


3 


Es fehlt der Hinweis: Kassenmäßige 
Einsparung bei 

Kap. 12 03 Tit. 817 == 550 000— DM 
Tit. 960 = 157 207,01 DM 

zusammen 707 207,01 DM 


8 486 000,— 


8 486 600,— 


2333 

bis 

2366 


Zu Anlage 111 

(Beilage zu Kap. 24 03 Tit. 70) 


Anlage IV 

2372 lfd. Nr. 36 

Anlage V 

2389 Kap. 60 04 


2508 


Beilage 2 zum Teil 111 
— Vermögensnachweis 

VGr. 4311/09 


a) Aus dem Bereich einer Oberfinanz- 
direktion fehlen die Eintragungen von 
44 Grundstücksveräußerungen im Ein- 
zelbetrag von mehr als 10 000 DM: 

Größe insgesamt 21 571 qm 

Erlös insgesamt 135 311,20 DM 

Restkaufgeld 

insgesamt 566 378,60 DM 

b) Die Eintragungen in der Spalte 
„Grundstücksbezeichnung" sind zum 
Teil unvollständig 


Es fehlt die Ortsangabe „Grünland an 
der Autobahn Markung Gruibingen" 


1 

2 

3 

4 

5 

6 
7 


Es fehlt die Eintragung des folgenden 
Grundstückstausches : 

3 

Gemarkung Hesepe 
Flur 14 Flurstück 160/68 
0,6931 ha 

1 594,13 

Gemarkung Hesepe 
Flur 14 Flurstück 161/65 
0,2198 ha 

581,37 


Spitzenbetrag von 1 012,76 DM mit 
Gegenforderung verrechnet 


3 


25 


23 
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Anlage 2 

(zu S. 37 Nr. 25) 


Einzelvorbehalte aus früheren Rechnungsjahren 


Lfd. 

Nr. 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 

Begründung 




Rechnungsjahr 1962 
ßundesminister des Innern 



06 01 


Bundesministerium des Innern 

Das Prüfungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen 

1 


101 

Amtsbezüge des Ministers und Dienstbezüge, Zu- 
lagen und Zuwendungen der planmäßigen Beamten 
(einschl. der in Planstellen angestellten Beamten auf 
Probe) 


2 


108 

Beschäftigungs Vergütungen, Trennungsentschädi- 

gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Familien- 
besuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 



Anlage 3 

(zu S. 37 Nr. 26) 

Vorbehalte zum Rechnungsjahr 1963 

(§ 107 Abs. 4 RHO) 

a) Allgemeine Vorbehalte 

Der Bundesrechnungshof behält sich allgemein vor, Bemerkungen 

aufzustellen 

1. zu den Ausgaben, über die für einen längeren Zeitraum als ein 
Rechnungsjahr oder über die noch durch besondere Rechnungen 
Rechnung zu legen ist, 

2. zu den Haushaltsmitteln, die Stellen außerhalb der Bundesver- 
waltung zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt 
worden sind und deren Verwendung er noch zu prüfen hat 
(§ 64 a RHO), 

3. zu den Einnahmen und Ausgaben, die in Büchern und Rechnungs- 
unterlagen der Betriebe im Sinne des § 15 RHO nachgewiesen 
werden, 

4. zu den Ausgaben beim Einzelplan 14, die im Rahmen mehrjähriger 
Beschaffungsprogramme vom Bundesminister der Verteidigung 
und seinen nachgeordneten Dienststellen geleistet worden sind. 


b) Einzelvorbehalte 


Lfd. 

Nr. 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 

Begründung 




Zivile Notstandsplanung 


1 

36 07 

970 

i Notstandsmaßnahmen auf dem Gebiet des Verkehrs 
Beschaffung zusätzlicher Zugförderungsmittel für 
den Notstandsfall 

Das Prüfungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen 




Jahresrechnung des ERP-Sondervermögens 
— Ordentlicher Plan — 


2 

5 

(Aus- 

gaben) 

1 

Entwicklungshilfe — Allgemein — 

Verzinsung der Darlehen 

Das Prüfungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen 

3 


apl. 4 

Zinsen aus Vorjahren 
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L Vorbemerkungen 

1 . Dieser Bericht nach § 107 Abs. 2 RHO schließt 
an den vom 22. Oktober 1963 an. In der Zwischen- 
zeit hat der Bundesrechnungshof die Betätigung des 
Bundes als Gesellschafter hauptsächlich in Geschäfts- 
jahren geprüft, die in den Kalenderjahren 1962 bis 
1964 endeten. Der Bericht enthält dabei festgestellte 
Mängel und ältere Beanstandungen, auf die der Bun- 
desrechnungshof noch nicht eingehen konnte. Eine 
Anzahl Prüfungsmitteilungen konnte mit den zu- 
ständigen Bundesministern noch nicht abschließend 
erörtert werden. Der Bericht gibt den Stand der 
Erörterungen am 30. September 1965 wieder. Er 
enthält Feststellungen aus den Geschäftsbereichen 
mehrerer Bundesminister, die Beteiligungen verwal- 
ten. Mängel im Bauwesen bei einem Unternehmen, 
an dessen Kapital der Bund beteiligt ist und das Zu- 
wendungen des Bundes erhalten hat, werden zusam- 
men mit den Ergebnissen der Prüfung bei anderen 
Zuwendungsempfängern unter Nr. 18 der anliegen- 
den Denkschrift vom 22. Dezember 1965 behandelt. 

In dem Bericht werden wie bisher die Firmen und, 
soweit geboten, Zahlen und andere Merkmale nicht 
angegeben. 

2 . Der Anhang zum Finanzbericht 1965 des Bundes- 
ministers der Finanzen enthält Darstellungen über 
die Beteiligungen des Bundes. Darin wird auch über 
die Entwicklung größerer Unternehmen berichtet. 

3 . Dem unter Nr. 3 des Berichts vom 22. Oktober 
1963 erwähnten Rundschreiben des Bundesministers 
der Finanzen vom 5. Juli 1963 {Bundestagsdruck- 
sache IV/1450), das Hinweise für die Verwaltung 
von Bundesbeteiligungen enthält, ist noch nicht bei 
sämtlichen Unternehmen in dem notwendigen Um- 
fange entsprochen worden. Das gilt vor allem für 
die Gestaltung der Satzungen sowie der Geschäfts- 
ordnungen für die Geschäftsleitung und das Uber- 
wachungsorgan. Der Bundesrechnungshof wirkt dar- 
auf hin, daß die erforderlichen Regelungen getroffen 
werden. Er behält sich vor, in einem späteren Bericht 
auf die Angelegenheit näher einzugehen. Die in den 
folgenden Ausführungen dargestellten Mängel sind 
inzwischen zum Teil beseitigt. 


IL Übersendung von Prüfungsunterlagen und 
Beantwortung von Prüfungsmitteilungen 

4 . Der Bundesrechnungshof hat mehrfach darüber 
berichten müssen, daß Prüfungsunterlagen ver- 
spätet übersandt und Prüfungsmitteilungen von 
Bundesministern mit Verzögerung beantwortet wor- 
den sind. 

Der im Bericht vom 22. Oktober 1963 unter Nr. 14 
und 15 erwähnte Bundesminister hat noch nicht in 
allen Fällen die Frist des § 112 RHO eingehalten und 
Prüfungsmitteilungen noch nicht in angemessener 


Zeit beantwortet. Neuerdings haben auch andere 
Bundesminister dem Bundesrechnungshof Prüfungs- 
unterlagen nicht rechtzeitig zugeleitet und das Er- 
gebnis der Prüfung nicht mitgeteilt. 

5 . Ein Bundesminister hat erst im Jahre 1965 Unter- 
lagen übersandt, die die Geschäftsjahre 1956 bis 
1958 einer Gesellschaft betreffen. Der Bund hatte 
diese Beteiligung bereits 1958 veräußert. Die Ab- 
schlüsse waren 1960 festgestellt worden. 

6. Die Anteile an einer Gesellschaft, die allgemein- 
wirtschaftliche Aufgaben wahrnimmt, hat der Bund 
Ende 1962 zu einem erheblich über dem Nennwert 
liegenden Betrag erworben. Die Prüfungsunterlagen 
einschließlich des für die Kaufpreisbemessung maß- 
geblichen Bewertungsgutachtens hat der Bundesrech- 
nungshof trotz mehrmaliger Mahnung von dem zu- 
ständigen Bundesminister noch nicht erhalten. Der 
Bundesminister hat auch den Grund der Verzöge- 
rung nicht mitgeteilt. Erst im Zusammenhang mit 
der Aufstellung dieses Berichts hat er erklärt, der 
Abschluß 1962 der Gesellschaft werde voraussicht- 
lich in Kürze verabschiedet, dann könnten die Unter- 
lagen übersandt werden. 

7 . Ein anderer Bundesminister hat für einige Be- 
teiligungsgesellschaften bisher trotz wiederholter 
Erinnerungen keine Prüfungsunterlagen vorgelegt. 
Der Bundesrechnungshof hat sie zum großen Teil bei 
örtlichen Erhebungen von den Gesellschaften nach- 
träglich erhalten. Er hat dabei festgestellt, daß die 
Gesellschaften die für ihn bestimmten Unterlagen 
dem Bundesminister zugeleitet hatten, bei dem sie 
offenbar verblieben sind. Für einige Gesellschaften 
hat der Bundesminister zwar Unterlagen übersandt, 
aber ein Ergebnis seiner Prüfung nicht mitgeteilt. 
Diese Behinderung der Beteiligungsprüfung muß 
dazu führen, daß der Bundesrechnungshof seinem 
gesetzlichen Auftrag zur Berichterstattung nach 
§ 107 Abs. 2 RHO nicht zeitgerecht und in aus- 
reichendem Umfange nachkommen kann. 

Der Bundesminister hat jetzt zugesagt, die noch 
fehlenden Unterlagen, wenn auch ohne Mitteilung 
eines Prüfungsergebnisses, dem Bundesrechnungs- 
hof bald zu übersenden. Er will nun auch eine An- 
zahl Prüfungsmitteilungen, die z. T. eineinhalb Jahre 
zurückliegen, beantworten. 


III. Minderheitsbeteiligungen an Gesellschaften 
eines bestimmten Aufgabenbereichs 

8. Der Bund und jeweils ein Land sind an Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung beteiligt, die 
Aufgaben von öffentlichem Interesse wahrnehmen 
und dafür Zuwendungen aus Haushaltsmitteln er- 
halten. An den Gesellschaften besitzt der Bund nur 
je einen Minderheitsanteil. Bei einigen Gesell- 
schaften ist seine Beteiligung nach Kapitalerhöhun- 
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gen unter die Sperrminderheit gesunken. In diesen 
Fällen ist in den Gesellschaftsverträgen festgelegt 
worden, daß Gesellschafterbeschlüsse, die eine qua- 
lifizierte Mehrheit erfordern, solange nicht ohne 
Zustimmung des Bundes gefaßt werden können, als 
dieser Gesellschafter ist. Der Einfluß des Bundes bei 
den erwähnten Gesellschaften ist im übrigen gering. 

Der Bundesrechnungshof hat mit dem Bundesmini- 
ster erörtert, ob diese Beteiligungen noch erforder- 
lich sind. Der Bund hat inzwischen die Minderheits- 
beteiligung an einer der erwähnten Gesellschaften 
veräußert. Der zuständige Bundesminister prüft, ob 
die Beteiligungen an drei weiteren Gesellschaften, 
an denen, der Bund eine Sperrminderheit nicht oder 
nicht mehr besitzt, aufgegeben werden sollen. Die 
Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. 


IV. Haushaltsrechtliche Prüfungsrechte 

Gründung einer Gesellschaft ohne Festlegung der 
haushaltsrechtlichen Prüfungsrechte 

9 . Eine Gesellschaft, an der der Bund über eine 
Obergesellschaft zu fast 100 v. H. beteiligt ist, hat 
zusammen mit einem privaten Unternehmen eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung gegründet 
und den Mehrheitsanteil übernommen. Der Bundes- 
minister der Finanzen hat der Beteiligung auf An- 
trag des zuständigen Bundesministers zugestimmt 
und gebeten, bei der neuen Gesellschaft auf die 
Einräumung der haushaltsrechtlichen Prüfungsrechte 
hinzuwirken. Im Zeitpunkt seiner Zustimmung war 
die Gesellschaft bereits gegründet. 

Auf die Bemühungen des zuständigen Bundesmini- 
sters um Einräumung der Prüfungsrechte hat die 
Obergesellschaft, deren Anteile dem Bund gehören, 
lediglich zugesagt, die mit der Mehrheit beteiligte 
Gesellschaft werde sich dafür einsetzen, daß das mit- 
beteiligte private Unternehmen der Prüfung der 
neugegründeten Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung durch den Wirtschaftsprüfer der Mehrheits- 
gesellschaft unter Beachtung der für diese selbst 
festgelegten Prüfungsrichtlinien zustimme und daß 
der Bundesminister ausreichend unterrichtet werde. 
Dem Bundesminister erscheinen Verhandlungen der 
Mehrheitsgesellschaft mit dem privaten Unterneh- 
men zwecks Einräumung der haushaltsrechtlichen 
Prüfungsrechte vorerst wenig aussichtsreich. 

Zur Erlangung der Prüfungsrechte hätte vor der 
Gründung mit dem privaten Unternehmen verhan- 
delt werden müssen. 

Beteiligungserwerb ohne Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen und ohne ausreichende 
Bewertungsunterlagen, Nichteinräumung der haus- 
haltsreditlichen Prüfungsrechte 

10 . Ein Unternehmen, an dem der Bund mittelbar 
zu fast 100 V. H. beteiligt ist, hat die Kapitalmehr- 
heit an einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
erworben. Der zuständige Bundesminister ist vorher 
über die Erwerbsabsicht nicht unterrichtet worden. 
Er hat deshalb die Zustimmung des Bundesministers 


der Finanzen nachträglich beantragt (§ 60 Abs. 1 
und 3 RWB). Die erst nach dem Erwerb erfolgte 
Unterrichtung des zuständigen Bundesministers ist 
mit dem Zeitdruck begründet worden, unter dem die 
Erwerbsverhandlungen gestanden hätten. 

Der Bundesminister der Finanzen hat es abgelehnt, 
dem Erwerb der Beteiligung nachträglich zuzustim- 
men. Er hat darauf hingewiesen, daß ein solcher 
Erwerb nicht innerhalb weniger Tage durchgeführt 
werde. Nach seinem Vorschlag ist dem Unternehmen 
die Mißbilligung der beteiligten Bundesminister zum 
Ausdruck gebracht worden. 

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung hat die 
haushaltsrechtlichen Prüfungsrechte den zuständigen 
Stellen des Bundes nicht eingeräumt. Das Unterneh- 
men, das die Kapitalmehrheit erworben hat, hat die 
Einräumung der Prüfungsrechte für einen späteren, 
ihm geeignet erscheinenden Zeitpunkt in Aussicht 
gestellt. Inzwischen steht nur noch ein geringer 
Kapitalanteil nicht im Eigentum des Unternehmens. 
Der Bundesrechnungshof wirkt auf die Einräumung 
der Prüfungsrechte weiter hin. 

11 . Als Grundlage für die Bemessung des Kauf- 
preises ist nur die Abschrift eines nicht Unterzeich- 
neten Aktenvermerks vorgelegt worden, der län- 
gere Zeit vor dem Erwerb verfaßt worden ist. Der 
Inhalt des Vermerks reicht zur Beurteilung der 
Angemessenheit des Preises nicht aus. Auf das Gut- 
achten eines unabhängigen Sachverständigen ist 
nach Mitteilung des Unternehmens verzichtet wor- 
den, weil dieses mit erheblichen Kosten und einem 
Zeitverlust verbunden gewesen wäre, der den Ab- 
schluß des Kaufvertrages hätte gefährden können. 
Das Unternehmen hat außerdem darauf hingewie- 
sen, sein Abschlußprüfer habe zu dem Erwerb später 
positiv Stellung genommen; auch sei die weitere 
geschäftliche Entwicklung der Gesellschaft als gün- 
stig anzusehen. 

Der Bundesrechnungshof konnte aus späteren Prü- 
fungsunterlagen ein abschließendes Urteil über den 
Wert der Gesellschaft im Erwerbszeitpunkt nicht 
gewinnen. Nach seiner Auffassung läßt sich die An- 
gemessenheit von Erwerbs- und Veräußerungsprei- 
sen für Beteiligungen regelmäßig nur auf Grund des 
Gutachtens eines unabhängigen Sachverständigen 
beurteilen (vgl. Nr. 47 und 51 des Berichts vom 
13. April 1961 und Nr. 111 des Berichts vom 22. Ok- 
tober 1963). Das Gutachten muß der Geschäfts- 
leitung und dem Uberwachungsorgan vor dem Er- 
werb oder der Veräußerung vorliegen. Der Bundes- 
minister hat sich dieser Ansicht angeschlossen. 

V. Die Betätigung des Bundes 
in verschiedenen Gesellschaften 

12 . Der Bund ist Mehrheitsgesellschafter eines 
Unternehmens der Verkehrswirtschaft. Er hat dem 
Unternehmen erhebliche Mittel als Darlehen und 
als verlorene Zuschüsse zur Verfügung gestellt. 

I 13 . Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
ihm der zuständige Bundesminister die Prüfungs- 
unterlagen verspätet zugeleitet hat. Die rechtzeitige 
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Vorlage ist wegen des Umfanges der Bundeszuwen- 
dungen von besonderer Bedeutung. Auch die Prü- 
fungsmitteilungen des Bundesredinungshofes sind 
nicht innerhalb einer angemessenen Zeit beant- 
wortet worden. Wegen dieser Verzögerungen konn- 
ten Mängel nicht alsbald abgestellt werden. Der 
Bundesminister will den Beanstandungen künftig 
Rechnung tragen. 

14 . Der Bundesrechnungshof hat angeregt, in der 
Satzung zu bestimmen, daß Ausschüsse des Auf- 
sichtsrates mit Entscheidungsbefugnis nur beschluß- 
fähig sein sollen, wenn mindestens drei Mitglieder 
an der Beschlußfassung teilnehmen. Er hat gebeten 
zu untersuchen, ob der Kreis der Geschäftsarten, die 
der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats be- 
dürfen, auf Grund der Vorschläge des Bundesrech- 
nungshofes erweitert werden sollte. Der Bundes- 
minister prüft daher zur Zeit, ob die Satzungen und 
die Geschäftsordnungen der Unternehmen seines 
Geschäftsbereichs dem unter Nr. 3 erwähnten Rund- 
schreiben des Bundesministers der Finanzen vom 
5. Juli 1963 entsprechen und mit dem am 1. Januar 
1966 in Kraft tretenden Aktiengesetz vereinbar sind. 
Dabei sollen die Anregungen des Bundesrechnungs- 
hofes berücksichtigt werden. 

15 . Die Mitglieder der Geschäftsleitung konnten 
wegen der Art des Aufbaues des Unternehmens 
nicht immer in dem notwendigen Umfange Zusam- 
menarbeiten und schnell entscheiden, über die vom 
Bundesrechnungshof schon früher angeregte Kon- 
zentration der Leitung hatten die zuständigen Or- 
gane im Zeitpunkt der Prüfung noch nicht endgültig 
entschieden; eine Reihe von Maßnahmen ist aller- 
dings schon getroffen worden. Die Geschätfsleitung 
der Gesellschaft hat die Vorschläge des Bundes- 
rechnungshofes grundsätzlich gebilligt. Es ist vor- 
gesehen, einem Ausschuß des Aufsichtsrats die 
weitere Prüfung zu übertragen. 

Die für die Führung und Überwachung des Gesamt- 
betriebes notwendige Unterrichtung der Geschäfts- 
leitung entsprach nicht den besonderen Verhält- 
nissen; Zwischenabschlüsse wurden nicht genügend 
gegenwartsnahe aufgestellt. Der Bundesrechnungs- 
hof hat angeregt, die erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen. Er hat auf die Notwendigkeit der rechtzei- 
tigen Auswahl eines guten Führungsnachwuchses 
hingewiesen. Den Anregungen des Bundesrech- 
nungshofes ist nach Mitteilung des Bundesministers 
schon weitgehend entsprochen worden. 

Der Bundesrechnungshof hat vorgeschlagen, die Or- 
ganisationsabteilung der Geschäftsleitung unmittel- 
bar zu unterstellen. Diese Frage wird zur Zeit von 
der Gesellschaft im Zusammenhang mit der Neu- 
ordnung anderer Arbeitsbereiche geprüft. 

Der Bundesrechnungshof hat ferner angeregt, die 
Dienstanweisungen laufend auf den neuesten Stand 
zu bringen. Das soll geschehen* 

Die Vorbereitung wichtiger Entscheidungen der Ge- 
schäftsleitung obliegt einer Planungsabteilung. Der 
Bundesrechnungshof hat auf Mängel in der Tätigkeit 
dieser Abteilung aufmerksam gemacht und Verbes- 
serungen vorgeschlagen. Die Gesellschaft teilt die 


Auffassung des Bundesrechnungshofes und hat Maß- 
nahmen getroffen, die den Wirkungsgrad der Pla- 
nung erhöhen. 

16 . Das Rechnungswesen entsprach im Zeitpunkt 
der Prüfung auf einigen Gebieten noch nicht den zu 
stellenden Anforderungen. Das gilt insbesondere 
für die Kostenrechnung. Mehrere Dienststellenleiter 
haben die Entwicklung der Kosten nicht mit der not- 
wendigen Sorgfalt überwacht. Der Bundesrechnungs- 
hof hat auf die Mängel hingewiesen und angeregt, 
die leitenden Angestellten verstärkt auf die Bedeu- 
tung des Rechnungswesens für die zu treffenden 
Entscheidungen aufmerksam zu machen. Die Gesell- 
schaft hat inzwischen das Erforderliche veranlaßt. 
Nach Mitteilung des Bundesministers wirken die 
Fachdienststellen und die Innenrevision der Gesell- 
schaft auf die Vermeidung von Mängeln hin. 

Die Vorbereitungen für die maschinelle Datenver- 
arbeitung sind nicht rechzeitig angelaufen und 
waren im Zeitpunkt der Prüfung nicht auf dem er- 
forderlichen Stand. Deshalb hat der Bundesrech- 
nungshof darauf hingewiesen, daß sich Schwierig- 
keiten ergeben könnten, wenn es nicht gelinge, den 
Rückstand rechtzeitig aufzuholen und einen dafür 
geeigneten Mitarbeiterstab zu gewinnen. Die Liefe- 
rung der Anlage ist aufgeschoben worden. Die Ge- 
sellschaft hat Maßnahmen getroffen, welche die Ent- 
stehung von Schwierigkeiten bei der Inbetriebnahme 
vermeiden sollen. Der Bundesminister hat zu der 
Angelegenheit noch nicht abschließend Stellung neh- 
men können. 

17 . Dem Aufsichtsrat wurden bei Anträgen der Ge- 
schäftsleitung auf Zustimmung zu bedeutenden An- 
lageinvestitionen wiederholt unzureichende Unter- 
lagen vorgelegt. Die Zustimmung wurde in einem 
Falle so spät beantragt, daß der Aufsichtsrat eine 
große Investition nur unter Zeitdruck behandeln 
konnte. Der Bundesrechnungshof hat angeregt 
sicherzustellen, daß dem Aufsichtsrat bei größeren 
Investitionen künftig ausreichende Unterlagen über 
die Wirtschaftlichkeit und die Finanzierung recht- 
zeitig vor der Beschlußfassung vorgelegt werden. 
Der Bundesminister hat mitgeteilt, daß die Gesell- 
schaft künftig dem Aufsichtsrat die erforderlichen 
Unterlagen rechtzeitig vorlegen wird; ihm sei eine 
unzureichende Unterrichtung des Aufsichtsrats nicht 
mehr bekannt geworden. 

18 . Die hohen Bestände an Ersatzteilen xind sonsti- 
gen Vorräten lagerten im Zeitpunkt der Prüfung an 
zahlreichen, zum Teil weit voneinander entfernten 
Orten. Dadurch war die Materialverwaltung be- 
trächtlich erschwert. Vermeidbare zusätzliche Kosten 
für den innerbetrieblichen Transport waren die 
Folge. Der Bundesrechnungshof hat auf die Not- 
wendigkeit hingewiesen, möglichst schnell ein zen- 
trales Lager zu schaffen und das Materialwesen zu 
rationalisieren. Obwohl die Gesellschaft sich be- 
mühte, zu hohe Bestände zu vermeiden, die unnötig 
Kapital binden sowie Lager- und Verwaltungskosten 
verursachen, hat sie doch Ersatzteile zu früh be- 
schafft. Der Bundesrechnungshof hat auf die Bedeu- 
tung einer realistischen Bedarfsplanung aufmerksam 
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gemacht. Schwierigkeiten ergaben sich dadurch, daß 
die Abteilung für die Materialbewirtschaftung nicht 
immer ausreichend über das Betriebsprogramm und 
dessen Änderungen unterrichtet war. Der Bundes- 
rechnungshof hat eine bessere Zusammenarbeit der 
beteiligten Stellen angeregt. Der Bundesminister hat 
mitgeteilt, das Zentrallager werde demnächst fertig- 
gestellt. Nach den vom Bundesrechnungshof dar- 
gestellten Grundsätzen wirtschaftlicher Materialpla- 
nung werde verfahren. Die Abteilung für die Mate- 
rialbewirtschaftung werde jetzt über das Betriebs- 
programm und über Änderungen ausreichend unter- 
richtet. 

19- Auf einem für den Erfolg der Gesellschaft wich- 
tigen Gebiet sind durch unzureichende Vorberei- 
tung, durch Beschaffungen ohne ausreichenden Wett- 
bewerb, durch ungenügende Abstimmung zwischen 
einigen Stellen und durch Fehldispositionen hohe 
unwirtschaftliche Aufwendungen entstanden. Der 
verantwortliche Angestellte war seiner Aufgabe 
nicht gewachsen. Er ist ausgeschieden. Außerdem 
sind organisatorische Maßnahmen getroffen worden, 
die eine Wiederholung solcher Vorkommnisse ver- 
meiden sollen. Die Maßnahmen reichen nach den 
Feststellungen des Bundesministers jedoch noch 
nicht aus, Mängel dieser Art zu verhindern. Der 
Bundesminister hat das Erforderliche veranlaßt. 

Durch mangelhafte Planung und durch ungenügende 
Abstimmung zwischen den verschiedenen Bereichen 
der Gesellschaft ist auch auf sonstigen Gebieten ver- 
meidbarer Aufwand entstanden. Der Bundesrech- 
nungshof hat beanstandet, daß in einem Falle die er- 
forderliche Zustimmung des Aufsichtsrats nicht 
rechtzeitig eingeholt worden ist; in einem anderen 
Falle fehlten bei einem Auftrag schriftliche Verein- 
barungen. Die Gesellschaft hat nach Mitteilung des 
Bundesministers Maßnahmen getroffen, durch die 
solche Mängel künftig vermieden werden sollen. 

20- Die Einkaufsvorschriften des Unternehmens be- 
rücksichtigten nicht auf allen Gebieten die in Be- 
tracht kommenden Belange, Das hat zur Entstehung 
von Mängeln, z. B. zu ungenügender Abstimmung 
zwischen den verschiedenen Arbeitsbereichen bei- 
getragen und sich nachteilig auf die Vertragsgestal- 
tung ausgewirkt. Der Bundesrechnungshof hat die 
Herausgabe neuer Einkaufs Vorschriften angeregt. Er 
hat ferner vorgeschlagen, eine Dienstvorschrift für 
das Bauwesen zu erlassen, und empfohlen, Bestim- 
mungen über die Anwendung der VOB und der VOL 
zu treffen; in zahlreichen Fällen waren bei der Ver- 
gabe von Aufträgen die VOB und die VOL nicht 
ausreichend beachtet worden, obwohl für die Ab- 
weichungen kein Anlaß vorlag. Der Bundesminister 
hat mitgeteilt, die Gesellschaft habe den Anregun- 
gen entsprochen. 

Die Prüfung von „Gegenseitigkeitsgeschäften" hat 
ergeben, daß beim Abschluß der Verträge und bei 
ihrer Abwicklung oft nicht die erforderliche Sorgfalt 
angewendet worden ist. Die Leistungen sind in den 
Verträgen nicht immer so klar festgelegt worden, 
daß sich mit Sicherheit feststellen ließ, ob der Part- 
ner den Vertrag voll erfüllt hatte. Es konnte nicht 
festgestellt werden, daß die Gesellschaft auf die 


Vertragserfüllung hingewirkt oder aus einem ver- 
tragswidrigen Verhalten des Partners Folgerungen 
gezogen hatte. Die Abwicklung von Verträgen ließ 
in mehreren Fällen darauf schließen, daß über den 
Wert, den die Gegenleistung hatte, keine eingehen- 
den Überlegungen angestellt worden waren. Der 
Bundesrechnungshof hat auf die Beseitigung der 
Mängel hingewirkt. Seine Anregungen sind nach 
Auskunft des Bundesministers durch die Herausgabe 
von Richtlinien und durch Anordnung der notwen- 
digen innerbetrieblichen Prüfungen berücksichtigt 
worden. 

21. Bei der Prüfung der Entwicfclimg des Personal- 
standes hat sich herausgestellt, daß Personal längere 
Zeit in einem den Bedarf weit übersteigenden Aus- 
maß eingestellt worden ist. Durch einen Einstel- 
lungsstopp konnte der Personalstand allmählich den 
betrieblichen Erfordernissen angepaßt werden. Trotz 
beträchtlicher Erhöhung der Kapazität des Unterneh- 
mens ist sein Personalstand daraufhin längere Zeit 
unverändert geblieben. Ursache für den zu hohen 
Personalstand war insbesondere das Fehlen einer 
ausreichenden Personalplanung. Nachteile für die 
Gesellschaft haben sich auch dadurch ergeben, daß 
Angestellte zu häufig versetzt worden sind. Das 
wirkte sich nicht nur bei den Personalkosten aus, 
sondern führte auch zu Ertragseinbußen. Der Bimdes- 
rechnungshof hat auf die Mängel hingewiesen und 
empfohlen, Arbeitsplatzbeschreibungen aufzustellen. 
Die Gesellschaft wird nach Mitteilung des Bundes- 
ministers den Anregungen des Bundesrechnungs- 
hofes entsprechen. 

Für einen Bereich hat der Bundesrechnungshof meh- 
rere Möglichkeiten zur Verringerung des Verwal- 
tungs- und Hilfspersonals aufgezeigt. Durch die vor- 
gesehenen Maßnahmen werden sich wesentliche 
Einsparungen ergeben. 

Die Zahl der Schreibkräfte der Gesellschaft war un- 
gewöhnlich groß. Der Bundesrechnungshof hat an- 
geregt zu untersuchen, durch welche Maßnahmen 
eine Verminderung erreicht werden kann, und dafür 
Vorschläge gemacht. Die Gesellschaft hat hierzu 
Maßnahmen eingeleitet. Sie haben nach Mitteilung 
des Bundesministers noch nicht zu dem gewünschten 
Erfolg geführt. 

Die Reisekosten sind in den geprüften Jahren im 
Verhältnis zur Personalentwicklung stark angewach- 
sen. Der Bundesrechnungshof hat angeregt, bei der 
Genehmigung von Dienstreisen imd bei der Fest- 
legung ihrer Dauer einen strengen Maßstab anzu- 
legen und stets zu prüfen, ob das angestrebte Ziel 
ohne Dienstreise erreicht werden könne. Der Bun- 
desminister hat mitgeteilt, die Gesellschaft lege seit 
geraumer Zeit bei der Genehmigung von Dienst- 
reisen einen strengen Maßstab an; trotz einer er- 
heblichen Betriebserweiterung seien die Reisekosten 
nicht mehr gestiegen. 

22- Die Gesellschaft besitzt einen sehr großen Be- 
stand an Kraftfahrzeugen verschiedener Art. Der 
Bundesrechnungshof hat die Auffassung vertreten, 
daß hier Kosten eingespart werden könnten. Die 
Unterlagen über die Verwendung der Fahrzeuge 


52 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/458 


waren im Zeitpunkt der Prüfung mangelhaft. Die 
Gesellschaft hat eine neue Dienstanweisung heraus- 
gegeben, durch welche die Mängel beseitigt werden 
sollen. Nach Mitteilung des Bundesministers ist auch 
die Gesellschaft der Ansicht, daß die Kosten noch 
vermindert werden können; eine größere Anzahl 
von Fahrzeugen sei schon verkauft worden. 

23 - Die Gesellschaft hatte in verschiedenen Be- 
triebsbereichen auch nach längerer Anlaufzeit noch 
beträchtliche Verluste. Der Bundesrechnungshof hat 
empfohlen zu untersuchen, weTdie Maßnahmen zur 
Verbesserung der Ergebnisse angebracht sind. Nach 
Mitteilung des Bundesministers haben sich die Er- 
gebnisse der in Betracht kommenden Betriebs- 
bereiche inzwischen gebessert. 

24 . Verträge über die Zusammenarbeit mit anderen 
Unternehmen, die im gleichen Geschäftsbereich tätig 
sind, haben sich in mehreren Fällen für die Gesell- 
schaft ungünstig ausgewirkt. Der Bundesrechnungs- 
hof hat angeregt, künftig in größerem Umfang mög- 
lichst wirklichkeitsnahe Wirtschaftlichkeitsberech- 
nungen aufzustellen. Die sich aus den Verträgen 
ergebenden Vor- und Nachteile sollten sich mög- 
lichst ausgleichen. Es sollte überwacht werden, ob 
der Vertragspartner die Verträge erfüllt hat und ob 
es zweckmäßig ist, sie künftig aufrecht zu erhalten. 
Die Gesellschaft hat nach Mitteilung des Bundes- 
ministers jetzt eine Stelle eingerichtet, die für die 
Koordinierung der Vorarbeiten und für den Ab- 
schluß und die Überwachung der Verträge verant- 
wortlich ist. 

25 . Der Aufbau der Gesellschaft war in den ge- 
prüften Jahren noch nicht auf allen Gebieten abge- 
schlossen. Darauf sind die dargestellten Mängel zum 
Teil zurückzuführen. Die Gesellschaft hat in den 
letzten Jahren beträchtliche Anstrengungen zur Ra- 
tionalisierung des Betriebes gemacht. Ein vom Auf- 
sichtsrat dafür gebildeter Arbeitskreis hat hier wert- 
volle Hilfe geleistet. Die Ertragslage des Unterneh- 
mens hat sidi inzwischen günstig entwickelt. 

Der Bundesrechnungshof wird einzelne Fragen bei 
der nächsten Prüfung weiterverfolgen. 

26 . Mehr als die Hälfte der Anteile einer Gesell- 
schaft, deren Aufgaben der Ausbau einer Schiff- 
fahrtsstraße sowie die Errichtung und der Betrieb 
von Wasserkraftwerken sind, gehört dem Bund. Fast 
alle übrigen Anteile besitzt ein Land. Der Bund und 
das Land haben der Gesellschaft erhebliche Darlehen 
für den Ausbau der Schiffahrtsstraße zur Verfügung 
gestellt. Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Über- 
schüsse aus dem Betrieb der Wasserkraftwerke für 
den weiteren Ausbau der Schiffahrtsstraße einzu- 
setzen. Bilanzgewinne werden bei ihr deshalb nicht 
ausgewiesen. 

Der Bundes rechnungshof und der Landesrechnungs- 
hof haben gemeinsam die Betätigung des Bundes 
und des Landes als Gesellschafter sowie die Ver- 
wendung der Zuwendungen geprüft. 


27 . Die Rechnungshöfe haben empfohlen, eine Ge- 
schäftsordnung für die Geschäftsleitung einzuführen, 
und dafür Vorschläge gemacht. Nach einem Beschluß 
des Aufsichtsrats soll der Empfehlung entsprochen 
werden. 

Die Anregimg der Rechnungshöfe, die Zahl der Mit- 
glieder des Aufsichtsrates herabzusetzen, ist inzwi- 
schen verwirklicht worden. 

28 . Der Aufsichtsrat hatte sich mit dem Kauf eines 
Erholungsheimes, dessen baulicher Veränderung 
und der Beschaffung von Einrichtungsgegenständen 
einverstanden erklärt. Die Geschäftsleitung hat die 
vom Aufsichtsrat gebilligten Kosten von rd. 380 000 
DM um rd. 40 v. H. überschritten und den Aufsichts- 
rat hierüber erst längere Zeit nach der Durchführung 
der Maßnahme unterrichtet. Der Aufsichtsrat hat in- 
folgedessen einem Teil der Mehrkosten erst ein Jahr 
nach Abschluß der Umbauarbeiten und dem Rest 
nach vier Jahren zugestimmt. Die Rechnungshöfe 
haben beanstandet, daß die Geschäftsleitung die 
vom Aufsichtsrat bewilligten Kosten ohne dessen 
vorherige Zustimmung überschritten hat. Zu der 
Frage, ob die Gesamtkosten vertretbar sind, hat der 
zuständige Bundesminister noch nicht Stellung ge- 
nommen. 

29 . Die Gesellschaft hat mit Zustimmung des Auf- 
sichtsrates beträchtliche eigene Mittel für Baumaß- 
nahmen eingesetzt, die zu einem großen Teil aus 
Mitteln der Gesellschafter finanziert werden sollen. 
Die Finanzierung der Maßnahmen war zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht geregelt. Das Vorgehen der 
Gesellschaft kann dazu führen, daß die Gesellschaf- 
ter bei der Entscheidung über die Bereitstellung 
öffentlicher Mittel für die Baumaßnahmen nicht 
mehr völlig frei sind. Die Rechnungshöfe haben ge- 
gen das Verfahren Bedenken erhoben und auch be- 
anstandet, daß der Aufsichtsrat den Arbeiten zuge- 
stimmt hat, obwohl die Finanzierung der Bauten 
noch nicht geklärt war. Vereinbarungen über die 
Finanzierung sind inzwischen getroffen worden. 
Nach Auffassung der Rechnungshöfe sollten die Ver- 
treter des Bundes und des Landes im Aufsichtsrat 
bei Beschlüssen über Maßnahmen, für die öffentliche 
Mittel eingesetzt werden, ihre Stimme nur im Ein- 
vernehmen mit den zuständigen Ministern abgeben. 
Diese Frage wird noch erörtert. 

30 . Die Rechnungshöfe haben schon früher die An- 
wendung einer den Vorschriften der Verordnung 
PR Nr. 8/55 widersprechenden Lohngleitklausel be- 
mängelt. Die Gesellschaft verfährt noch nicht nach 
der Regelung in der Verordnung, obwohl der Bun- 
desminister seinerzeit der Auffassung der Rech- 
nungshöfe zugestimmt hatte. Die Gesellschaft ist der 
Ansicht, daß ihr Verfahren vertretbar und wirt- 
schaftlich sei. Der Bundesminister hat hierzu noch 
nicht Stellung genommen. 

31 . Die Prüfung der Personalkosten hat ergeben, 
daß zahlreiche Betriebsangehörige besser eingestuft 
sind, als es nach den Tätigkeitsmerkmalen der Tarif- 
verträge vorgesehen ist. Alle Betriebsangehörigen 
erhalten außerdem erhebliche Zulagen und Sozial- 
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leistungen. Die Rechnungshöfe haben empfohlen, bei 
der Gewährung solcher Zahlungen Zurückhaltung 
zu üben. Die Gesellschaft will dem entsprechen. 

Das Prüfungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen. 

32 . Die Anteile einer weiteren Gesellschaft, die 
den Bau einer Schiffahrtsstraße sowie den Bau 
und den Betrieb von Wasserkraftwerken zum Ge- 
genstand hat, gehören überwiegend dem Bund. Das 
übrige Kapital besitzt im wesentlichen ein Land. 
Der Bund und das Land haben der Gesellschaft 
Darlehen zum Ausbau der Schiffahrtsstraße zur Ver- 
fügung gestellt. Die Gesellschaft ist verpflichtet, die 
Überschüsse aus dem Betrieb ihrer Kraftwerke für 
den weiteren Ausbau der Schiffahrtsstraße zu ver- 
wenden; sie weist deshalb in ihren Abschlüssen 
keine Gewinne aus. 

Der Bundesrechnungshof und der Landesrechnungs- 
hof haben gemeinsam die Betätigung des Bundes 
und des Landes als Gesellschafter sowie die Ver- 
wendung der Darlehensmittel geprüft. 

33 . Der zuständige Bundesminister hat in mehreren 
Jahren dem Bundesrechnungshof die Prüfungsunter- 
lagen nicht innerhalb der in § 112 RHO festgesetz- 
ten Frist übersandt. Der Bundesrechnungshof hat 
gebeten, die Vorschrift des § 112 RHO zu beaditen. 
Dem ist in neuerer Zeit entsprochen worden. 

34 . Die Rechnungshöfe haben angeregt, über die 
bisherigen Regelungen hinaus die Vornahme be- 
stimmter Arten von Geschäften an die vorherige Zu- 
stimmung des Aufsichtsrats zu binden, z. B. die Ge- 
währung von Krediten und die Zusage außertarif- 
licher Vergütungen an die Betriebsangehörigen. 

Die Rechnungshöfe halten es für erforderlich, in 
einer von der Gesellschaft noch zu erlassenden Ge- 
schäftsordnung für die Geschäftsleitung zu bestim- 
men, daß Entscheidungen über Angelegenheiten 
grundsätzlicher Art und von wesentlicher finanziel- 
ler Bedeutung von den Mitgliedern der Geschäfts- 
leitung gemeinsam zu treffen sind. 

Einer früheren Anregung, die Zahl der Mitglieder 
des Aufsichtsrats herabzusetzen, ist entsprochen 
worden. Eine weitere Verminderung ist nach Auf- 
fassung der Rechnimgshöfe gerechtfertigt, weil ein 
Teil der Aufgaben der Gesellschaft nahezu erfüllt 
ist. 

Die Geschäftsleitung hat in mehreren Fällen die vor 
dem Abschluß von Verträgen und dem Beginn von 
Baumaßnahmen erforderliche Zustimmung des Auf- 
sichtsrats erst nach diesem Zeitpunkt beantragt. Die 
Rechnungshöfe haben die zuständigen Minister ge- 
beten, darauf hinzuwirken, daß die Zustimmung 
künftig vorher eingeholt wird. 

35 . Die Gesellschaft stellt keine Investitions- und 
Finanzierungspläne auf. Die Rechnungshöfe haben 
die zuständigen Minister gebeten, das Erforderliche 
zu veranlassen, 

36 . Die Rechnungshöfe haben beanstandet, daß sich 
die Gesellschaft in Verträgen mit Dritten zum Aus- 
bau eines bestimmten Teils eines Unterabschnitts 


der Schiffahrtsstraße, für den Mittel des Bundes und 
des Landes benötigt wurden, verpflichtet hat, ob- 
wohl die Finanzierung des gesamten Unterabschnitts 
noch nicht sichergestellt war. 

Die Gesellschaft hat ferner Arbeiten für Gemeinden 
entgegen den Abmachungen nicht im Namen und 
für Rechnung der Gemeinden vergeben, so daß die 
für die Leistungen vereinnahmten Entgelte umsatz- 
steuerpflichtig sind, ohne daß die Umsatzsteuer den 
Gemeinden in Rechnung gestellt werden kann. Die 
Rechnungshöfe haben die zuständigen Minister ge- 
beten mitzuteilen, welche Folgerungen sie aus der 
Art der Behandlung der Angelegenheit durch die 
Gesellschaft gezogen haben. 

37 . Bei der beschränkten Ausschreibung einer Bau- 
leistung einschließlich der Baustoffe betrug die 
niedrigste Angebotsendsumme rd, 600 000 DM. Da 
der Verdacht einer Preisabsprache bestand, wurde 
die Ausschreibung aufgehoben. Nach öffentlicher 
Ausschreibung der Bauarbeiten und gesonderter 
Vergabe der Baustofflieferung ergab sich ein um 
37 V. H. niedrigerer Preis. Die Rechnungshöfe haben 
angeregt, die Angelegenheit unter Beteiligung der 
zuständigen Preisprüfungsstelle zu untersuchen. 

Die Gesellschaft konnte im Zeitpunkt der Prüfung 
den Verbleib von 400 Tonnen Spundbohlen nicht 
nachweisen. Die Rechnungshöfe haben die zustän- 
digen Minister gebeten zu veranlassen, daß dies 
nachgeholt wird. 

Die Schleusentore an der Ausbaustrecke, die ins- 
gesamt rd. 3,8 Mio DM gekostet haben, sind unter- 
schiedlich konstruiert. Die Kosten unterschiedlicher 
Konstruktionen und die Kosten der dadurch ver- 
ursachten Sonderanfertigungen sind höher als die 
Aufwendungen für gleichartige Anlagen. Bei den 
Investitionen konnten deshalb auch die für Stahl- 
bauten vorgesehenen Rabattsätze nicht in Anspruch 
genommen werden. Auch die Unterhaltung unter- 
schiedlicher Schleusentore ist teurer als die gleich- 
artiger Ausführungen. Die Rechnungshöfe haben die 
zuständigen Minister gebeten, zu den Maßnahmen 
Stellung zu nehmen. 

38 . Die Kosten für Naßbaggerarbeiten bei zwei 
Aufträgen haben sich durch Massenmehrungen, 
Nachtragsverträge, Stundenlohnarbeiten und son- 
stige Zusatzforderungen in einem Fall von rd. 
700 000 DM auf rd. 2 350 000 DM und in einem an- 
deren Fall von rd. 635 000 DM auf rd. 1 430 000 DM 
erhöht. Die erheblichen Erhöhungen beruhen z. T. 
darauf, daß die Bauverwaltung keine ausreichenden 
Bodenuntersuchungen vorgenommen und vor der 
Aufstellung des Leistungsverzeichnisses die Massen 
nicht richtig berechnet hat. Die Rechnungshöfe haben 
die zuständigen Minister gebeten, darauf hinzuwir- 
ken, daß künftig solche Mängel vermieden werden. 

39 . Die Gesellschaft hat einer verhältnismäßig klei- 
nen Wohnungsbaugenossenschaft, die auch Woh- 
nungen für die Bediensteten der Gesellschaft baut.» 
beträchtliche Zwischenkredite ohne Sicherheit gege- 
ben. Die Kredite sind inzwischen auf Grund der 
Hinweise der Rechnungshöfe dinglich gesichert wor- 
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den. Die Gesellschaft hat auch für den Bau von Woh- 
nungen für Bedienstete des Bundes, die beim Aus- 
bau der Schiffahrtsstraße tätig sind, zinsverbilligte 
Kredite gewährt. Der Bund betreut seine Bedien- 
steten im Rahmen seiner Wohnungsfürsorge. Die 
Rechnungshöfe haben die zuständigen Minister ge- 
beten, zu den Maßnahmen Stellung zu nehmen. 

Die Mieten für einige Wohnungen, die der Gesell- 
schaft gehören, lagen unter den Mieten vergleich- 
barer Wohnungen für Bundesbedienstete und unter 
den ortsüblichen Mieten. Sie deckten knapp die 
Aufwendungen der Gesellschaft ohne eine Kapital- 
verzinsung. Die Rechnungshöfe haben angeregt, die 
Mieten möglichst bald so festzusetzen, daß daraus 
die durchschnittlichen Aufwendungen gedeckt wer- 
den können und das von der Gesellschaft einge- 
setzte Kapital angemessen verzinst wird. Die Mie- 
ten sind inzwischen erhöht worden. 

Die Stellungnahme des zuständigen Bundesministers 
zu den Prüfungsmitteilungen liegt noch nicht vor. 

40 . An dem Kapital einer Gesellschaft der Energie- 
wirtschaft mit dem Sitz im Inland sind hauptsäch- 
lich der Bund und ein Land mittelbar über ein Unter- 
nehmen sowie ein ausländisches Unternehmen un- 
mittelbar beteiligt. 

Die zuständigen Rechnungshöfe haben die Betäti- 
gung der öffentlichen Hand als mittelbarer Gesell- 
schafter geprüft. 

41 . Die Jahresabschlüsse der Gesellschaft sind in 
dem geprüften Zeitraum nicht innerhalb der in der 
Satzung bestimmten Fristen aufgestellt und festge- 
stellt worden. Deshalb war eine zeitnahe Prüfung 
durch die zuständigen Minister und durch die Rech- 
nungshöfe nicht immer möglich. Die Rechnungshöfe 
haben die zuständigen Minister gebeten zu veran- 
lassen, daß die Satzung künftig beachtet wird. 

42 . Die Zahl der Mitglieder des Aufsichtsrates 
sollte nach Auffassung der Rechnungshöfe vermin- 
dert werden. Die Rechnungshöfe haben ferner Be- 
denken gegen die Höhe der festen Vergütungen 
erhoben, die einem Teil der Mitglieder des Auf- 
sichtsrates gewährt werden. 

Die Rechnungshöfe haben vorgeschlagen, den Kreis 
der Geschäfte, die der vorherigen Zustimmung des 
Aufsichtsrates bedürfen, zu erweitern und in der 
Geschäftsordnung für die Geschäftsleitung zu be- 
stimmen, daß Entscheidungen über Angelegenheiten 
grundsätzlicher Art und von wesentlicher finanziel- 
ler Bedeutung von den Mitgliedern der Geschäfts- 
leitung gemeinsam zu treffen sind. Der Aufsichtsrat 
will die Ergänzungen beschließen. 

Die von der Geschäftsleitung dem Aufsichtsrat 
erstatteten regelmäßigen Berichte geben keinen aus- 
reichenden Überblick über die Lage des Unterneh- 
mens. Die Rechnungshöfe haben auf diesen Mangel 
hingewiesen und angeregt, den Berichten Zwischen- 
abschlüsse beizufügen und wesentliche Änderungen 
gegenüber früheren Angaben zu erläutern. 


43 . Die Organisation des Unternehmens entspricht 
nicht mehr den heutigen Verhältnissen. Durch stär- 
kere Zentralisierung der Verwaltung könnte der 
Betriebsablauf wirtschaftlicher gestaltet werden. Da- 
durch ließen sich Personal- und Sachkosten einspa- 
ren und durch Vermietung freiwerdender Räume 
höhere Erträge erzielen. Die Rechnungshöfe haben 
die zuständigen Minister gebeten, das Erforderliche 
zu veranlassen. Die Organe der Gesellschaft befas- 
sen sich zur Zeit mit der Angelegenheit. 

44 . Die Gesellschaft hat einem Mitglied der Ge- 
schäftsleitung im Zusammenhang mit seinem Aus- 
scheiden Vergütungen gezahlt, die nach Auffassung 
der Rechnungshöfe nicht angebracht waren. Die 
Rechnungshöfe haben ferner Bedenken dagegen ge- 
äußert, daß den Mitgliedern der Geschäftsleitung 
neben Abschlußvergütungen auch Weihnachtsgrati- 
fikationen gezahlt worden sind. Nach einem Be- 
schluß des Personalausschusses des Aufsichtsrates 
werden an Vorstandsmitglieder Weihnachtsgrati- 
fikationen nicht mehr gezahlt. 

45 . Das Materialwesen wies verschiedene Mängel 
auf. Ein Teil der Vorräte war nicht zutreffend aus- 
gewiesen. Wegen eines Fehlers in der Organisa- 
tion wurden nicht sämtliche Veränderungen im Be- 
stand der Ersatzteile gebucht. Ein Teil der Vorräte 
war zu hoch. Bestände, die schon mehrere Jahre 
lagerten, waren z. T. technisch überholt und deshalb 
nicht mehr voll verwendbar. Die Rechnungshöfe 

i haben auf die Beseitigung der Mängel hingewirkt. 
Die Gesellschaft hat den Anregungen schon weit- 
gehend entsprochen. 

46 . Der Gesellschaft werden bei Arbeiten für einen 
Dritten voraussichtlich beträchtliche Verluste ent- 
stehen. Der Umfang der Arbeiten der Gesellschaft 
und die Höhe der von dem Dritten zu zahlenden 
Vergütungen sind vor dem Beginn der Arbeiten und 
auch später nicht ausreichend schriftlich festgelegt 
worden. Die Abrechnungen über die Leistungen der 
Gesellschaft wurden von dieser erst zwei bis sechs 
Jahre nach der Übernahme der einzelnen Bau- 
abschnitte durch den Dritten aufgestellt. Der Dritte 
hat einen erheblichen Teil der von der Gesellschaft 
geforderten Vergütungen nicht anerkannt, insbe- 
sondere deshalb, weil er nicht alle Arbeiten für 
erforderlich hält. Die Rechnungshöfe haben die zu- 
ständigen Minister gebeten, darauf hinzuwirken, 
daß die Verhandlungen mit dem Dritten über die 
Höhe der Vergütungen beschleunigt werden. Für 
das weitere Vorgehen haben sie Vorschläge ge- 
macht. Sie haben sich Vorbehalten, später die end- 
gültige Abrechnung zu prüfen. 

47 . Ein für ein Mitglied der Geschäftsleitung ge- 
bautes Wohnhaus ist verkauft worden. Das Mitglied 
der Geschäftsleitung hatte das Haus nicht bezogen. 
Obwohl die Grundstücks- und Baupreise gestiegen 
waren, lag der Verkaufspreis um rd. 10 v. H. unter 
den Anschaffungs- und Herstellungskosten abzüglich 
der Absetzungen für Abnutzung. Die Gesellschaft 

I hat den Wert des Grundstücks und des Gebäudes 
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vor dem Verkauf nicht von einem neutralen Gut- 
achter schätzen lassen. Die Rechnungshöfe haben die 
zuständigen Minister um Stellungnahme gebeten. 

48 . Interne Revisionen sind nur auf wenigen Ge- 
bieten vorgenommen worden. Die Rechnungshöfe 
haben angeregt, die Innenrevision mit weiteren 
Prüfungen zu beauftragen, und dafür Vorschläge 
gemacht. Die Gesellschaft arbeitet einen entspre- 
chenden Plan aus. 

Der zuständige Bundesminister hat sich zu den 
Prüfungsmitteilungen noch nicht geäußert. 

49 . Der Bund ist am Kapital einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, die einen Flughafen betreibt, 
mit mehr als 25 v. H. beteiligt. Die übrigen Anteile 
befinden sich im Besitz anderer Gebietskörperschaf- 
ten. 

50 . Ein Teil der Gesellschafter hat zum Ausbau 
des Flughafens Zuschüsse geleistet. Nach dem Ge- 
sellschaftsvertrag können die Gesellschafter mit 
einer Stimmenmehrheit von zwei Dritteln Nach- 
schüsse zum Ausgleich eines Bilanzverlustes be- 
schließen. 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, für diese 
Beschlüsse eine Stimmenmehrheit von drei Vierteln 
vorzusehen. Dadurch soll verhindert werden, daß 
der Bund durch einen Beschluß der übrigen Gesell- 
schafter gegen seinen Willen zu Zahlungen ver- 
pflichtet wird. Ein Beschluß der Gesellschafterver- 
sammlung hierzu liegt noch nicht vor. 

Die Geschäftsleitung hat die Jahresabschlüsse nicht 
innerhalb der im Gesellschaftsvertrag bestimmten 
Frist von vier Monaten aufgestellt, so daß die Ge- 
sellschafterversammlung die Abschlüsse nicht inner- 
halb der satzungsmäßigen Frist von sechs Monaten 
feststellen konnte. Der Bundesrechnungshof hat dem 
zuständigen Bundesminister mitgeteilt, er habe 
keine Bedenken dagegen, daß die Fristen um je 
einen Monat verlängert werden. Der inzwischen ge- 
änderte Gesellschaftsvertrag bestimmt Fristen von 
sechs und neun Monaten. Der Bundesrechnungs- 
hof wird die praktische Auswirkung dieser Rege- 
lung abwarten. 

51 . Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
der Bundesminister ihm die für die Prüfung nach 
§ 113 RHO erforderlichen Unterlagen und die Mit- 
teilungen über das Ergebnis seiner Prüfung nicht 
innerhalb der in § 112 RHO vorgesehenen Frist zu- 
geleitet hat. Der Bundesminister hat erklärt, er 
werde die Frist künftig nach Möglichkeit einhalten. 
Das ist für das Geschäftsjahr 1964 schon geschehen. 

52 . Nach dem Gesellschaftsvertrag kann der Auf- 
sichtsrat bestimmte Aufgaben auf Ausschüsse oder 
einzelne Mitglieder zur Vorbereitung seiner Ver- 
handlungen und Beschlüsse oder zur selbständigen 
Erledigung übertragen. Er kann in die Ausschüsse 
auch Personen, die nicht Mitglieder des Aufsichts- 
rates sind, mit Stimmrecht berufen. Der Bundesrech- 
nungshof hat empfohlen, entscheidende Befugnisse 
nur solchen Ausschüssen zuzuweisen, deren Mit- 


glieder sämtlich dem Aufsichtsrat angehören. Er hat 
Bedenken dagegen geäußert, daß Befugnisse des 
Aufsichtsrates einzelnen seiner Mitglieder zur selb- 
ständigen Erledigung übertragen werden können. 
Ein Beschluß der Gesellschafterversammlung liegt 
hierzu noch nicht vor. Der Bundesminister hat sich 
bisher nicht abschließend geäußert. 

An den Sitzungen des Aufsichtsrates und seiner 
Ausschüsse haben regelmäßig Sachverständige und 
sonstige Personen teilgenommen. Bei einer Anzahl 
von Sitzungen war der Kreis der Sachverständigen 
und Gäste größer als der der Aufsichtsratsmitglieder. 
Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, Sachver- 
ständige entsprechend § 93 Abs. 1 AktG 1937 nur 
zur Beratung über einzelne Gegenstände und son- 
stige Personen grundsätzlich nicht mehr zu den 
Sitzungen zuzuziehen. Der Bundesminister hat mit- 
geteilt, es werde jetzt so verfahren. 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, in der Ge- 
schäftsordnung für die Geschäftsleitung zu bestim- 
men, daß die Geschäftsführer über Angelegenheiten 
grundsätzlicher Art und von wesentlicher finanziel- 
ler Bedeutung gemeinsam zu entscheiden haben. Er 
hat auf die Aufstellung eines Geschäftsverteilungs- 
planes, der den Aufgabenbereich eines jeden Ge- 
schäftsführers abgrenzt, hingewirkt. Außerdem hat 
er empfohlen, für die internen Revisionen, die noch 
nicht in dem erforderlichen Umfang durchgeführt 
worden sind, eine geeignete Kraft einzusetzen. Den 
Vorschlägen ist entsprochen worden. 

53 . Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die Gesellschaft Erlöse aus dem Verkauf von An- 
lagegegenständen, deren Anschaffung mit Investi- 
tionszuschüssen der Gesellschafter finanziert wor- 
den war, in den Wirtschaftsplänen nicht als verfüg- 
bare Mittel ausgewiesen hat. Das soll künftig ge- 
schehen. 

54 . Der Flughafen wird mit erheblichen Mitteln 
ausgebaut. Die ursprünglich angenommene geringe 
Höhe der Kosten hat die Entscheidung, ob der Flug- 
hafen ausgebaut werden soll, beeinflußt. 

Bei Baubeginn lagen weder ausgereifte Pläne noch 
ausreichende Kostenberechnungen vor. Für den Aus- 
bau sind Bundesmittel erstmals im Rechnungsjahr 
1958 bereitgestellt worden, ohne daß in den Erläu- 
terungen zum Bundeshaushaltsplan die Höhe der 
voraussichtlichen Gesamtkosten vermerkt wurde. 
Seit dem Rechnungsjahr 1959 sind die Kosten für 
das Gesamtprojekt jeweils in den Erläuterungen 
aufgeführt, und zwar mit von Jahr zu Jahr erheb- 
lich ansteigenden Beträgen. Die für den Gesamt- 
ausbau erforderlichen Mittel werden in neuerer Zeit 
bereits mit einem Vielfachen der anfangs veran- 
schlagten Kosten angegeben. Die Mehrkosten sind 
im wesentlichen mit außergewöhnlichen und nicht 
vorhergesehenen Grundwasserverhältnissen und 
insbesondere mit kostspieligen Verbesserungen 
gegenüber der ursprünglichen Planung begründet 
worden. Auch im Zeitpunkt der Prüfung durch den 
Bundesrechnungshof war die Planung noch nicht ab- 
geschlossen. 
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Der Bundesrechnungshof hält es für notwendig, daß 
die Pläne, Kostenberechnungen und Erläuterungen 
dazu den Forderungen des § 14 RHO entsprechen. 
Er ist der Auffassung, daß die gesetzgebenden Kör- 
perschaften bei der erstmaligen Bewilligung von 
Zuwendungsmitteln über die Höhe der voraussicht- 
lichen Gesamtkosten und später über die Gründe 
von Kostensteigerungen ausreichend unterrichtet 
werden müssen. Der Bundesminister der Finanzen 
ist den Ausführungen des Bundesrechnungshofes 
beigetreten und hat für das Verfahren Vorschläge 
gemacht. 

55 . Ein erheblicher Teil der Bauleistungen ist nach 
beschränkter Ausschreibung oder freihändig ver- 
geben worden. Der Bundesrechnungshof hat an- 
geregt, der Öffentlichen Ausschreibung möglichst 
den Vorrang zu geben. Der Bundesminister hat mit- 
geteilt, daß nach Ansicht der Gesellschaft in ihrem 
Bereich eine öffentliche Ausschreibung nicht immer 
angebracht sei; die Gesellschaft sei bestrebt, bei 
weiteren Vergaben die VOB anzuwenden und beim 
Vorliegen entsprechender Voraussetzungen öffent- 
lich auszuschreiben. Der Bundesrechnungshof wird 
bei späteren Prüfungen erneut auf die Angelegen- 
heit eingehen. 

Bei zwei Baumaßnahmen mußte die Gesellschaft 
Nachtragsaufträge erteilen, weil die Massenansätze 
in den Leistungsverzeichnissen nur überschläglich 
ermittelt und notwendige Leistungen nicht erfaßt 
waren. Für die über 10 v. H. hinausgehenden Mas- 
senmehrungen hat die Gesellschaft keine niedri- 
geren Einheitspreise gefordert, obwohl sie nach § 2 
Abs. 3 VOB/B die Vereinbarung neuer Preise ver- 
langen konnte. Der Bundesrechnungshof hat dies 
bemängelt. Der Bundesminister hat auf die Beach- 
tung der maßgeblichen Bestimmungen der VOB hin- 
gewirkt. 

Für den Ausbau des Flughafens sind bereits erheb- 
liche Mittel aufgewendet worden. Davon war bis 
zum Zeitpunkt der Prüfung durch den Bundes- 
rechnungshof erst ein verhältnismäßig geringer Teil 
abgerechnet. Der Bundesrechnungshof hat angeregt, 
die Abrechnung bald auf einen zeitnahen Stand zu 
bringen. Der Bundesminister hat mitgeteilt, über die 
in Betracht kommenden Leistungen sei unterdessen 
bis auf einen geringen Betrag abgerechnet worden. 

56 . Die Gesellschaft hat keine Eintrittsgebühren 
für Flughafenbesucher erhoben. Der Bundesrech- 
nungshof hat die Auffassung vertreten, daß aus Ein- 
trittsgeldern nicht unbedeutende Einnahmen erzielt 
werden könnten. Die Gesellschaft erhebt nach Mit- 
teilung des Bundesministers jetzt an bestimmten 
Tagen solche Gebühren. Der Bundesrechnungshof 
behält sich vor zu prüfen, ob die Regelung den Ver- 
hältnissen entspricht. 

Der Pächter der Flughafengaststätte hat nach dem 
Pachtvertrag einen Pachtzins zu zahlen, der sich 
nach der Höhe des Umsatzes bemißt; mindestens 
muß aber ein bestimmter Betrag gezahlt werden. 
Der nach dem Umsatz bemessene Pachtzins über- 
stieg bisher die Mindestpacht. Diese würde nur 
einen Teil der Kosten des zur Bewirtschaftung über- 


lassenen Gebäudeteils und der Einrichtungsgegen- 
stände decken. Der Bundesrechnungshof hat emp- 
fohlen, eine günstigere Regelung anzustreben. Dem 
soll entsprochen werden. 

57 . Der Aufsichtsrat hatte der Beschaffung einer 
Einrichtung für eine besondere Küche, deren Kosten 
mit rd. 50 000 DM veranschlagt waren, nicht zuge- 
stimmt, sondern für die Anschaffung einer Behelfs- 
küche 10 000 DM bewilligt. Der Beschluß des Auf- 
sichtsrates wurde nicht beachtet, vielmehr beschaffte 
der Pächter der Flughafengaststätte die Küchenein- 
richtung. Nach einer Vereinbarung mit der Gesell- 
schaft zahlt er die auf einen Teil des Pachtobjekts 
entfallende Pacht so lange nur zur Hälfte, bis durch 
den nicht abgeführten Betrag die Kosten der An- 
schaffung gedeckt sind. Danach soll die Küchenein- 
richtung in das Eigentum der Gesellschaft über- 
gehen. Der Finanzausschuß des Aufsichtsrates wurde 
von der Geschäftsleitung über diese Vereinbarung 
nachträglich unterrichtet. Der Bundesrechnungshof 
hat gegen die Art der Beschaffung Bedenken er- 
hoben und darauf hingewiesen, daß die Geschäfts- 
leitung zu den Vereinbarungen mit dem Pächter 
vorher die Zustimmung des Aufsichtsrates hätte ein- 
holen müssen. Nach Mitteilung des Bundesministers 
vertritt die Gesellschaft die Ansicht, die getroffene 
Regelung sei für sie wirtschaftlich vertretbar, weil 
der an sie zu zahlende Pachtzins nach den durch 
die neue Anlage erzielten höheren Umsätzen be- 
rechnet werde. Die Geschäftsleitung werde künftig 
beim Abschluß derartiger Verträge rechtzeitig die 
Zustimmung des Aufsichtsrates einholen. 

58 . Der Bundesrechnungshof hat ferner Einsparun- 
gen bei den Personal-, Repräsentations- und Kraft- 
fahrzeugkosten angeregt. Außerdem hat er vorge- 
schlagen zu untersuchen, ob Mieterträge erhöht 
werden können. Den Vorschlägen ist nach Mittei- 
lung des Bundesministers schon weitgehend ent- 
sprochen worden. 

Die Erörterungen mit dem Bundesminister sind 
noch nicht abgeschlossen. 

59 . An dem Kapital einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung, deren Zweck ebenfalls der Be- 
trieb eines Flughafens ist, ist der Bund neben 
einem Land mit fast 50 v. H. beteiligt. Die Gesell- 
schafter haben zum Ausbau des Flughafens Dar- 
lehen gegeben. 

Der Bundesrechnungshof hat gemeinsam mit dem 
Landesrechnungshof die Betätigung der öffentlichen 
Hand als Gesellschafter sowie die Verwendung der 
Zuwendungen geprüft. 

60 . Nach dem Gesellschaftsvertrag haben die Ge- 
schäftsführer den Jahresabschluß und einen Ge- 
schäftsbericht binnen 4 Monaten nach dem Ablauf 
eines jeden Geschäftsjahres aufzustellen und von 
dem sachverständigen Prüfer prüfen zu lassen. Der 
sachverständige Prüfer hat die Prüfung jeweils erst 
5 bis 1 1 Monate nach dem Ablauf des Geschäfts- 
jahres beendet. Die Rechnungshöfe haben die zu- 
ständigen Minister gebeten, darauf hinzuwirken, 
daß die festgesetzte Frist künftig eingehalten wird. 
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Die Jahresabschlüsse der Gesellschaft sind von den 
Gesellschaftern jeweils erst 13 bis 21 Monate nach 
dem Ablauf des Geschäftsjahres festgestellt worden. 
Die Rechnungshöfe haben vorgeschlagen, im Ge- 
sellschaftsvertrag in Anpassung an das Aktienrecht 
eine Frist für die Feststellung des Jahresabschlusses 
zu bestimmen. Dem soll entsprochen werden. 

61 . Der Aufsichtsrat ist in mehreren Jahren jeweils 
nur einmal zusammengetreten. Dadurch wird die 
Überwachung der Geschäftsführung erschwert. Die 
Rechnungshöfe haben angeregt, im Gesellschaftsver- 
trag entsprechend § 94 Abs. 3 AktG 1937 zu be- 
stimmen, daß der Aufsichtsrat in der Regel einmal 
im Kalendervierteljahr einberufen werden soll und 
einmal im Kalenderhalbjahr einberufen werden muß. 
Nach dem Gesellschaftsvertrag müssen Ausschüsse 
des Aufsichtsrates, denen entscheidende Befugnisse 
des Aufsichtsrates übertragen werden, aus minde- 
stens drei Aufsichtsratsmitgliedern bestehen. Die 
Rechnungshöfe haben beanstandet, daß einem sol- 
chen Ausschuß nur zwei Aufsichtsratsmitglieder und 
im übrigen zwei Vertreter der Gesellschafter ange- 
hören. Dabei handelt es sich zudem um die Beamten, 
welche die Gesellschafter regelmäßig in den Gesell- 
schafterversammlungen vertreten und bei der Ent- 
lastung der Geschäftsführer und des Aufsichtsrates 
mitwirken, so daß die Gefahr einer Interessenkol- 
lision besteht. 

An den Sitzungen des Aufsichtsrates haben regel- 
mäßig mehrere Personen, die nicht Mitglieder sind, 
während der gesamten Sitzungsdauer teilgenommen. 
Die Rechnungshöfe haben angeregt, entsprechend 
§ 93 Abs. 1 AktG 1937 im Gesellschaftsvertrag zu 
bestimmen, daß Sachverständige und Auskunfts- 
personen nur zur Beratung über einzelne Gegen- 
stände zugezogen werden können. 

62 . Einem im Jahre 1950 zwischen dem Land und 
der Gesellschaft geschlossenen Erbbauvertrag über 
die von der Gesellschaft genutzten Grundstücke, die 
früher dem Reich gehörten und jetzt Eigentum des 
Bundes sind, hat der Bundesminister der Finanzen 
nach § 4 Abs. 2 des Gesetzes zur vorläufigen Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse des Reichsvermögens 
und der preußischen Beteiligungen (sogenanntes Vor- 
schaltgesetz) die Genehmigung versagt, weil im 
Vertrag ein angemessener Erbbauzins nicht vorge- 
sehen ist. Verhandlungen darüber schweben seit 
längerer Zeit. Eine baldige Klärung der Angelegen- 
heit ist nach Auffassung der Rechnungshöfe erfor- 
derlich. Diese haben außerdem angeregt, eine Rege- 
lung über das von der Gesellschaft in den Bilanzen 
ausgewiesene Treuhandvermögen, das ihr von dem 
Lande zum Ausbau des Flughafens zur Verfügung 
gestellt worden ist, herbeizuführen. 

63 . Bei einem Investitionsvorhaben, dessen Leitung 
und Durchführung einer Dienststelle eines Gesell- 
schafters übertragen war, wurden die vom Aufsichts- 
rat gebilligten Kosten von rd. 6,2 Mio DM um rd. 
1,6 Mio DM überschritten. Die Überschreitung wurde 
mit der Erhöhung der Baupreise seit der Aufstellung 
des Kostenvoranschlags und damit begründet, daß 
notwendige technische Ausstattungen und bauliche 


Arbeiten wegen der seinerzeit noch nicht abgeschlos- 
senen Planung im Kostenvoranschlag nicht enthalten 
und damals auch nicht zu überblicken waren. Der 
Aufsichtsrat wurde von den Kostenüberschreitungen 
nachträglich unterrichtet. Die Rechnungshöfe haben 
die Auffassung vertreten, daß vor der Ausführung 
von Baumaßnahmen möglichst vollständige Pläne 
und Kostenanschläge vorliegen müßten und daß da- 
von ohne Einwilligung des Aufsichtsrates nicht ab- 
gewichen werden dürfe. 

64 . Die Gesellschaft hat für Leistungen zugunsten 
eines auf dem Flughafen tätigen Unternehmens Ver- 
gütungen berechnet, die erheblich unter den Selbst- 
kosten liegen. Das hat Verluste verursacht. Auch 
die Erträge aus bestimmten sonstigen Leistungen 
der Gesellschaft für Mieter und für andere Perso- 
nen decken nicht die Selbstkosten. Die Rechnungs- 
höfe haben angeregt, für solche Leistungen mög- 
lichst kostendeckende Vergütungen zu erheben. 
Dem ist schon weitgehend entsprochen worden. 

Die Gesellschaft hat ferner in einem Betriebsbereich 
infolge unzutreffender Auslegung einer Vereinba- 
rung Leistungsentgelte zu niedrig festgesetzt. Die 
Rechnungshöfe haben vorgeschlagen, darauf hinzu- 
wirken, daß die Entgelte entsprechend der Verein- 
barung in Rechnung gestellt werden. 

65 . Außerdem haben die Rechnungshöfe Anregun- 
gen zur Einsparung von Personalkosten gegeben. 
Ferner haben sie bemängelt, daß für die Berech- 
nung, für die Anweisung und für die Auszahlung 
der Löhne und Gehälter derselbe Angestellte zu- 
ständig ist. 

Der Bundesminister hat sich zu den Prüfungsfest- 
stellungen noch nicht geäußert. 

66. An dem Kapital einer weiteren Flughafenge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung ist der Bund 
mit mehr als einem Viertel beteiligt. Zwei andere 
Gebietskörperschaften, darunter ein Land, halten 
die übrigen Anteile. Die Gesellschafter haben zum 
Ausbau des Flughafens bedingt rückzahlbare Dar- 
lehen sowie Zuschüsse geleistet. Der Bund beab- 
sichtigt, aus der Gesellschaft auszuscheiden. 

Der Landesrechnungshof hat nach einer Vereinba- 
rung mit dem Bundesrechnungshof die Betätigung 
des Landes und des Bundes als Gesellschafter sowie 
die Ver\yendung der Zuwendungen geprüft. Die 
Prüfungsmitteilungen sind mit dem Bundesrech- 
nungshof abgestimmt worden. 

67 . Die Gesellschaft hat zwei Geschäftsführer. Der 
Gesellschaftsvertrag läßt die Bestellung nur eines 
Geschäftsführers, der auch allein vertretungsberech- 
tigt wäre, zu. Die Rechnungshöfe haben angeregt, 
diese Bestimmung dahin zu ändern, daß die Gesell- 
schaft mindestens zwei Geschäftsführer haben muß. 

Die Rechnungshöfe haben empfohlen, die unge- 
wöhnlich große Zahl der Aufsichtsratsmitglieder zu 
verringern. Der zuständige Bundesminister hat auf 
eine Herabsetzung hingewirkt. Die Rechnungshöfe 
haben außerdem beanstandet, daß der Aufsichtsrat 
in drei Kalenderhalbjahren nicht getagt hat, obwohl 
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er nach dem Gesellschaftsvertrag einmal im Ka- 
lenderhalbjahr einberufen werden muß. Dies soll 
künftig beachtet werden. 

Nach dem Geselischaftsvertrag ist der Aufsichtsrat 
befugt, einzelnen seiner Mitglieder Angelegenhei- 
ten zur selbständigen Erledigung und Entscheidung 
zu übertragen. Die Rechnungshöfe haben hiergegen 
Bedenken geäußert und empfohlen, Entscheidungs- 
befugnisse in gewissem Umfang aus Aufsichtsrats- 
mitgliedern gebildeten Ausschüssen zuzuweisen. 
Dabei sollte bestimmt werden, daß solche Aus- 
schüsse nur beschlußfähig sind, wenn mindestens 
drei Mitglieder an der Beschlußfassung teilnehmen. 

68. Die Geschäftsführer haben den Aufsichtsrat 
über die Mehrkosten von rd. 600 000 DM bei einem 
zustimungsbedürftigen Investitionsvorhaben erst 
nachträglich unterrichtet. Die Rechnungshöfe haben 
darauf hingewiesen, daß die Zustimmung des Auf- 
sichtsrats zu den Mehrkosten schon hätte eingeholt 
werden müssen, als sie erkennbar waren. 

69 . Aus Anlaß von zwei Forderungsausfällen haben 
die Rechnungshöfe empfohlen, die Art der Abrech- 
nung und Bezahlung der von den Luftverkehrsge- 
sellschaften zu entrichtenden Gebühren zur Vermei- 
dung weiterer Verluste zu überprüfen. Dafür haben 
sie Vorschläge gemacht. Die Angelegenheit wird 
zur Zeit von den beteiligten Stellen geprüft. 

70 . Ein Mieter von Geschäftsräumen zahlt eine 
Miete, die jährlich mindestens um 10 000 DM niedri- 
ger ist als die übliche Miete für Räume des Flug- 
hafens in vergleichbarer Lage und Ausstattung. 
Nach Auffassung der Rechnungshöfe ist die Verein- 
barung dieser Vorzugsmiete nicht gerechtfertigt. 
Der Mieter hat inzwischen in Aussicht gestellt, 
einen höheren Mietzins zu zahlen. 

Die Gesellschaft ist berechtigt, die Bücher und Be- 
lege des Pächters eines Betriebs auf dem Flughafen, 
soweit sie für die Berechnung der Umsatzpacht be- 
deutsam sind, einzusehen. Die letzten beiden Ein- 
sichtnahmen fanden im Jahre 1957 statt und führten 
zu Nachzahlungen. Die Rechnungshöfe haben ange- 
regt, von dem Recht der Einsichtnahme öfter Ge- 
brauch zu machen. Die Gesellschaft ist ferner seit 
dem Jahre 1956 befugt, die Abrechnungen der Be- 
triebsstoffgesellschaften an Hand dA- Bücher und 
Belege nachzuprüfen. Bis zum Zeitpunkt der ört- 
lichen Erhebungen durch den Landesrechnungshof 
war eine Prüfung noch nicht vorgenommen worden. 
Die Rechnungshöfe haben das beanstandet. Die Ge- 
sellschaft hat inzwischen in allen Fällen Prüfungen 
durchgeführt. Diese erbrachten Nachzahlungen. 

Der Bundesminister hat erst zu einem Teil der Prü- 
fungsmitteilungen Stellung genommen. 


VI. Besondere Feststellungen 

Beteiligung durch Darlehnsgewährung 

71 . Ein privates Unternehmen erwarb vor längerer 
Zeit die Mehrheitsbeteiligung an einer Gesellschaft, 
die eine Anzahl Unterbeteiligungen besitzt. Um den 
zum Erwerb erforderlichen Betrag aufzubringen. 


hatte sich das private Unternehmen mit mehreren 
Geldgebern verbunden, für die es gleichzeitig auf- 
trat. Da der auf diese Weise beschaffte Betrag je- 
doch nicht ausreichte, hatte der Bund die zum Er- 
werb fehlenden Mittel in Höhe von etwa drei Vier- 
teln des späteren Kaufpreises einem Unternehmen 
des Bundes als Darlehen zur Verfügung gestellt. 

Das Unternehmen des Bundes und das private Un- 
ternehmen hatten vereinbart, daß dieses nach außen 
allein als Käufer der Geschäftsanteile auftreten, im 
Innenverhältnis die Anteile jedoch als Treuhänder 
unmittelbar für die von beiden Unternehmen gebil- 
dete Gelegenheitsgesellschaft erwerben sollte. An 
der Gelegenheitsgesellschaft waren also das private 
Unternehmen — zugleich treuhänderisch für die von 
ihm vertretenen anderen privaten Geldgeber — mit 
einem Viertel und das Unternehmen des Bundes 
in Höhe des Bundesdarlehens mit drei Vierteln be- 
teiligt. 

Nach der erwähnten Vereinbarung übte das private 
Unternehmen im Außenverhältnis sämtliche Rechte 
an den erworbenen Anteilen für die Gelegenbeits- 
gesellschaft aus, und zwar auf Grund eines jeweils 
vorher zu fassenden einstimmigen Beschlusses der 
beiden Gelegenheitsgesellschafter. Die Gelegen- 
heitsgesellschaft sollte nach der bestmöglichen Ver- 
wertung der erworbenen Anteile enden. Eine vor- 
herige Kündigung der Gelegenheitsgesellschaft war 
ausgeschlossen. 

72 . Nach dem zwischen dem Bund und dem Unter- 
nehmen des Bundes geschlossenen Darlehnsvertrag 
bestand an dem Erwerb der Anteile durch die Ge- 
legenheitsgesellschaft ein gesamtwirtschaftliches 
Interesse. Die Laufzeit des Darlehens, das vorerst 
für 18 Monate gewährt wurde, sollte bis zur Errei- 
chung des erwähnten Endzwecks der Gelegenheits- 
gesellschaft verlängert werden. Das Unternehmen 
des Bundes sollte für seine Tätigkeit den Ersatz 
seiner Auslagen und eine Vergütung erhalten. Als 
Darlchnszinsen waren an den Bund die Nettoge- 
winne, die auf 75 v. H. der erworbenen Gesell- 
schaftsanteile entfielen, abzuführen. Die anteiligen 
Veräußerungserlöse waren an den Bund zur Til- 
gung des Darlehens zu leiten. Das Unternehmen des 
Bundes hatte die Interessen des Bundes zu berück- 
sichtigen und bei der Verwaltung und Veräußerung 
der erworbenen Anteile mit dem Bund enge Ver- 
bindung zu halten. Der Bund sollte das Unterneh- 
men von allen Ansprüchen und Verlusten freistel- 
Icn. Der Bund trug somit im Innenverhältnis das 
wirtschaftliche Risiko. 

73 . Das Unternehmen des Bundes hat das Dar- 
lehen in seinen Abschlüssen als Treuhandgeschäft 
ausgewiesen. Der über die Abschlüsse berichtende 
Wirtschaftsprüfer hat den Betrag als eine für die 
Bundesrepublik gehaltene Beteiligung bezeichnet. 

Das private Unternehmen hat die Treuhandeigen- 
schaft des Unernehmens des Bundes auch dadurch 
anerkannt, daß es mit dem Bund unmittelbar über 
den Erwerb und später über die Veräußerung ver- 
handelte. Hierbei sind die mitwirkenden Bundes- 
minister einschließlich des für das Unternehmen des 
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Bundes zuständigen Ministers nach den Unterlagen 
davon ausgegangen, daß der Bund die Stellung 
eines Mehrheitsgesellschafters hatte. 

Auch nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
war der Bund über das Unternehmen des Bundes 
Gesellschafter der Gelegenheitsgesellschaft und mit- 
telbar der Gesellschaft geworden, deren Mehr- 
heitsanteile die Gelegenheitsgesellschaft erworben 
hatte. Der Bundesrechnungshof hat daher den für 
Beteiligungen dieser Art zuständigen Bundesmini- 
ster um nähere Unterrichtung über den Sachverhalt 
und um Mitteilung gebeten, welche Maßnahmen 
wegen der nach den haushaltsrechtlichen Vorschrif- 
ten gebotenen Prüfungsrechte des Bundes getrof- 
fen worden waren. Der Bundesminister hat er- 
widert, nicht er, sondern der für das Unternehmen 
des Bundes zuständige Minister sei nach einer zwi- 
schen diesem und dem Bundesminister der Finan- 
zen getroffenen Absprache zuständig. 

74 . Der für das Unternehmen des Bundes zustän- 
dige Minister hat im Verlauf des sich jahrelang hin- 
ziehenden Schriftwechsels dem Bundesrechnungs- 
hof einzelne Unterlagen zur Unterrichtung über- 
sandt und die Ansicht vertreten, der Bund habe an 
der Gesellschaft keine Beteiligung erworben, weil 
er nur die Absicht gehabt habe, zur Finanzierung 
des Erwerbs und vorübergehend bis zur Veräuße- 
rung der Gesellschaftsanteile finanzielle Hilfe zu lei- 
sten. Prüfungsrechte für die nach dem Haushalts- 
recht zuständigen Stellen des Bundes seien daher 
nicht ausbedungen worden. Prüfungsunterlagen 
ständen nicht zur Verfügung. Nach einer inzwischen 
durchgeführten Umorganisation der Gesellschaft 
und ihrer Beteiligungen könne damit gerechnet wer- 
den, daß die Veräußerung der Anteile in wenigen 
Monaten erfolgen werde. 

Die Beteiligung hat länger als fünf Jahre bestanden. 

75 . Im Uberwachungsorgan der Gesellschaft waren 
der Bund und das Unternehmen des Bundes, soweit 
dem Bundesrechnungshof bekannt ist, seit dem Er- 
werb nur mit je einem Mitglied vertreten. Das pri- 
vate Unternehmen stellte den Aufsichtsratsvor- 
sitzer. In den Uberwachungsorganen der zahlreichen 
bedeutenden Unterbeteiligungen war der Bund nicht 
vertreten. Auf die Gewinnausschüttung, die für die 
Verzinsung des Bundesdarlehens von Bedeutung 
war, übte der Bund keinen der Höhe seiner Beteili- 
gung entsprechenden Einfluß aus. 

76 . Da die Merkmale einer Beteiligung gegeben 
waren, durfte die Anwendung der einschlägigen 
haushaltsrechtlichen Prüfungsvorschriften nach Auf- 
fassung des Bundesrechnungshofes nicht von dem 
für das Unternehmen des Bundes zuständigen Bun- 
desminister abgelehnt werden. 

Der Bundesrechnungshof konnte unter diesen Um- 
ständen seiner haushaltsrechtlichen Prüfungspflicht 
nicht nachkommen. Er konnte bis jetzt auch nicht 
feststellen, ob die dem Bundeshaushalt in Form von 
Darlehnszinsen zufließenden anteiligen Gewinne als 
angemessener Beteiligungsertrag anzusehen sind. 


77 . Für den Fall der Veräußerung der BeteUigung 
an der Gesellschaft hatte der Bundesrechnungshof 
angeregt, ihren Wert durch einen unabhängigen 
Sachverständigen schätzen zu lassen. Dies ist, so- 
weit dem Bundesrechnungshof bekannt ist, nicht 
geschehen. 

Die Beteiligung an der Gesellschaft ist inzwischen 
nach einer Umorganisation und Neugliederung auf 
Wunsch des Bundes durch das private Unternehmen 
an eine andere Gesellschaft veräußert worden, an 
der der Bund mit einer Sperrminderheit beteiligt ist. 
Die Art der Ermittlung des Kaufpreises ist dem 
Bundesrechnungshof im einzelnen noch nicht mitge- 
teilt worden. Der an die Gelegenheitsgesellschaft 
gezahlte Kaufpreis wurde zwischen dem privaten 
Unternehmen und dem Unternehmen des Bundes 
so aufgeteilt, daß das private Unternehmen einen 
größeren Anteil erhielt, als es seiner Beteiligung 
entsprochen hätte. Nach Mitteilung des nunmehr 
zuständigen Bundesministers sind die an die beiden 
Gesellschafter der Gelegenheitsgesellschaft gezahl- 
ten Beträge getrennt ausgehandelt worden. Die Er- 
örterung ist noch nicht abgeschlossen. 

Ein ergänzender Bericht über die Veräußerung 
bleibt Vorbehalten. 


Verbindung eines Unternehmens, dessen Anteile 
der öffentlichen Hand gehören, mit einer privaten 
Gesellschaft 

78 . Der Bund ist Mehrheitsgesellschafter eines 
Unternehmens. Die übrigen Anteile gehören mehre- 
ren anderen Gebietskörperschaften. Fast alle Mit- 
glieder der Geschäftsleitung sind zugleich Gesell- 
schafter einer privaten Gesellschaft, die sich in dem 
gleichen Geschäftszweig wie das Unternehmen der 
öffentlichen Hand betätigt. Die Mitglieder der Ge- 
schätfsleitung des Unternehmens dürfen mit der 
privaten Gesellschaft kontrahieren; sie sind inso- 
weit vom Wettbewerbsverbot befreit. 

Zur Abgrenzung ihrer Geschäftsbereiche haben die 
Gesellschaften einen Vertrag geschlossen, nach dem 
das Unternehmen der öffentlichen Hand sich grund- 
sätzlich nur auf einem bestimmten Teilgebiet des 
Geschäftszweiges betätigt und die private Gesell- 
schaft sich hier einer Geschäftstätigkeit enthält. Das 
Unternehmen der öffentlichen Hand darf sich aber 
auch in dem Geschäftsbereich der privaten Gesell- 
schaft betätigen. 

Beide Gesellschaften können bei wirtschaftlicher 
Betrachtung als Einheit angesehen werden. Ihre 
Bediensteten arbeiten für beide Unternehmen. Der 
gemeinsame Aufwand wird nach einem vom beider- 
seitigen Geschäftsvolumen abbhängigen Schlüssel 
aufgeteilt. Die Aufteilung wird jährlich durch den 
sachverständigen Prüfer des Unternehmens der 
öffentlichen Hand geprüft. Beanstandungen hat er 
nicht erhoben. Die für die Aufteilung maßgebende 
Aufstellung wird jährlich dem Überwachungsorgan 
des Unternehmens vorgelegt. 
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79 . Eine frühere Einsichtnahme des Bundesrech- 
nungshofes bei dem Unternehmen der öffentlichen 
Hand hat keine Beanstandungen gegen die Wirt- 
schaftsführung ergeben. Der Schwerpunkt des Ge- 
samtbetriebes liegt bei der privaten Gesellschaft, 
von der etwa drei Viertel des gesamten Personals 
angestellt sind und die im Geschäftsverkehr über- 
wiegend in Erscheinung tritt. Bei der erwähnten 
Einsichtnahme, die nur das Unternehmen der öffent- 
lichen Hand betraf, war es nicht möglich, mit Sicher- 
heit festzustellen, in welchem Umfang die Mitglie- 
der der Geschäftsleitung des Unternehmens für die- 
ses und für die private Gesellschaft tätig waren. Es 
ließen sich auch keine ausreichenden Feststellungen 
darüber treffen, ob der Umfang der Geschäfte des 
Unternehmens durch die gleichzeitige Tätigkeit ihrer 
Leiter für ihre private Gesellschaft beeinflußt wor- 
den ist. Die Maßstäbe für die Bemessung der Ein- 
künfte der Leiter der beiden Gesellschaften sind 
verschieden. Die Ertragslage des Unternehmens der 
öffentlichen Hand hat sich in letzter Zeit nicht we- 
sentlich geändert. 

80 . Der Bundesrechnungshof hat wegen der Mög- 
lichkeit von Interessenkollisionen auf Grund der 
Personalunion in der Leitung gegen die Verbin- 
dung der beiden Gesellschaften Bedenken erhoben. 
Er hat mit dem zuständigen Bundesminister erör- 
tert, ob die Beteiligung des Bundes noch erforderlich 
ist. Der Bundesminister hat die Notwendigkeit der 
Beteiligung bejaht. Der Bundesrechnungshof hat 
darauf angeregt, das Unternehmen der Öffentlichen 
Hand von der privaten Gesellschaft zu trennen. Eine 
völlige Trennung ist jedoch wegen der engen Ver- 
bindung beider Gesellschaften in absehbarer Zeit 
kaum möglich. Der Bundesrechnungshof hat daher 
vorgeschlagen, vorerst die Voraussetzungen für eine 
allmähliche Trennung zu schaffen. Darauf ist für das 
Unternehmen der öffentlichen Hand ein weiteres 
Mitglied der Geschäftsleitung bestellt worden, das 
nicht zugleich in die private Gesellschaft eingetreten 
ist. Weitere Maßnahmen zur Vorbereitung der Tren- 
nung stehen noch aus. 

81 . Der zuständige Bundesminister hat jetzt mitge- 
teilt, die Zusammenarbeit beider Gesellschaften 
habe sich bewährt. Das Unternehmen der öffent- 
lichen Hand sei unverändert der Ansicht, der be- 
stehende Zustand solle nicht geändert werden, weil 
hierfür ein konkreter Anlaß nicht vorliege. Der Bun- 
desminister hat sich dem angeschlossen. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes besteht 
die Möglichkeit von Interessenkollisionen infolge 
der erwähnten Personalunion fort. Die Leiter eines 
Unternehmens der öffentlichen Hand sind überfor- 
dert, wenn sie gleichzeitig für eigene Rechnung in 
diesem Geschäftszweig, der einen besonderen per- 
sönlichen Einsatz erfordert, tätig sind. Es erscheint 
daher aus grundsätzlichen Erwägungen nicht ver- 
tretbar, auf die Dauer die geschilderte Verbindung 
mit der privaten Gesellschaft beizubehalten. 


Doppelgesellschaft als Konzernspitze und 
Vereinfachung einer Konzernorganisation 

82 . Der Bund ist über eine Dachgesellschaft an 
einem Unternehmen beteiligt, das Obergesellschaft 
eines Konzerns ist. Der Obergeselischaft gehören 
die Anteile eines Unternehmens, das den Betrieb 
einer anderen Gesellschaft (Besitzgesellschaft) führt, 
die keine Kapitalgesellschaft ist. An der Besitz- 
gesellschaft ist neben der Obergesellschaft auch die 
den Betrieb führende Gesellschaft (Betriebsführer) 
beteiligt. Der Betriebsführer und die Besitzgesell- 
schaft sind bei wirtschaftlicher Betrachtung als ein 
Unternehmen anzusehen. Sie bilden die Spitze eines 
weiteren Unterkonzerns, der eine große Anzahl von 
Beteiligungen umfaßt. Beide Gesellschaften haben 
kein eigenes Uberwachungsorgan. Der Bund kann 
also nur über Aufsichtsratsmitglieder der Oberge- 
sellschaft einen mittelbaren Einfluß ausüben. 

83 . Da der Bund sich nach § 48 Abs. 1 RHO nur an 
Kapitalgesellschaften beteiligen soll, deren Satzung 
einen Aufsichtsrat vorsieht, hat der Bundesrech- 
nungshof angeregt, der zuständige Bundesminister 
solle die Einholung eines Gutachtens der sachver- 
ständigen Prüfer der Besitzgesellschaft und ihres 
Betriebsführers über die Möglichkeiten für eine 
Verschmelzung beider Unternehmen oder für die 
Umwandlung der Besitzgesellschaft in eine Kapital- 
gesellschaft veranlassen. Außerdem hat der Bundes- 
rechnungshof die Bildung eines Überwachungs- 
organs für den Betriebsführer empfohlen und für 
die Besitzgesellschaft eine vergleichbare Einrichtung 
vorgeschlagen. 

W'egen der großen Zahl von Zweigstellen und Be- 
teiligungen wurde angeregt zu prüfen, ob die ge- 
samte Geschäftstätigkeit des Unterkonzerns von 
dessen Leitung bei dem gegenwärtigen Organisa- 
tionsstand noch voll übersehen und kontrolliert 
werden kann, ob der Unterkonzern noch zweck- 
mäßig gegliedert ist und ob für die Geschäftstätig- 
keit an den einzelnen Plätzen die wirtschaftlichste 
Form gefunden wurde. Der Bundesrechnungshof hat 
empfohlen, hierzu das Gutachten eines Sachverstän- 
digen einzuholen. 

84 . Der Bundesminister hat darauf Teile eines 
älteren Steuergutachtens vorgelegt und dazu ausge- 
führt, eine Umwandlung der Besitzgesellschaft sei 
nach dem Ergebnis dieses Gutachtens gegenwärtig 
nicht zweckmäßig. 

Zu dem Vorschlag, Überwachungsorgane zu bilden, 
hat der Bundesminister mitgeteilt, der Vorstand der 
Obergesellschaft überwache die beiden Unterneh- 
men, so daß die Einrichtung eines Aufsichtsrates 
keine Änderung darstellen würde. 

Der Bundesrechnungshof bezweifelt, ob die laufende 
Überwachung beider Unternehmen nur durch den 
Vorstand der Obergesellschaft wegen der erheb- 
lichen räumlichen Entfernung des Sitzes der Gesell- 
schaften ausreicht. Ein Aufsichtsrat ist bisher nicht 
gebildet worden. 
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85- Auf die Anregung, die Konzerngliederung zu 
überprüfen, hat der Bundesminister erwidert, fast 
ein Drittel der Beteiligungen sei inzwischen mit der 
Besitzgesellschaft verschmolzen worden. Die übri- 
gen Beteiligungen müßten wegen ihrer Bedeutung 
gegenwärtig erhalten bleiben. Vorerst sollten die 
Auswirkungen der bisherigen Organisationsverein- 
fachung abgewartet werden. Weitere Vereinfachun- 
gen an einzelnen Plätzen würden erwogen. Dabei 
sei die Einschaltung von Organisationsberatern vor- 
gesehen. 

Seit dieser Antwort waren bei den Beteiligungen 
weitere Zugänge und sonstige Veränderungen zu 
verzeichnen, jedoch sind Vereinfachungsmaßnahmen 
größeren Umfanges nach den Prüfungsunterlagen 
nicht mehr getroffen worden. 

Der Bundesrechnungshof hat den zuständigen Bun- 
desminister gebeten, ihn über die weiteren Maß- 
nahmen zur Vereinfachung der Konzerngliederung 
laufend zu unterrichten. 


Prüfung der Verwendung der Mittel (§ 64 a RHO) 
bei einer Gesellschaft, die Prüfungsrechte nach den 
§§48 und 113 RHO nicht eingeräumt hat 

86 . An einer Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung, deren Hauptaufgabe die Projektierung einer 
Anlage ist, sind u. a. ein Bundesland und zwei Ge- 
sellschaften, deren Anteile dem Bund und dem Land 
unmittelbar und mittelbar gehören, beteiligt. Bund 
und Land besitzen zusammen die Mehrheit der An- 
teile der Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 
Nach den Unterlagen ist der Bundesminister der 
Finanzen an den Verhandlungen über die Gründung 
der Gesellschaft entgegen § 60 Abs. 3 RWB nicht 
beteiligt worden. Die Minderheitsgesellschafter sind 
bis auf ein geringfügig beteiligtes Unternehmen Ge- 
sellschaften, deren Anteile unmittelbar und mittel- 
bar ebenfalls zu einem großen Teil der öffentlichen 
Hand gehören. 

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung hat ein 
Privatunternehmen mit der Durchführung der Pro- 
jektierung beauftragt. Nach Mitteilung des Fach- 
ministers ist ein Festpreis vereinbart worden. Etwa 
die Hälfte der Projektierungskosten trägt das Pri- 
vatunternehmen. Zwei Drittel der übrigen Kosten 
sollen durch Zuschüsse des Bundes an die Gesell- 
schaft, der Rest durch die Gesellschafter aufgebracht 
werden. Die Zuschüsse der Gesellschafter sind von 
der Gesellschaft insoweit zurückzuzahlen, als diese 
ihre Aufwendungen von dem Privatunternehmen 
künftig zurückerhält. Der Bundeszuschuß ist u. a. 
dann zu erstatten, wenn weitere Anlagen in der Art 
des zu erstellenden Projekts errichtet werden. Nach 
dem gegenwärtigen Entwicklungsstand kann mit der 
Rückzahlung der Zuschüsse in absehbarer Zeit kaum 
gerechnet werden. 

87. Prüfungsrechte im Sinne der §§48 und 113 RHO 
sind weder für die zuständigen Stellen des Bundes 
noch des Landes ausbedungen worden. Zu ihrer Ein- 


räumung ist jetzt nach dem Gesellschaftsvertrag ein 
einstimmiger Beschluß der Gesellschafter notwen- 
dig. Ein solcher Beschluß ist trotz der Bemühungen 
des Landes und einer Gesellschaft, an der der Bund 
mittelbar beteiligt ist, nicht zustande gekommen. 

88. Der Bund hat nach den Bewilligungsbedingun- 
gen das Recht, die Verwendung der von ihm ge- 
währten Mittel bei der Gesellschaft zu prüfen. Zu- 
gunsten des Landes liegt eine Erklärung der Gesell- 
schaft vor, nach der ihm „die haushaltsrechtlichen 
Prüfungsmöglichkeiten, insbesondere nach § 64 a 
RHO, Vorbehalten bleiben". Die Prüfung bei der Ge- 
sellschaft kann jedoch nicht zu einem Aufschluß über 
die endgültige Verwendung der Bundesmittel füh- 
ren; denn die Aufgabe der Gesellschaft besteht, so- 
weit bekannt ist, im wesentlichen nur in der Weiter- 
leitung der Mittel an das Privatunternehmen. Bei 
diesem ist aber das Recht zur Prüfung der Mittelver- 
wendung nicht ausbedungen worden, weil die Pro- 
jektierung, wie erwähnt, zu einem Festpreis verge- 
ben wurde. Bei der Art des Projekts wäre es nach 
den bisher übersandten Unterlagen zweckmäßig ge- 
wesen, wenn der Fachminister die Zuwendung an 
die Gesellschaft mit der Auflage verbunden hätte, 
bei der Weitergabe der Bundesmittel an das Privat- 
unternehmen das Recht zur Verwendungsprüfung zu 
vereinbaren. 

89. Die Abschlüsse der Gesellschaft wurden in den 
ersten zwei Geschäftsjahren von Vorstandsmitglie- 
dern zweier Minderheitsgesellschafter geprüft. Der 
Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, daß 
die Gesellschaft der Prüfung durch einen Wirt- 
schaftsprüfer nach § 1 Kapitel VIII des Fünften Teils 
der Verordnung vom 6. Oktober 1931 (RGBl. I 
S. 537, 562) i. V. mit § 1 Nr. 3 und § 2 Abs. 1 der 
Verordnung vom 30. März 1933 (RGBl. I S. 180) un- 
terliegt, weil sich ihre Anteile zu mehr als 50 v. H. 
unmittelbar und mittelbar im Besitz der öffentlichen 
Hand befinden und für den Bund die Prüfungsrechte 
im Sinne der §§48 und 113 RHO nicht ausbedungen 
sind. Darauf hat der Bundesrechnungshof für die 
folgenden Geschäftsjahre Unterlagen nicht mehr er- 
halten. Er hat dann Fragen, die sich aus den Ver- 
wendungsnachweisen ergaben, mit dem Fachmini- 
ster erörtert. Die Erörterung ist noch nicht beendet. 

90. Der Fachminister hat nach Erhalt der Prüfungs- 
mitteilungen des Bundesrechnungshofes erklärt, er 
beabsichtige, die Prüfung der Verwendungsnach- 
weise für die Bundesmittel vom Jahre 1964 an dem 
für die Landesmittel zuständigen Minister zu über- 
lassen. Der Bundesrechnungshof ist dieser Absicht 
entgegengetreten und hat gebeten, die Prüfung der 
Verwendungsnachweise nach der Vereinbarung mit 
dem Land weiterhin durch die zuständigen Stellen 
des Bundes vornehmen zu lassen, weil dieser den 
überwiegenden Finanzierungsanteil der öffentlichen 
Hand aufbringt. Nachträglich hat sich herausgestellt, 
daß der Fachminister die Prüfung schon vor seiner 
Mitteilung an den Bundesrechnungshof über die be- 
absichtigte Überlassung der Prüfung an die zustän- 
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digen Stellen des Landes abgegeben hatte. Der Bun- 
desrechnungshof und der Rechnungshof des Landes 
haben darauf vereinbart, die Prüfung gemeinsam 
durchzuführen. 

Zu der Mitteilung über die Überlassung der Prüfung 
der Zuwendungen an das Land hat der Bundesrech- 
nungshof den für die Beteiligung zuständigen Bun- 
desminister um Stellungnahme gebeten. Dieser hat 


erwidert, er sei von dem Fachminister nicht gehört 
worden. 

91 . Für den Fall, daß die Gesellschaft weitere Auf- 
gaben übernimmt und hierfür Zuwendungen des 
Bundes erhält, hat der Bundesrechnungshof beide 
Bundesminister gebeten, die Prüfungsrechte nach 
den §§ 48 und 113 RHO bei der Gesellschaft sicher- 
zustellen. 


Frankfurt am Main, den 22. Dezember 1965 


Bundesrechnungshof 

Hopf 

(außer Nr. 71 bis 91) 


Bundesrechnungshof 

Dr. Bretschneider 

(für Nr. 71 bis 91) 
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Einleitung 


1 . Wie die früheren Denkschriften enthält die 
vorliegende auch Prüfungsergebnisse aus jüng- 
ster Zeit. In der Denkschrift kann aus dem Prüfungs- 
stoff jeweils nur ein kleiner Ausschnitt erörtert | 
werden. Die Berichterstattung über einzelne Teile 
der Verwaltung bedeutet daher nicht, daß diese 
im Vergleich zu anderen in besonderem Maße An- 
laß zur Kritik bieten. 

2 . In der Denkschrift vom 22. Dezember 1964 ist 
unter Nr. 2 über die Meinungsverschiedenheiten 
berichtet worden, die sich zwischen dem Bundes- 
rechnungshof und mehreren Ressorts darüber er- 
geben haben, ob es sachlich geboten und daher 
anzustreben ist, daß als Rechnungsprüfer für inter- 
und supranationale Institutionen grundsätzlich nur 
Angehörige der obersten nationalen Finanzkontroll- 
behörden benannt werden. Solche Meinungsver- 
schiedenheiten sind in einem weiteren Fall auf- 
getreten. Das beteiligte Ressort hat einen leiten- 
den Beamten seines Hauses als Rechnungsprüfer 
in das Püfungsgremium einer europäischen Institu- 
tion entsandt, und zwar ohne den Bundesrechnungs- 
hof zu unterrichten. Die Frage, wer als Rechnungs- 
prüfer für inter- und supranationale Institutionen 
zu benennen ist, ist inzwischen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen generell erörtert worden. 
Dabei hat sich gezeigt, daß die beiderseitigen Auf- 
fassungen grundsätzlich voneinander abweichen. 

3 . Die Zusammenarbeit mit den Rechnungshöfen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft ist fortgesetzt worden. Der Kontakt- 
ausschuß dieser Rechnungshöfe, dessen Vorsitz zur 
Zeit beim Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
liegt, hat sich in zwei Tagungen insbesondere mit 
der Vorbereitung des Fünften Internationalen Kon- 
gresses der obersten Finanzkontrollbehörden, mit 
der Auswirkung der elektronischen Datenverarbei- 
tung auf die Rechnungslegung und Rechnungs- 
prüfung und mit Fragen befaßt, die die Rechnungs- 
prüfung bei Beschaffungen im Verteidigungsbereich 
betreffen, an denen mehrere Staaten beteiligt sind. 

An dem Fünften Internationalen Kongreß der ober- 
sten Finanzkontrollbehörden, der unter Beteiligung 
von 64 Staaten im Juni 1965 in Israel stattfand, hat 
der Bundesrechnungshof teilgenommen. 

4 . Der Bundesrechnungshof und die Landesrech- 
nungshöfe haben weiterhin eng zusammengearbeitet. 
Sie haben sich unter anderem mit dem Fragenkreis 
„Automation und Rechnungsprüfung" beschäftigt 
und als vorläufige Arbeitsgrundlage „Leitsätze" so- 
wie „Grundsätze, Empfehlungen und Mindest- 
anforderungen" erarbeitet, die bei Verwendung 
elektronischer Datenverarbeitungsanlagen eine aus- 
reichende Verfahrenssicherheit gewährleisten sollen. 

Die Rechnungshöfe sind in den beim Bundesminister 
der Finanzen gebildeten Arbeitskreisen und -aus- 


schüssen an den Vorarbeiten zur Haushaltsreform 
beteiligt. 

5 . Hinsichtlich der Ausgaben, die keiner oder nur 
einer eingeschränkten Rechnungsprüfung unter- 
liegen (vgl. Denkschrift vom 22. Dezember 1964 
unter Nr. 4), ist die Bundesregierung aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen (Artikel 114 Abs. 2 GG) 
gebeten worden, in den Entwurf des nächsten Bun- 
doshaushaltsplanes keine Bestimmung aufzunehmen, 
daß Ausgaben von der Prüfung durch den Bundes- 
rechnungshof oder seinen Präsidenten ausgeschlos- 
sen werden. 

Die Erörterungen über die Finanzkontrolle bei Aus- 
gaben, bei denen die Prüfung bisher dem Präsiden- 
ten des Bundesrechnungshofes Vorbehalten worden 
ist, sind noch nicht abgeschlossen. Ungeachtet etwai- 
ger verfassungsrechtlicher Bedenken sollten bei den 
entsprechenden Titeln nur Mittel für solche Aus- 
gaben veranschlagt werden, die eines besonderen 
Vertrauensschutzes bedürfen. Ansätze für andere 
Ausgaben sollten in offene Titel überführt werden. 

6 . Die Erörterungen über die Rechnungsprüfung 
bei der Stiftung Volkswagenwerk (vgl. Denkschrift 
vom 22. Dezember 1964 unter Nr. 5) haben bisher 
zu keinem Ergebnis geführt. Im August 1965 hat der 
Staatssekretär des Bundesministeriums für wissen- 
schaftliche Forschung dem Vorsitzenden des Kura- 
toriums der Stiftung mitgeteilt, die Bundesressorts 
seien — ebenso wie die beteiligten niedersächsi- 
schen Ressorts — - übereinstimmend der Auffassung, 
daß ein Prüfungsrecht der Rechnungshöfe bestehe. 
Das Kuratorium wurde gebeten, nach Prüfung der 
ihm zugeleiteten gutachtlichen Äußerung des Bun- 
desministeriums der Justiz die Stifter von seiner 
Stellungnahme zu unterrichten. Die Stellungnahme 
des Kuratoriums steht noch aus. Die Ansicht, daß 
eine Prüfung durch die Rechnungshöfe die For- 
schung und Wissenschaft behindere, trifft nidit zu. 
Die Prüfung erfolgt stets nachträglich und greift 
nicht in wissenschaftliche Erwägungen ein. 

Die Rechnungshöfe haben keine Möglichkeit, die in 
Gesetz und Satzung vorgesehene Rechnungsprüfung 
durchzusetzen. 


Allgemeine Prüfungsergebnisse 

Veranschlagung von „Minderausgaben" 

7 , Die Bundeshaushaltspläne enthalten seit einer 
Reihe von Jahren im Einzelplan 60 bei Kapitel 60 02 
Ansätze für „Minderausgaben" von mehreren hun- 
dert Millionen bis zu mehreren Milliarden DM. Die 
„Minderausgaben" sind aus verschiedenen Anlässen, 
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die jeweils in der Zweckbestimmung oder in den 
Erläuterungen näher bezeichnet sind, veranschlagt 
worden. Solche Anlässe waren 

a) durch die Haushaltsgesetze über Ausgabebewil- 
ligungen verhängte Sperren, von denen jedoch 
mit Zustimmung des Bundesministers der Finan- 
zen abgewichen werden konnte, ohne daß die 
Haushaltsgesetze verlangten, Mittel in entspre- 
chender Höhe an anderer Stelle einzusparen 
(Titel 699/1955 und 1956), 

b) die Kürzung von Ausgabebewilligungen durch 
die Haushaltsgesetze (Titel 699/1957, Titel 
300/1965), 

c) durch die Haushaltsgesetze über Ausgabebewil- 
ligungen verhängte Sperren, von denen mit Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen nur 
unter der Voraussetzung, daß an anderer Stelle 
Mittel in entsprechender Höhe eingespart wür- 
den, mit Zustimmung des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages jedoch ohne diese 
Einschränkung abgewichen werden konnte (Ti- 
tel 699/1958, 1959 und 1960), 

d) die Erwartung, daß die im Verteidigungshaushalt 
zur Neudeckung von Ausgaberesten veran- 
schlagten Mittel nicht voll beansprucht würden 
(Titel 300/1959), 

e) die Erwartung, daß „einige Ausgabebewilligun- 
gen im Laufe des Rechnungsjahres nicht voll in 
Anspruch genommen" würden (Titel 300/1961), 

f) Vorauszahlungen, die im vorangegangenen 
Rechnungsjahr auf Haushaltsansätze des laufen- 
den Rechnungsjahres geleistet worden waren — 
Vorgriffe — (Titel 300/1961, 1962 und 1963), 

g) erwartete Minderausgaben bei den Personal- 
titeln (Titel 300/1962), 

h) die Ermächtigung des Bundesministers der Finan- 
zen, die durch das Haushaltsgesetz verhängte 
Sperre eines Teiles der Bauausgaben in eine 
Kürzung umzuwandeln (Titel 300/Nachtrag 
1962), 

i) im Rechnungsjahr voraussichtlich nicht voll in 
Anspruch genommene Ausgabebewilligungen 
für den Hoch- und Tiefbau (Titel 300/1963), 

k) die Erwartung, daß die Investitionsausgaben 
langsamer abfließen würden (Titel 300/1964 
und 1965) und 

l) „Bewirtsdiaftungsmaßnahmen" (Titel 300/1964). 

8 . Diesen Ansätzen für „Minderausgaben" in den 
Bundeshaushaltsplänen, die bei den Ausgaben aus- 
gebracht sind, sich aber wie Einnahmeansätze aus- 
wirken, stehen in keinem Falle tatsächliche Ein- 
nahmen gegenüber. Die Bundeshaushaltsrechnungen 
enthalten insoweit bei den betroffenen Titeln z. T. 
Anmerkungen, z. B. des Inhalts, daß „die tatsäch- 
lich eingesparten Minderausgaben buchungsgemäß 
bei den jeweiligen Titeln nachgewiesen" worden 
sind, so daß „bei dem hier vorgesehenen Haushalts- 
ansatz keine Buchungen möglich waren" (vgl. 
Titel 699/1957 und 1958). 


Der Bundesrechnungshof hat das insoweit bei der 
Aufstellung und Feststellung der Entwürfe der Bun- 
deshaushaltspläne angewandte Verfahren unter Zu- 
rückstellung von Bedenken zunächst nur beobachtet. 
Da das Verfahren jedoch in zunehmendem Maße 
angewendet wird, sieht er sich veranlaßt, seine Be- 
denken darzutun. 

Das Verfahren, Beträge, bei denen von vornherein 
feststeht, daß ihnen keine Einnahmen gegenüber- 
stehen können, oder daß aus ihnen keine Ausgaben 
geleistet werden dürfen, in die Voranschläge zu 
den Haushaltsplänen einzustellen, erscheint im Hin- 
blick auf Artikel 110 Abs. 1 GG schon formell nicht 
einwandfrei. Denn in den Haushaltsplan sind die bei 
den einzelnen Zweckbestimmungen zu erwartenden 
kassenmäßigen Einnahmen und Ausgaben des Bun- 
des einzusetzen. Bei der Frage, wie das Verfahren 
im übrigen, insbesondere in haushaltswirtschaft- 
licher Hinsicht, zu würdigen ist, sind die verschiede- 
nen ihm zugrunde liegenden Anlässe zu berücksich- 
tigen. 

9 . Die Veranschlagung von „Minderausgaben" aus 
Anlaß von Sperren (Buchst, a und c) ist materiell 
nicht bedenkenfrei, weil eine solche Veranschlagung 
die Summe der Ausgabebewilligungen kürzt, ob- 
wohl die gleichzeitig zugelassene Entsperrung zur 
Inanspruchnahme der zum Haushaltsausgleich ver- 
anschlagten gesperrten Beträge führen kann. In die- 
sen Fällen erscheinen die betroffenen Haushalts- 
pläne nur rechnerisch ausgeglichen. Entsprechendes 
gilt für die Würdigung der „Minderausgaben", die 
wegen voraussichtlicher Nichtinanspruchnahme von 
Ausgabebewilligungen (Buchst, e, g und 1) und von 
Mitteln zur Neudeckung von Ausgaberesten (Buch- 
stabe d) veranschlagt worden sind. 

10 . Soweit Kürzungsbestimmungen der Haushalts- 
gesetze den Anlaß zur Veranschlagung von „Minder- 
ausgaben" gegeben haben, erscheint diese sachlich 
nur in den Fällen gerechtfertigt, in denen die Kür- 
zungen durch die Haushaltsgesetze unmittelbar ver- 
hängt wurden (Buchst, b). Die dem Bundesminister 
der Finanzen erteilte Ermächtigung, Haushaltsmittel 
zu kürzen (Buchst, h), dürfte dagegen nicht als sach- 
liche Begründung für einen solchen Ansatz ange- 
sehen werden können, da ungewiß war, ob der 
Bundesminister von der Ermächtigung Gebrauch 
machen würde. 

11 . Auch damit, daß im vorausgegangenen Rech- 
nungsjahr auf Haushaltsansätze des laufenden Rech- 
nungsjahres Vorauszahlungen geleistet und die Be- 
träge als Vorgriffe nachgewiesen worden waren 
(Buchst, f), dürfte sich die Veranschlagung von 
„Minderausgaben" nicht rechtfertigen lassen. Vor- 
griffe sind Überschreitungen übertragbarer Aus- 
gabebewilligungen; sie sind aus der nächsten Bewil- 
ligung für den gleichen Zweck vorweg zu decken 
(§ 30 Abs. 3 RHO), und zwar in der Weise, daß sie 
von den im Haushaltsplan des nächsten Rechnungs- 
jahres für den gleichen Zweck vorgesehenen Aus- 
gabemitteln vorweg abgesetzt werden (§ 2 Abs. 1 
Nr. 23 RWB). Sie beeinflussen daher nur das kassen- 
mäßige Ergebnis, und zwar im Rechnungsjahr der 
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Leistung negativ, im folgenden Rechnungsjahr posi- 
tiv. Das rechnungsmäßige Ergebnis wird durch die 
Vorgriffe in keinem der beiden Rechnungsjahre be- 
rührt. Durch diese Vorgriff sau tonatik ist das Dek- 
kungsverfahren abgeschlossen. Weitere Maßnahmen 
sind nicht vorgesehen und erscheinen auch nicht 
begründet.' Zwar werden Vorgriffe insoweit, als 
eine durch sie hervorgerufene kassenmäßige Mehr- 
ausgabe entsprechend der seit 1960 durch die Haus- 
haltsgesetze modifizierten Vorschrift des § 75 RHO 
in der dort vorgesehenen Frist in den Haushalts- 
plan eingestellt wird, nochmals kassenmäßig ge- 
deckt. Die jeweiligen Haushaltsgesetze enthalten 
indessen keine Ermächtigung, Vorgriffe, die zu kas- 
senmäßigen Mehrausgaben geführt haben, von dem 
innerhalb der Frist des § 75 Satz 1 RHO zu veran- 
schlagenden Deckungsbetrag abzusetzen. Dazu be- 
steht auch finanzwirtschaftlich kein Anlaß, da die 
wiederholte Beschränkung der in § 75 Satz 1 RHO 
vorgesehenen Deckungspflicht ohnehin kein Zeichen 
gesunder Finanzwirtschaft ist. 

12 . Soweit die „ Minder ausgaben“, wie es neuer- 
dings geschehen ist, in die Voranschläge sogar in 
der Erwartung eingestellt worden sind, daß die in 
der Regel übertragbaren Mittel für Investitionen 
langsamer, d. h. nicht in voller Höhe, abfließen 
würden (Buchst, i und k), ist eine haushaltsrechtlich 
und haushaltswirtschaftlich gleichermaßen bedenk- 
liche Situation entstanden. Denn die Maßnahme 
läßt außer acht, daß ein wider Erwarten schnellerer 
Abfluß der Investitionsmittel zur Inanspruchnahme 
der wegen des Ansatzes der „Minder ausgab en“ 
fehlenden Deckungsmittel führen kann (vgl. die 
Ausführungen zu Buchst, e, g und 1). Sie bewirkt 
darüber hinaus, daß dem nach § 30 Abs. 1 RHO 
zu bildenden Ausgaberesten von vornherein die 
Deckungsmittel entzogen sind und diese zur Dek- 
kung anderer Ausgaben dienen. Mit der Schaffung 
ungedeckter Haushaltsreste als Mittel des Haus- 
haltsausgleichs legt der Haushaltsplan die Grund- 
lage rechnungsmäßiger Fehlbeträge. Mit dem Gebot, 
den Entwurf eines in Einnahme und Ausgabe aus- 
geglichenen Haushaltsplanes vorzulegen, steht das 
Verfahren daher nicht in Einklang. 

13 . Die Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der 
Veranschlagung von „ Minder ausgaben" lassen eine 
Überprüfung des Fragenkomplexes im Interesse 
einer geordneten Haushalts Wirtschaft notwendig er- 
scheinen. 


Miete von Gebäuden für Dienstzwecke 

14 . Einige Bundesressorts sind verstärkt dazu über- 
gegangen, Verträge mit Dritten abzuschließen, in 
denen sie diese verpflichten, nach Angaben der 
Bundesverwaltung bauliche Anlagen, wie Lager- 
hallen und Verwaltungsgebäude, zu errichten und 
dem Bund mietweise zu überlassen. In einigen 
Fällen werden Gebäude auf diese Weise auf bun- 
deseigenem CJelände errichtet. Die Verwaltung muß 
sich dann besonderer Rechtsformen bedienen, um 
ihr Eigentum nutzen zu können (z. B. Einräumung 


eines Erbbaurechtes an die privaten Bauherren und 
Vermietung des Gebäudes von ihnen an die Bundes- 
republik). 

Diese Art, den Bedarf an Neubauten zu decken, 
wird z. T. damit begründet, daß die zuständigen 
Bau Verwaltungen entlastet werden sollten. 

15 . So ist im Dezember 1962 ein Privatmann ver- 
pflichtet worden, vier heizbare Lagerhallen mit rd. 
15 000 qm Lagerfläche sowie mit Büro- und Sozial- 
räumen nach einer eingehenden Baubeschreibung 
eines Bundesressorts zu errichten und auf die Dauer 
von fünf Jahren an den Bund zu vermieten. Falls der 
Vertrag nicht gekündigt wird, verlängert sich das 
Mietverhältnis jeweils um ein Jahr. Die Hallen 
wurden im August 1963 fertiggestellt. Für den Bau 
hat der Vermieter nach seinen Angaben rd. 4 850 000 
DM auf ge wendet. Der Mietzins beträgt jährlich 
440 000 DM. Es ist vereinbart, daß bei käuflichem 
Erwerb des Mietobjekts mindestens 30 v. H. der 
gezahlten Mieten auf den Kaufpreis angerechnet 
werden. Seit einiger Zeit wird der Kauf vorbe- 
reitet. 

In einem anderen Fall hat ein Ressort entsprechende 
Vereinbanmgen über ein größeres Verwaltungs- 
gebäude getroffen, das Anfang 1963 bezogen wor- 
den ist. Die Jahresmiete beträgt rd. 500 000 DM. Das 
Ressort hat sich Vorbehalten, das Gebäude nach fünf 
Jahren zu erwerben. 

Ein anderes Ressort beabsichtigt, auf einem hundes- 
eigenen Grundstück durch eine Gesellschaft mehrere 
Dienstgebäude im Wert von rd. 4 Mio DM bauen zu 
lassen. Die Bauverwaltimg übernimmt die Archi- 
tektenleistungen. Die geschäftliche Oberleitung und 
die Finanzierung sind Sache der Gesellschaft. 

Schließlich wird in einem Fall ein Betriebsgebäude 
auf bundeseigenem Gelände von einer Versiche- 
rungsgesellschaft errichtet, für die ein Erbbaurecht 
für die Dauer von 35 Jahren bestellt worden ist. Die 
Kosten werden sich nach dem derzeitigen Stand auf 
mehr als 17 Mio DM belaufen. Die Jahresmiete soll 
8,5 V. H. der Baukosten betragen. Bis zur Fertig- 
stellung des Gebäudes zahlt die Verwaltung für die 
bereits aufgewandten Baugelder 6,75 v. H. Zinsen. 

Aus den Haushaltsplänen sind diese Vorhaben nicht 
ersichtlich. 

16 . Die bisherigen Prüfungsfeststellungen geben 
noch keinen Aufschluß über die Wirtschaftlichkeit 
des Verfahrens. Der Bundesrechnungshof hat jedoch 
gegen die haushaltsmäßige Behandlung der Maß- 
nahmen Bedenken. In den Haushaltsplänen ist nicht 
immer erkennbar, daß in den Ansätzen für die Be- 
wirtschaftung von Dienstgrundstücken und Dienst- 
räumen auch Mieten für noch zu errichtende Dienst- 
gebäude enthalten sind, die herkömmlicherweise 
von der Bundesverwaltung als eigene Bauten errich- 
tet werden und dann in den Entwurf des Haus- 
haltsplans einzeln eingestellt werden müssen. Die 
gesetzgebenden Körperschaften sind daher auch 
nicht in der Lage zu prüfen, ob die Ausweitung von 
Behörden erwünscht ist, ob derartige Vorhaben in 
konjunkturpolitische Maßnahmen einbezogen wer- 
den sollen, und ob die aus der Mietzahlung ent- 
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stehende Dauerbelastung zu vertreten ist. Der Bun- 
desredinungshof hält es deshalb für erforderlich, 
daß der Haushaltsgesetzgeber mindestens in den 
Erläuterungen darüber unterrichtet wird, in welchem 
Umfang in den Ansätzen Mieten für Gebäude ent- 
halten sind, die erst errichtet werden sollen. 

Eine Entlastung der Bauverwaltung kann auch durch 
die Einschaltung freischaffender Mitarbeiter für ge- 
eignete Teilleistungen erreicht werden. 

Im übrigen dürfen die Verträge nur abgeschlossen 
werden, wenn * Bindungsermächtigungen entweder 
in den Haushaltsplan aufgenommen oder — in drin- 
genden Ausnahmefällen — durch den Bundes- 
minister der Finanzen erteilt worden sind, soweit 
es sich nicht um im Rahmen der laufenden Ver- 
waltung abgeschlossene, ihrer Natur nach regel- 
mäßig wiederkehrende Verträge handelt (§ 45 b 
Abs. 3 RHO). 


Bauwesen 

17 . Der Bundesrechnungshof hatte in den vergan- 
genen Jahren Anlaß, auf Mängel bei der Vorberei- 
tung von Bauvorhaben hinzuweisen (vgl. die Denk- 
schrift vom 30. Oktober 1962 unter Nr. 26 a, b, d 
und 27 sowie die Denkschrift vom 22. Dezember 
1964 unter Nr. 69 bis 74), 

Die Ergebnisse der Prüfungen aus jüngster Zeit 
lassen den Schluß zu, daß sich die Tendenz, einen 
Bau nach unzureichender Vorbereitung zu begin- 
nen oder sich über Vergaberegeln hinwegzusetzen, 
offenbar verstärkt hat. Pläne, Kostenberechnungen 
und Ausschreibungsunterlagen sind vielfach unge- 
nau; z. T. fehlen wesentliche Bestandteile. Je bedeu- 
tender und schwieriger ein Bauwerk ist, desto eher 
scheinen Bauherren und Ausschreibende dazu zu 
neigen, größere Bauleistungen freihändig ohne 
Wettbewerb oder zu Pauschalpreisen ohne genaue 
Bestimmung der Einzelleistungen nach Art und Um- 
fang zu vergeben. 

Die Nichtbeachtung von Vorschriften und das Ab- 
weichen von notwendigen Grundsätzen wird über- 
wiegend mit „Zeitnot" oder „Zeitdruck" begründet. 
Diese Einstellung ist bei vielen Bauherren zu be- 
merken; es fällt jedoch auf, daß juristische Per- 
sonen des öffentlichen und privaten Rechts, die Zu- 
wendungen vom Bund erhalten, besonders geneigt 
sind, in dieser angeblich zeitgemäßen Art der Bau- 
vorbereitung zu verfahren. 

Die folgenden besonders schwerwiegenden Bei- 
spiele dienen der Veranschaulichung. Sie sollen auch 
die ständige Forderung des Bundesrechnungshofes, 
jedes Bauwerk erschöpfend und wirtschaftlich zu 
planen, die Bauleistungen klar und umfassend aus- 
zuschreiben und sie nach technischen und wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten vorteilhaft zu vergeben, 
noch verständlicher machen. 

18 . Eine Gesellschaft, die neuartige technische Auf- 
gaben hat, beabsichtigt, ein umfangreiches Bauvor- 


haben durchzuführen. Nach dem gegenwärtigen 
Stand wird der Bund die gesamten Kosten tragen. 

Rohbau und Ausbau von neuen Bauteilen (sogen, 
konventioneller Teil) mit geschätzten Kosten von 
rd. 10 Mio DM sollten zu Pauschalpreisen vergeben 
werden. Hierfür wurde eine öffentliche Ausschrei- 
bung veranstaltet. Kurz vor Ablauf der Angebots- 
frist hat der Bundesrechnungshof die Verdingungs- 
unterlagen eingesehen. Dabei hat er erhebliche 
Mängel festgestellt. 

Die Bewerber hatten für die Kalkulation Leistungs- 
verzeichnisse und Zeichnungen im Maßstab 1 : 200 
erhalten. Die statischen Berechnungen hatten die 
Bewerber selbst aufzustellen; die Kosten dafür 
hatten sie in ihre Preise einzukalkulieren. Die Lei- 
stungsverzeichnisse, die meist von Baufirmen aus- 
gearbeitet worden waren, waren lückenhaft. Der 
überwiegende Teil der Massenansätze für die Erd-, 
Maurer-, Beton-, Stahlbeton-, Installations- und 
Dachdeckerarbeiten war nur grob ermittelt worden. 
Viele notwendige Bauleistungen waren zum Teil 
überhaupt nicht, zum Teil mehrfach erfaßt; mit 
zahlreichen Nachtrags Vereinbarungen zu höheren 
Preisen hätte deshalb gerechnet werden müssen. 
Die Zeichnungen waren als Ausfühningszeichnun- 
gen nicht geeignet. Sie konnten auch nicht als 
Grundlage für statische Berechnungen dienen. 

Hiernach war die Planung noch nicht so weit ge- 
diehen, daß die Bauleistungen hätten ausgeschrie- 
ben werden dürfen. Für eine Vergabe zu Pauschal- 
preisen fehlten die Voraussetzungen. 

Die Feststellungen des Bundesrechnungshofes waren 
Anlaß, die Angelegenheit mit allen Beteiligten, 
nämlich der Gesellschaft, den betroffenen Bundes- 
ressorts und der beteiligten Landesbau Verwaltung, 
zu erörtern. Die Ausschreibung wurde anschließend 
aufgehoben. Die Planung soll nunmehr vervollstän- 
digt werden; an eine Vergabe zu Pauschalpreisen 
ist nicht mehr gedacht. 

19 . Eine andere den gleichen Zwecken dienende 
Gesellschaft hat seit dem Rechnungsjahr 1959 vom 
Bund erhebliche Zuschüsse für den Bau und die 
Einrichtung der für ihre Aufgaben notwendigen An- 
lage erhalten. 

Die Bauleistungen im Wert von rd. 9,9 Mio DM für 
acht Gebäude eines ersten Bauabschnitts sind über- 
wiegend, nämlich im Wert von rd. 5,34 Mio DM, 
freihändig ohne Einholen mehrerer Angebote, also 
unter Ausschluß eines Wettbewerbs, vergeben wor- 
den. 

Der Unternehmer, der im Januar 1960 als Mindest- 
fordernder unter sechs Bietern den Auftrag für den 
Rohbau des Verwaltungs gebäudes erhalten 
hatte, wurde in der Zeit von Juli bis Dezember 1960 
ohne weiteren Wettbewerb mit der Ausführung der 
Rohbauarbeiten für fünf Instituts gebäude und 
zwei Werkstatt gebäude einschließlich der 
Außenanlagen und einiger zusätzlicher Leistungen 
im Wert von rd. 3 Mio DM beauftragt, wobei die 
z. T. sehr hohen Preise für das Verwaltungsgebäude 
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als Richtpreise vereinbart worden sind. Die Gesell- 
schaft hat dieses Verfahren mit Eilbedürftigkeit und 
damit begründet, daß nur eine auf der Baustelle 
schon tätige Firma Gewähr für die Einhaltung der 
Termine habe bieten können. 

Das Leistungsverzeichnis für den Rohbau des Ver- 
waltungsgebäudes war unzureichend. Wichtige 
Positionen fehlten ganz; bei anderen waren die 
Massen zu niedrig angegeben, so daß sich bei der 
Abrechnung Erhöhungen — bis zu 1400 v. H. — 
gegenüber dem Leistungsverzeichnis ergaben. 

Der Bundesrechnungshof hat die freihändige Ver- 
gabe und das unzureichende Leistungsverzeichnis 
beanstandet. Er hat vor allem Bedenken dagegen 
erhoben, daß die z. T. sehr hohen Preise für das 
Verwaltungsgebäude den Aufträgen über die sich 
anschließenden Bauleistungen als Richtpreise zu- 
grunde gelegt worden sind. Er hat den zuständigen 
Bundesminister darauf hingewiesen, daß bei allen 
Teilbauten die Preise für die Rohbauarbeiten über- 
wiegend in einem auffälligen Mißverhältnis zu den 
Bauleistungen stehen, und deshalb eine Preisprüfung 
durch die für die Preisbildung und Preisüberwachung 
zuständige Behörde nach der Verordnung PR 
Nr. 8/55 verlangt. 

Die Stellungnahmen des Bundesministers und das 
Ergebnis der Preisprüfung stehen noch aus. 


20 . Eine Stiftung des öffentlichen Rechts hat für 
den Bau ihres Forschungszentrums seit dem Rech- 
nungsjahr 1964 größere Zuwendungen durch den 
Bund erhalten. 

Für den Bau von fünf Gebäuden der sogenannten 
ersten Betriebsstufe, die als Provisorium gedacht 
ist, hatte sie 4,5 Mio DM veranschlagt. Der von ihr 
beauftragte Architekt hatte wegen „Zeitnot“ und 
angeblicher Preiswürdigkeit gegenüber der her- 
gebrachten Bauweise ein Verfahren mit Fertigbau- 
teilen auf der Grundlage einer „Generalspezifika- 
tion" nach „amerikanischem Vorbild" gewählt. Er 
hatte zunächst eine größere Anzahl von Firmen 
gefragt, ob sie sich an einer entsprechenden Aus- 
schreibung beteiligen wollten. Von fünf interessier- 
ten Bewerbern kamen zwei in die engere Wahl. Ihre 
Angebote waren aber wegen ihrer Verschieden- 
artigkeit in konstruktiver Hinsicht nicht vergleich- 
bar. Eine der beiden Firmen erhielt den Auftrag über 
die schlüsselfertige Errichtung von vier Gebäuden 
zum Preise von rd. 3 243 000 DM, die andere einen 
gleichartigen Auftrag für ein Gebäude zum Preise 
von rd. 753 000 DM. 

Vertragsbestandteile waren neben der VOB im 
wesentlichen Entwurfspläne im Maßstab 1 ; 100 und 
ergänzende Erläuterungen. Diese Unterlagen ent- 
sprechen noch nicht einmal den Voraussetzungen, 
die bei der Einstellung von Ausgaben für bauliche 
Unternehmungen in den Haushaltsplan erfüllt sein 
müssen (§14 RHO). Die in Strich technik gefertigten 
Pläne enthalten im wesentlichen die Außenmaße, die 
Angaben der Raumflächen und der Beleuchtungs- 


werte. Die ergänzenden Erläuterungen zu den Plan- 
unterlagen sind in vielen Punkten so allgemein 
gehalten, daß Umfang, Art und Qualität der Bau- 
leistungen im einzelnen nicht zu erkennen sind. 
Ausführliche Zeichnungen im Maßstab 1 : 50 wur- 
den erst nach der Vergabe angefertigt. 

Bei der Abrechnung hat sich gezeigt, daß die man- 
gelhafte Bauvorbereitung zu hohen Mehrkosten ge- 
führt hat. 

Die Firma, die den Auftrag über vier Gebäude hatte, 
berechnete für ihre Leistungen nicht den verein- 
barten Preis von rd. 3 243 000 DM, sondern rd. 
5 578 000 DM, also etwa 70 v. H. mehr. Diese Er- 
höhung beruhte auf Auflagen, die die Bauaufsichts- 
behörden wegen mangelnder Planungsreife erst nach 
der Ausschreibung machen konnten, auf Anderungs- 
wünschen nach der Vergabe, auf Mehrleistungen, 
die durch Anordnungen des Architekten in funk- 
tioneller und gestalterischer Hinsicht entstanden 
sind, auf Nachforderungen von Leistungen, die nicht 
in der Leistungsbeschreibung enthalten waren, und 
auf zweifelhaften und unberechtigten Forderungen, 
die aus der unklaren Vertragsgestaltung herge- 
leitet wurden. 

Die Leistungen dieses Unternehmers waren in gro- 
ßem Umfang mangelhaft. Das gilt vor allem für die 
Fertigteile für die Innenwände sowie für die Fuß- 
böden, Türen, Treppen, Anstriche und Installa- 
tionen. Der Bau des anderen Unternehmers da- 
gegen wies bei geringer Kostenüberschreitung nur 
unwesentliche Mängel auf. Das unterschiedliche Er- 
gebnis ist mit darauf zurückzuführen, daß die eine 
Firma etwa 80 v. H. der Leistungen an Nachunter- 
nehmer weiterveiyab, während die andere gerade 
diesen Anteil im eigenen Betrieb ausgeführt hat. 

Der Bundesrechnungshof hat das Vergabeverfahren, 
das sich in keines der möglichen Verfahren nach 
der VOB einordnen läßt, beanstandet. Er hat darauf 
hingewiesen, daß eine Vergabe nach „General- 
spezifikation" nur dann vertretbar ist, wenn Art, 
Umfang und Qualität der einzelnen Leistungen 
vorher genau bestimmt werden, Änderungen wäh- 
rend der Bauausführung ausgeschlossen sind, ein 
ausreichender Wettbewerb stattfindet und der Auf- 
tragnehmer den überwiegenden Teil der Leistungen 
selbst ausführt. 

Der Bundesrechnungshof hat vorgeschlagen, beim 
Bau der sogenannten Endstufe solche und ähnliche 
Verfahren nicht mehr anzuwenden und die Landes- 
bauverwaltung früher und stärker als bisher einzu- 
schalten. Der zuständige Bundesminister hat die 
Auffassung des Bundesrechnungshofes geteilt und 
seine Bemühungen unterstützt. Die Stiftung ist der 
Anregung nachgekommen. Das Finanzministerium 
des Landes hat bereits entsprechende Nachricht er- 
teilt. 

Der Unternehmer, dessen Leistungen zu einem gro- 
ßen Teil mangelhaft waren, hat zu erkennen ge- 
geben, er werde auf einen Teil seiner Forderungen 
vergleichsweise verzichten. Die Verhandlungen dar- 
über sind noch nicht abgeschlossen. 
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Die Abrechnung und die abschließende Rechnungs- 
prüfung durch den Bundesrechnungshof werden mit 
erheblichen Schwierigkeiten verbunden sein. 


21 . Eine Behörde hat mit Genehmigung des zu- 
ständigen Bundesministers den Erweiterungsbau 
eines Betriebsgebäudes unter folgenden Verein- 
barungen vergeben: 

Ein Konzernunternehmen übernimmt es, die von 
der Behörde begonnene Planung fortzuführen, den 
Bau als Generalunternehmer zu errichten und 
schlüsselfertig zu übergeben sowie die örtliche Bau- 
aufsicht auszuüben. Es verpflichtet sich, von diesen 
Aufgaben die Planung und die örtliche Bauaufsicht 
durch ein anderes Unternehmen desselben Konzerns 
ausführen zu lassen. Der Gesamtpreis darf die 
Summe von rd. 16 Mio DM nicht übersteigen; aus- 
genommen davon sind Kosten, die durch Lohn- und 
Gehaltsänderungen, nachträgliche Forderungen des 
Bauherrn und zusätzliche Leistungen „im Sinne der 
VO PR 8/55" hervorgerufen werden. Das Entgelt 
für die Eigenleistungen der beiden Konzernbetriebe 
wird aus den Selbstkosten ermittelt, da ein Wett- 
bewerb nicht stattgefunden hat. 

Der Bau ist inzwischen fertiggestellt worden, die 
Rechnungslegung und die Prüfung durch den Bun- 
desrechnungshof stehen noch aus. Gleichwohl kann 
schon jetzt festgestellt werden, daß die Art der Ver- 
gabe von Architekten-, Ingenieur- und Bauleistun- 
gen in dieser Weise bedenkich ist, insbesondere 
weil sich der Bauherr wesentlicher Kontrollrechte 
begibt. 

Bei der Rechnungsprüfung wird auch untersucht 
werden, ob die Gründe, die für das Abweichen von 
dem Grundsatz des Wettbewerbs bei der Vergabe 
von Bauaufträgen angegeben werden, stichhaltig 
sind. 


22 . Der Bundesrechnungshof weist angesichts sol- 
cher und ähnlicher Fälle die von ihm geprüften 
Stellen immer wieder auf die wesentlichen Gesichts- 
punkte hin, die bei der Ausschreibung und Vergabe 
zu beachten sind: 

Im Zeitpunkt der Ausschreibung soll klar sein, 
was und wie gebaut wird; spätere Planungsände- 
rungen sind möglichst zu vermeiden. 

Der Wettbewerb schafft annehmbare Preise und 
gibt dem Ausschreibenden die Möglichkeit der 
Auswahl nach wirtschaftlichen und technischen 
Gesichtspunkten. Der Vorrang der öffentlichen 
Ausschreibung besteht nach wie vor (§ 46 RHO, 
§ 3 Ziff. 2 VOB/A). 

Die Verdingungsunterlagen müssen so genau und 
umfassend sein, daß jeder Bieter ohne ungewöhn- 
liches Risiko kalkulieren kann und der Ausschrei- 
bende vergleichbare und annehmbare Angebote 
erhält. Bei der Vergabe an Generalunternehmcr, 
die als Ausnahme angesehen werden muß, ist die 


Beschreibung der Leistung besonders sorgfältig 
abzufassen. Es ist Wert darauf zu legen, daß der 
Generalunternehmer möglichst viele Bauleistun- 
gen selbst ausführt, damit Mehrkosten und son- 
stige Nachteile bei Einschaltung von Nachunter- 
nehmern vermieden werden. 

Beim Bau mit Fertigteilen oder beim Montagebau 
ist den Bietern jede Gelegenheit zu geben, Neben- 
angebote und Abänderungsvorschläge zu machen. 

Von Bauunternehmern und Handwerksbetrieben 
sollten möglichst keine Leistungen verlangt werden, 
die nicht zu den Bauleistungen gehören. Das gilt vor 
allem für Vorleistungen, wie Planung, statische Be- 
rechnungen, Aufstellen von Leistungsverzeich- 
nissen u. ä. Wenn der Auftraggeber diese Auf- 
gaben schon nicht selbst erfüllen kann, sollte er 
damit freischaffende Mitarbeiter oder Spezialfirmen 
beauftragen, die nicht an der nachfolgenden Aus- 
schreibung für die Bauleistungen beteiligt sind. 

Der Zuschlag auf ein Angebot bedeutet den Beginn 
der Zusammenarbeit zwischen Bauherrn und Bau- 
ausführendem. Deshalb muß das Verfahren, das zum 
Abschluß des Bauvertrages führt, in jeder Hinsicht 
korrekt sein. Andernfalls wird das Vertrauen des 
Bieters, der davon ausgeht, daß bei Ausschreibun- 
gen für öffentliche oder mit öffentlichen Mitteln 
finanzierte Bauten die in der VOB/A enthaltenen 
Regeln beachtet werden, enttäuscht. Das kann zu 
Nachteilen für den Bauherrn führen. 


Zur Personallage bei den obersten Bundesbehörden 

23 . Die bei den obersten Bundesbehörden bestehen- 
den Personalschwierigkeiten werden sich in Zukunft 
erheblich verschärfen. Bisher bestand zwischen den 
Einstufungen der Beamten bei den obersten Bun- 
desbehörden und den obersten Landesbehörden ein 
durch die unterschiedlichen Aufgaben bedingtes 
ausgewogenes Verhältnis. Dieses Gefüge ist gestört. 
Infolge gesetzlicher und haushaltsmäßiger Regelun- 
gen hat ein großer Teil der Ministerialbeamten der 
Länder die des Bundes in der Höhe ihrer Bezüge 
nicht nur eingeholt, sondern z. T. erheblich über- 
holt, obwohl sich der Inhalt der Aufgaben bei den 
obersten Behörden des Bundes und der Länder 
nicht geändert hat. Darüber hinaus ist der besol- 
dungsmäßige Abstand der bei nachgeordneten Lan- 
des- und Bundesbehörden tätigen Beamten zu denen 
der Zentralinstanz des Bundes weitgehend besei- 
tigt worden. 


24 . Die meisten Länder haben in letzter Zeit durch 
Änderung der Besoldungsgesetze in erheblichem 
Ausmaß bestimmte Ämter entweder mit Zulagen 
ausgestattet oder höheren Besoldungsgruppen zu- 
geordnet sowie neue Beförderungsämter, wie die des 
Leitenden Ministerialrats und des Oberamtsrats, 
eingerichtet. Die damit für die Beamten der obersten 
Landesbehörden geschaffenen Beförderungsmöglich- 
keiten ergeben sich aus der nachfolgenden Über- 
sicht: 
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Besoldungsgruppe 

^ Amt 

Land 

Höherer Dienst 

B 3 

Ltd. Ministerialrat *) 

1 

Hessen 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 


Ministerialrat 

Bayern 


Ltd. Regierungsdirektor 

Hamburg 

Gehobener Dienst 

A 14 ' 

Verwaltungsoberrat 

Niedersachsen 

A 13/A 13 a 

Verwaltungsrat 

Niedersachsen 

A 13 

Oberamtsrat 

Baden-Württemberg 

A 12 a 

Oberamtsrat 

Rheinland-Pfalz 

A 12 m. Zulage 

Verwaltungsrat 

Hamburg 

A 12 m. Zulage 

Oberamtsrat 

Bayern 

Schleswig-Holstein 

A 12 fn, Zulage 

Amtsrat 

Hamburg 

Hessen 

Nordrhein-Westfalen 


*) Soweit dieser in einzelnen Ländern als Gruppenleiter eingesetzt wird, ist er nicht dem Unterabteilungsleiter 
(Ministerialdirigenten) in einem Bundesministerium vergleichbar; denn dem Gruppenleiter sind z. B. in Nordrhein- 
Westfalen i. D. ungefähr nur 4,5 Kräfte des höheren Dienstes unterstellt, dem Unterabteilungsleiter in einem 
Bundesministerium dagegen meist 20 bis 25. 


25 . Auch über die Haushalte haben die Länder 
die Stellenverhältnisse verbessert. Sie haben vor 
allem eine Regelbeförderung in das erste Beförde- 
rungsamt (Oberamtsgehilfe, Sekretär, Oberinspek- 
tor, Oberregierungsrat) eingeführt und die Zahl der 
zweiten und dritten Beförderungsämter (z. B. Amt- 
mann/Amtsrat, Regierungsdirektor/Ministerialrat) 
vermehrt; die Länder Niedersadisen und Rheinland- 
Pfalz haben darüber hinaus beim einfachen Dienst 
die Regelbeförderung auch in das zweite Beförde- 
rungsamt vorgesehen. Außerdem haben einzelne 
Länder die Ministerialzulage angehoben, die beim 
Bund seit 1953 unverändert ist. 

Bei dieser Sachlage sind befähigte Beamte des ge- 
hobenen und höheren Dienstes, die nach Tätigkeit 
bei Orts- und Mittelbehörden ministerielle Erfah- 
rung bei obersten Landesbehörden gewonnen haben, 
kaum mehr geneigt, eine Beschäftigung bei obersten 
Bundesbehörden anzustreben. 

Schließlich sind auch die Beförderungsstellen bei 
den Orts- und Mittelbehörden vermehrt worden. 
Beispielsweise gilt in Baden-Wüttemberg für den 
gehobenen Dienst in Mittelbehörden folgender 
Stellenschlüssel: 

A9: AlO: All : A 12 == 5 : 35 : 40 : 20 v. H. 

Der entsprechende Schlüssel in Nordrhein-Westfalen 
lautet zur Zeit: 

A9 + A 10 : A 11 : A 12 -= 75 :20 :5 v.H.; 
dieses Verhältnis soll nach einem Vorschlag der 
Landesregierung im Haushaltsjahr 1966 auf 


55 : 35 : 10 verbessert werden. Auch bei den nach- 
geordncten Behörden des Bundes sind bereits die 
Stellenpläne verbessert worden. So hat sich in den 
Jahren 1960 bis 1965 im Geschäftsbereich eines Bun- 
desministeriums die Zahl der Oberamtmann-Stellen 
von 412 auf 1044, im Geschäftsbereich eines weiteren 
von 276 auf 902 erhöht. Aus diesen Gründen sind 
selbst Angehörige nachgeordneter Landes- und Bun- 
desbehörden nicht mehr ohne weiteres bereit, zu 
Bundesministerien überzutreten und damit lang- 
wierige Wohnungssuche, getrenntes Leben der 
Familie, Schulschwierigkeiten, Veränderungen in den 
Lebensverhältnissen, die schwierigere Tätigkeit in 
der Zentralinstanz u. ä. in Kauf zu nehmen. 

26 . Alle diese Maßnahmen haben zur Folge, daß es 
für die obersten Bundesbehörden immer schwieri- 
ger wird, geeingeten Nachwuchs aus der eigenen 
Außenverwaltung und aus den Ländern zu gewin- 
nen. Angesichts dieser Entwicklung, die nicht mehr 
rückgängig gemacht werden kann, sind nunmehr 
besoldungsrechtliche und haushaltsmäßige Sofort- 
maßnahmen notwendig, damit die obersten Bundes- 
behörden ihre leistungsfähigen Kräfte halten und 
den Bedarf an qualifiziertem Nachwuchs decken 
können. Die in dieser Richtung von der Bundes- 
regierung vorbereiteten Maßnahmen werden von 
mir unterstützt. Die hierfür erforderlichen Mehr- 
ausgaben könnten durch Einschränkung minderwich- 
tiger öffentlicher Aufgaben, durch Straffung des Ge- 
schäftsbetriebes und durch Verzicht auf dadurch ent- 
behrliches Personal wieder eingespart werden. 
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Besondere Prüfungsergebnisse 


Auswärtiges Amt 

(Einzelplan 05) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 05 02) 

Pflege kultureller Beziehungen zum Ausland 

(Titel 302 für die Rechnungsjahre 1962 bis 1964) 

Befreiung von Einfuhrabgaben 

27. Verschiedene Maßnahmen, die im Rahmen der 
Pflege kultureller Beziehungen zum Ausland durch- 
geführt werden, sind mit Lieferungen von Gütern 
aus der Bundesrepublik verbunden. Es handelt sich 
u. a. um die Ausstattung und Ausrüstung von In- 
stituten und um Baumaterialien. Der Zweck der Zu- 
wendung ist mitunter dadurch beeinträchtigt wor- 
den, daß die Befreiung der Güter von Einfuhr- 
abgaben nicht oder nicht rechtzeitig sichergestellt 
war, so daß Verzögerungen oder zusätzliche finan- 
zielle Belastungen entstanden. 

Ende 1963 hat das Auswärtige Amt einem deutschen 
Hospitalverein in einem überseeischen Entwick- 
lungsland, das von der Bundesrepublik laufend mit 
erheblichen Leistungen unterstützt wird, eine Zu- 
wendung von 125 000 DM für die Beschaffung einer 
Röntgenanlage in dem von ihm betriebenen Kran- 
kenhaus gewährt. Die deutsche Lieferfirma hat die 
Anlage noch im Monat Dezember 1963 an eine Spe- 
ditionsfirma in einer Hafenstadt zur Verschiffung 
versandt. Nach einem Bericht des örtlich zuständigen 
Konsulats vom Januar 1965 konnte die Anlage bis 
dahin nicht in Betrieb genommen werden, weil die 
Zollbehörden des Landes die Anlage noch nicht 
freigegeben hatten. Nach weiteren Berichten waren 
zu diesem Zeitpunkt andere Geräte und Ausstat- 
tungsgegenstände für das Krankenhaus, die aus 
einer im Herbst 1962 bewilligten Zuwendung von 
120 000 DM gekauft, jedoch z. T. erst später aus der 
Bundesrepublik geliefert worden sind, ebenfalls 
noch nicht freigegeben. 

In einem anderen Fall hat das Auswärtige Amt im 
Dezember 1964 Einfuhrabgaben im Betrage von 
265 000 DM an die Finanzbehörden eines europä- 
ischen Landes für Baumittel und Einrichtungsgegen- 
stände zahlen lassen, die aus der Bundesrepublik 
eingeführt und für den Neubau und den Umbau 
von zwei deutschen Kulturinstituten bestimmt 
waren. 

Der Bundesrechnungshof hat beim Auswärtigen Amt 
angeregt, die Befreiung von Einfuhrabgaben für die 
in Rede stehenden Lieferungen generell oder im 


Einzelfall rechtzeitig sicherzustellen. Er beabsich- 
tigt, die Angelegenheit weiterzuverfolgen und hat 
deshalb um Unterrichtung gebeten, inwieweit die 
Befreiung bei Maßnahmen zur Pflege kultureller 
Beziehungen zum Ausland bisher nicht erreicht wer- 
den konnte. Insoweit werden dann unter Umständen 
grundsätzliche Überlegungen erforderlich sein. 

Vorzeitige Zahlung und zweckwidrige Verwendung 
von Zuwendungen nach § 64 a RHO 

28. Das Auswärtige Amt hat Zuwendungen ver- 
schiedentlich früher ausgezahlt, als sie von den Zu- 
wendungsempfängern zur Erfüllung fälliger Ver- 
pflichtungen benötigt wurden. Es hat die Verwen- 
dung der Beträge nicht immer ausreichend über- 
wacht und die Rückforderung nicht benötigter Be- 
träge verspätet eingeleitet. 

So sind Ende 1961 und Anfang 1962 drei Zuwen- 
dungen über 45 000, 60 000 und 100 000 DM sofort 
nach Anerkennung der Bewilligungsbedingungen 
gezahlt worden, ohne daß geprüft worden war, wann 
die Gelder benötigt wurden. Die Empfänger haben 
die Beträge nach eindreiviertel bis zwei Jahren zu- 
rückgezahlt, weil die beabsichtigten Vorhaben nicht 
durchgeführt worden waren. Der Betrag von 
100 000 M war sogleich nach Eingang als halb- 
jähriges Termingeld angelegt worden. 

In einem anderen Fall hat das Auswärtige Amt 
250 000 DM, die für Bauarbeiten in einem über- 
seeischen Krankenhaus bestimmt waren, im August 

1963 in einer Summe auf das innerdeutsche Bank- 
konto des Krankenhauses überwiesen. Ende Juli 

1964 waren davon erst rd. 10 000 DM ausgegeben 
worden. Im übrigen wurde erst in den folgenden 
Monaten über die Zuwendung verfügt. Auch in 
diesem Fall hatte der Empfänger die Beträge zu- 
nächst als Termingeld angelegt, und zwar je zur 
Hälfte bis zum 3. Juni und 3. September 1964. 

Für ein internationales Wohnheim, das in einer 
deutschen Universitätsstadt für Dozenten und Assi- 
stenten — auch aus Entwicklungsländern ■ — • errichtet 
werden soll, hat das Auswärtige Amt Ende 1963 
eine Zuwendung in Höhe von 700 000 DM bewilligt 
und Anfang Januar 1964 350 000 DM ausgezahlt, ob- 
wohl der Beginn der Baumaßnahmen vorerst noch 
nicht feststand, überdies war in diesem Fall nicht 
festgelegt worden, in welchem Verhältnis die vom 
Bund und von anderen Stellen zur Verfügung ge- 
stellten Beträge (rd. 1,5 Mio DM Zuwendung aus 
Landesmitteln, 1 Mio DM Mittel einer Stiftung, 
1 Mio DM Darlehen und 300 000 DM Spenden) in 
Anspruch zu nehmen sind. 

Es muß allgemein sichergestellt werden, daß Zuwen- 
dungen nicht vorzeitig ausgezahlt werden. 
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29 . Die Zuwendung für das Wohnheim hat auch 
aus anderen Gründen Anlaß zu Bedenken gegeben. 
So wurden die Rechte des Bundes nicht in der übli- 
chen Weise gesichert. Im April 1964 ergab sich, daß 
der Empfänger von dem ersten Teilbetrag rd. 270 000 
DM zweckwidrig für den Erwerb des Grundstückes, 
das er zur Verfügung stellen sollte, und für Hypothe- 
kenzinsen verausgabt hatte. Das Auswärtige Amt 
hat dem Zuwendungsempfänger zur Auflage ge- 
macht, den ersten Teilbetrag so bald wie möglich 
seinem Zweck entsprechend zu verwenden. 

Um die Jahreswende 1964/1965 ist die gesamte 
Planung in ein neues Stadium getreten, weil der 
Träger der Maßnahme eine Steigerung der Kosten 
des gesamten Projektes, zu dem auch ein Gemein- 
schaftshaus und ein Studentenheim gehören, von 
rd. 7,93 auf rd. 13,5 Mio DM angekündigt hat. Hin- 
sichtlich des Studentenheimes hält der Bundesniini- 
ster des Innern das Vorhaben deshalb nicht mehr 
für wirtschaftlich Und nicht für förderungswürdig 
im Sinne des Bundesjugendplanes. Das Auswärtige 
Amt hat aus diesem Sachverhalt keine Folgerungen 
gezogen. Zu den vom Bundesrechnungshof erhobe- 
nen Bedenken hat es noch nicht Steilung genommen. 

Förderung der UNESCO-Arbeit in der Bundes- 
republik; hier: Zuschuß an die Deutsche UNESCO- 
Kommission e. V. in Köln 

(Titel 676 a für die Rechnungsjahre 1961 und 1962) 

30 . Das Auswärtige Amt gewährt der „Deutschen 
UNESCO-Kommission e. V." laufende Zuschüsse, 
die sich in den Rechnungsjahren 1961 und 1962 auf 
390 000 und 351 000 DM beliefen. Aus den Zu- 
schüssen sollen alle Ausgaben gedeckt werden, die 
der Kommission in Erfüllung ihrer satzungsgemäßen 
Aufgaben entstehen. Hierzu gehören insbesondere 
die Beratung aller zuständigen deutschen Steilen in 
UNESCO-Angelegenheiten, die Mitarbeit an der 
Ausführung des Programms der UNESCO in der 
Bundesrepublik Deutschland und die Förderung des 
Interesses für internationale Zusammenarbeit im 
deutschen Volk. Aus dem Bundeszuschuß hat die 
Kommission deshalb auch ihren Anteil an den 
Kosten der deutschsprachigen Ausgabe einer monat- 
lich erscheinenden Zeitschrift gezahlt, die von einem 
ausländischen Verlag hergestellt und versandt wird. 
Diese Aufwendungen beliefen sich z. B. im Jahre 
1962 nach Abzug der Einnahmen auf rd. 53 000 DM. 
Darüber hinaus hat die Kommission dem Verlag in 
den Jahren 1961 und 1962 weitere rd. 9600 und 
9200 t)M gezahlt. Nach der Begründung auf den 
Rechnungen des Verlages soll damit die Lieferung 
von jeweils etwa 21 000 Werbeexemplaren der Zeit- 
schrift abgegolten worden sein. 

Die Rechnungsprüfung hat ergeben, daß die An- 
gaben nicht zutrafen. Die Kommission hat keine 
Werbeexemplare erhalten. Vielmehr sollten die zu- 
sätzlichen Zahlungen der finanziellen Unterstützung 
der UNESCO-Kommission eines anderen Landes die- 
nen. Für diesen Zweck waren die Zuwendungen 


aus dem Bundeshaushalt nicht bestimmt. Der Hin- 
weis auf die Werbeexemplare ist in den Rechnungen 
lediglich deshalb angebracht worden, damit der 
Sachverhalt verschleiert wurde. Das Auswärtige Amt 
hat gegen diese Maßnahmen der Kommission nichts 
unternommen. 

Der Bundesrechnungshof hat die zweckwidrige Ver- 
wendung im Dezember 1963 beanstandet. Das Aus- 
wärtige Amt hat die Beanstandung anerkannt und 
im Juli 1965 mitgeteilt, daß die zu Unrecht ge- 
zahlten Zuwendungen in vierteljährlichen Raten von 
3000 DM an den Bund zurückgezahlt werden. 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

(Kapitel 05 03 für das Rechnungsjahr 1964) 

Betriebsmittelversorgung 

31 . Auf Grund einer früheren Anregung hat das 
Auswärtige Amt im Frühjahr 1961 damit begonnen, 
die Auslandsvertretungen durch das Akkreditivver- 
fahren mit Betriebsmitteln zu versorgen. Dieses 
Verfahren ist vom Bundesminister der Finanzen 
und der Deutschen Bundesbank im Einvernehmen 
mit dem Auswärtigen Amt entwickelt worden. Die 
angeschlossenen Missionen decken ihren Bedarf 
direkt und kurzfristig auf Grund monatlich revol- 
vierender Akkreditive, die die Deutsche Bundesbank 
bei Banken in den Gastländern eingerichtet hat. Die 
hohen Geldbestände, die bei den sonst notwendigen 
Einzelüberweisungen im Girowege bis zur Höhe 
eines Monatsbedarfs bei den Auslands Vertretungen 
unvermeidbar waren, sind nicht mehr erforderlich. 
Bis zum Herbst 1964 waren etwa 128 der annähernd 
200 Auslandsvertretungen auf das neue Verfahren 
umgestellt. Die weitere Ausdehnung wird vom Aus- 
wärtigen Amt angestrebt. 

Der Bundesrechnungshof hat wiederholt festgestellt, 
daß die für das Verfahren geltenden Richtlinien 
nicht eingehalten worden sind. So haben einzelne 
Botschaften ohne Rücksicht auf den Bedarf den 
monatlichen Höchstbetrag des Akkreditivs in einer 
Summe abgehoben und auch die angeschlossenen 
konsularischen Vertretungen jeweils für einen zu 
langen Zeitraum mit Betriebsmitteln versorgt. Nach 
den Richtlinien soll jedoch der Geldbedarf der 
diplomatischen Vertretungen für längstens eine 
Woche, der der konsularischen Vertretungen für 
längstens zwei Wochen gedeckt werden. Die Inan- 
spruchnahme des Akkreditivs in voller Höhe hat 
bei einigen Missionen zu so hohen Beständen ge- 
führt, daß sie noch für den ganzen nächsten Monat 
ausreichten. So hat eine Botschaft im europäischen 
Bereich im 2. und im 3. Quartal 1964 den vollen 
Betrag des Akkreditivs von 200 000 DM je einmal 
am 8. April, 11. Juni, 11. Juli und 5. September in 
Anspruch genommen. 

Der Bundesrechnungshof hat das Auswärtige Amt 
gebeten, die Beachtung der Richtlinien für das 
Akkreditivverfahren sicherzustellen. 
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Bundesminister für Wirtschaft 

Haushaltsmittel aus dem Einzelplan 05 
(Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 05 02 für die Rechnungsjahre 1958 bis 1961) 

Förderung von entwicklungsfähigen Ländern 
(bilaterale und multilaterale Hilfsmaßnahmen) 

(Titel 669) 

32. Die Maßnahmen der Technischen Hilfe der Bun- 
desrepublik Deutschland für die Förderung von ent- 
wicklungsfähigen Ländern werden grundsätzlich in 
einem interministeriellen Refejrentenausschuß für 
Technische Hilfe beraten und beschlossen. Die Mit- 
tel, die zu ihrer Durchführung benötigt werden, sind 
bis 1961 im Einzelplan 05, seitdem im Einzelplan 23 
ausgebracht worden. Soweit die Maßnahmen zum 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft gehören, wer- 
den die Mittel vom Bundesminister für Wirtschaft 
bewirtschaftet, der das Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft mit der finanziellen Abwicklung der Ein- 
zelvorhaben, teilweise auch mit ihrer fachlidxen Vor- 
bereitung beauftragt hat. 

Der Bundesrechnungshof hat die Verwendung dieser 
Mittel erstmals 1962 beim Bundesminister für Wirt- 
schaft und beim Bundesamt örtlich geprüft. Er hat 
verschiedene Feststellimgen getroffen, die besonders 
für den Einsatz von Sachverständigen als Gutachter 
und Berater über den Ressortbereich hinausgehende, 
allgemeine Bedeutung haben. 

33. Die Vorhaben sind nicht immer befriedigend 
vorbereitet worden. So ist versäumt worden, für 
eine Gruppe von vier Sachverständigen, die ein Gut- 
achten über wirtschaftliche Entwicklungsmöglichkei- 
ten eines Entwicklungslandes zu erstatten hatte, mit 
der Regierung des Gastlandes ein Reiseprogramm 
aufzustellen imd geeignete Projekte zur Prüfung 
vorzubereiten. Die Vorbereitung mußte deshalb 
erst von den Sachverständigen selbst zeitraubend 
durchgeführt werden. Ein anderer Sachverständiger 
der sich auf Einladung des Staatspräsidenten zur 
Wirtschaftsberatung der Regierung im April 1961 
zwei Wochen in dem Entwicklungsland aufgehalten 
hat, kehrte ohne Ergebnis zurück, weil die maßgeb- 
lichen Vertreter des Landes wegen einer Regierungs- 
umbildung nicht zur Verfügimg standen. 

Der Bimdesrechnungshof hat gebeten, solche Arbei- 
ten künftig zusammen mit den zuständigen deut- 
schen Auslandsvertretungen vorbereiten zu lassen 
und Sachverständige erst zu entsenden, wenn alle 
Vorbereitungen abgeschlossen sind. 

Der Bimdesminister hat mitgeteilt, eine gründlichere 
Vorbereitung werde sich künftig ermöglichen lassen, 
nachdem inzwischen größere Erfahrimgen in der 
Technischen Hilfe vorlägen. Die Vorbereitungen 
könnten wesentlich erleichtert werden, wenn das 
Bundesamt in die Lage versetzt würde, mit den 
deutschen Auslandsvertretungen unmittelbar zu ver- 
kehren. Mit diesem Hinweis greift der Bundesmini- 
ster eine Empfehlung des Bundesrechnungshofes auf. 


34- Bisher laufen die häxifig nötig werdenden Rück- 
fragen des Bundesamts bei den deutschen Auslands- 
vertretungen in Entwicklungsländern und umge- 
kehrt über das Bundesministerium für Wirtschaft 
und über das Auswärtige Amt, während die Deut- 
sche Förderungsgesellschaft für Entwicklungsländer 
mbH (GAWI) in Frankfurt am Main, die mit der 
selbständigen Durchführung bestimmter Aufgaben 
betraut ist, mit den deutschen Auslandsvertretungen 
unmittelbar verkehren darf. Um die Maßnahmen zu 
beschleunigen und den Postweg abkürzen, hat der 
Bimdesrechnungshof empfohlen, im Einvernehmen 
mit dem Auswärtigen Amt gemäß § 71 Abs. 1 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministe- 
rien — Allgemeiner Teil — das Bundesamt zu er- 
mächtigen und gemäß Abs. 2 a. a. O. vom Auswärti- 
gen Amt die deutschen Vertretungen im Ausland 
ermächtigen zu lassen, im Rahmen der Entwick- 
lungshilfe alle Angelegenheiten, die keine den Mini- 
sterien vorbehaltenen Entscheidungen erfordern, un- 
mittelbar untereinander zu erledigen. Hierdurch 
köimte auch das Auswärtige Amt €irbeitsmäßig ent- 
lastet werden. Der Bundesminister für Wirtschaft 
hat sich der Empfehlung des Bimdesrechnungshofes 
angeschlossen. Das Auswärtige Amt jedoch hat dem 
vorgeschlagenen Verfahren bisher widersprochen 
mit der Begründung, die mit der GAWI getroffene 
Regelung habe sich als ausreichend erwiesen. Das 
Bundesamt könne sich bei der GAWI imterrichten, 
so daß es sachlich nicht erforderlich scheine, den un- 
mittelbaren Verkehr mit den Auslandsvertretungen 
im Rahmen der Technischen Hilfe auszudehnen. 

35. Die Verträge über Planungs-, Beratungs- und 
Gutachteraufträge enthalten im allgemeinen Auf- 
lagen, damit ihre ordnungsgemäße Durchführung ge- 
währleistet ist. Die Auflagen sollen nichtautorisierte 
Zusagen über Hilfen der Bxmdesrepublik Deutsch- 
land oder Äußerungen, die vom Entwicklungsland 
als solche Zusagen aufgefaßt werden könnten, unter- 
binden, die Vertraulichkeit der Gutachten und Be- 
richte sowie der gelegentlich ihrer Erarbeitung be- 
kanntgewordenen amtlichen Vorgänge wahren und 
die fristgerechte Erstellung der Gutachten gewähr- 
leisten. 

Ihre Durchsetzung bereitet den beteiligten Verwal- 
tungsstellen insgesamt ernste Schwierigkeiten. Der 
Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, daß 
Verstöße gegen die Auflagen die Hilfe gegenüber 
dem Entwicklungsland ernstlich beeinträchtigen und 
u. U, das deutsche Ansehen schädigen können. Er 
hat auf die große Bedeutung aller Auflagen und die 
naheliegende Gefahr hingewiesen, daß nichtäutori- 
sierte Zusagen oder Äußerungen, die als amtlich 
auf gef aßt werden, zu Wünschen der Entwicklungs- 
länder führen, denen sich die Bundesrepublik 
Deutschland kaum entziehen kann. Dazu hat der 
Bimdesrechnungshof empfohlen, in den Verträgen 
für den Fall, daß gegen die Auflagen verstoßen wird, 
als äußerstes, aber mitunter praktisch allein aus- 
sichtsreiches Mittel eine Vertragsstrafe vorzusehen. 

Der Bundesminister hat Sachverständige, die die Ver- 
traulichkeit verletzt hatten, gerügt. Er hat ferner 
mitgeteilt, er werde Vorsorge treffen, daß Gutachten 
und Berichte künftig so termingerecht abgegeben 


76 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/458 


werden, daß sie noch zeitnahe sind und ihren Zweck 
erfüllen können. Die die Vereinbarung von Ver- 
tragsstrafen betreffende Empfehlung hält er aber für 
zu weitgehend. Die Bedenken sollten aber nach der 
Ansicht des Bundesrechnungshofes nicht hindern, 
auch Vertragsstrafen zu vereinbaren. 

36 . Zu häufigen Wünschen von Entwicklungslän- 
dern gehören Gutachten über Rohstofferschließungs- 
vorhaben. Die Arbeiten zu solchen Gutachten glie- 
dern sich in geologische und in die darauf aufbauen- 
den Untersuchungen über Einzelheiten der industri- 
ellen Auswertung, der Produktion und des Absatzes. 
Die bisherige Praxis hat ergeben, daß die zweite 
Phase der Untersuchungen von dem Ergebnis der 
geologischen abhängig und nur sinnvoll ist, wenn 
nach deren Ergebnis die Möglichkeit einer industri- 
ellen Auswertung unzweifelhaft erscheint. Auf Vor- 
schlag des Bundesrechnungshofes hat der Bundes- 
ninister deshalb vorgesehen, Aufträge für Gutachten 
über Rohstofferschließungsvorhaben sowie ähnliche 
Arbeiten künftig grundsätzlich in zwei Phasen zu 
vergeben und Untersuchungen über Einzelheiten der 
industriellen Auswertung, der Produktion und des 
Absatzes von dem Ergebnis der Untersuchungen der 
Lagerstätten und der Rohstoffe abhängig zu machen. 

37 . Für Gutachten über die Einrichtung technischer 
Ausbildungsstätten in Entwicklungsländern und über 
damit zusammenhängende einzelne Maßnahmen 
werden häufig aktive Landesbeamte (Leiter und 
Lehrer deutscher technischer Lehranstalten) ein- 
gesetzt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Höhe der Honorare 
für Gesamtgutachten sowie für zusätzliche Feststel- 
lungen zu einem bereits vorliegenden Gutachten 
verschiedentlich beanstanden müssen. In einer Res- 
sortbesprechung beim Bundesminister des Innern am 
27. August 1963 wurde deshalb festgelegt, daß Lan- 
desbediensteten für die Anfertigung von Gutachten 
ein Honorar nur gewährt werden darf, wenn sie 
nach Rückkehr aus dem Entwicklungsland von ihrem 
Dienstherrn im Rahmen ihres Hauptamts nicht so- 
weit freigestellt werden, daß sie das Gutachten in- 
nerhalb der normalen Dienstzeit anfertigen können, 
sondern die Entwicklungshilfeaufgaben als Neben- 
tätigkeit ausüben müssen. 

Auf Grund dieses Ressortbeschlusses, der den Emp- 
fehlungen des Bundesrechnungshofes entspricht, 
hat dieser die Beanstandungen als erledigt ange- 
sehen. 

Der Bundesrechnungshof hat außerdem Honorarzah- 
lungen an Landesbeamte für die Teilnahme an Be- 
sprechungen und fachlichen Prüfungen im Bundes- 
gebiet, für Arbeiten im Zusammenhang mit der Un- 
terbringung von Personen aus Entwicklungsländern 
auf deutschen Ingenieurschulen und für die Auswahl 
von Fachbüchern auch dem Grund nach beanstandet, 
weil solche Arbeiten zum hauptamtlichen Arbeits- 
bereich dieser Beamten gehören. Er hat gebeten, 
möglichst bald mit den zuständigen Landesministe- i 
rien eine grundsätzliche Regelung über die Erledi- | 
gung solcher und ähnlicher Arbeiten zu treffen, | 
und zwar möglichst im Wege der Amtshilfe ohne l 
besondere Aufwendungen für den Bund. 


Der Bundesminister hat dem Bundesrechnungshof 
grundsätzlich darin zugestimmt, daß auf dem Gebiet 
der Entwicklungshilfe eine Reihe von Arbeiten im 
Wege der Amtshilfe ohne besondere Aufwendungen 
für den Bund durchgeführt werden könnten. Dazu 
hat er auf die Ende 1963 begonnenen Bemühungen 
des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit hingewiesen, in Sitzungen der Länderkommis- 
sion für Entwicklungshilfe die Zusammenarbeit zwi- 
schen Bund und Ländern in der personellen Hilfe 
zu besprechen. 

Der Bundesrechnungshof hat hierauf von der Weiter- 
verfolgung der Einzelfälle abgesehen und sich we- 
gen der grundsätzlichen Regelung des Einsatzes von 
Landesbediensteten für Aufgaben der Entwicklungs- 
hilfe unmittelbar mit dem Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit in Verbindung gesetzt. 
Dieser hält eine solche Regelung ebenfalls für not- 
wendig. Seine Verhandlungen mit den zuständigen 
Landesministerien sind noch nicht abgeschlossen. 


38 . Der Bundesrechnungshof hat schließlich bean- 
standet, daß einem als Gutachter eingesetzten Lan- 
desbeamten Kosten für einen Vertreter in einem 
anderen inländischen Nebenamt erstattet worden 
sind. Der Bundesrechnungshof hat dargelegt, daß 
es besonders bei Entsendung eines öffentlichen Be- 
diensteten nicht gerechtfertigt ist, diesem neben 
einem ohnehin mehrere Tausend DM betragenden 
Honorar noch zusätzlich Ersatz für entgangene Ver- 
gütungen aus einer anderen Nebentätigkeit zu 
leisten. 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, daß seit der Be- 
anstandung des Bundesrechnungshofes Entgelte für 
entgangene NebentätigkeiL nicht mehr vereinbart 
worden sind und auch künftig nicht mehr zugesagt 
werden. 


39 . Mit den Regierungen der Entwicklungsländer 
sind Partnerschaftsleistungen nicht immer in dem 
notwendigen Umfang vereinbart worden. In ande- 
ren Fällen haben die Entwicklungsländer die Ver- 
einbarungen nicht eingehalten. 

So hat die zuständige deutsche Botschaft bei Ent- 
sendung mehrerer Sachverständiger in ein Entwick- 
lungsland im Gegensatz zu den sonst üblichen 
Abmachungen nicht bei der Regierung des Entwick- 
lungslandes beantragt, die Reisekosten der Sachver- 
ständigen im Gastland als Partnerschaftsleistung zu 
übernehmen. Nach Ansicht der Botschaft war dies 
der Regierung nicht zuzumuten, weil auch andere 
Länder es von ihr nicht verlangt hätten. Auf Antrag 
der Botschaft sind deshalb später die Reisekosten 
aus Mitteln der Technischen Hilfe zusätzlich bewil- 
ligt worden. 

Dadurch standen dem Sachverständigen im Entwick- 
lungsland für die Bestreitung der Reisekosten zu- 
nächst keine Mittel zur Verfügung. Der Leiter der 
Sachverständigengruppe hat sich deshalb bei seinen 
Besprechungen mit Stellen des Entwicklungslandes 
zur Vorbereitung der Arbeiten bemüht, daß die zu- 
ständigen Dienststellen für die Reisen Fahrer und 
Fahrzeuge stellten und auch die sonstigen Kosten 
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übernahmen. Er hat erreicht, daß die Kosten für 
alle Fahrten und für vier Flüge von einer staatlichen 
Gesellschaft und von dem Planungsministerium des 
Entwicklungslandes getragen worden sind. 

Der Bundesrechnungshof hat dazu bemerkt, daß | 
grundsätzlich jedes Entwicklungsland um die Über- 
nahme der Kosten für die Reisen im Entwick- 
lungsland sowie um die kostenlose Gestellung von 
Unterkunft und Verpflegung als Partnerschaftslei- 
stung gebeten werden sollte. Er hält es nicht für 
notwendig, hiervon in so weitem Maße wie bisher 
Abstand zu nehmen. Im vorliegenden Fall hat sich 
gezeigt, daß die Bedenken des Botschafters nicht , 
begründet waren. Abgesehen von den eingesparten 
Bundesmitteln, die für andere Aufgaben der Ent- 
wicklungshilfe frei werden und damit bei gleichem 
finanziellen Aufwand die Gesamtwirkung der deut- 
schen Entwicklungshilfe beträchtlich erhöhen, ist 
eine Selbstbeteiligung des Entwicklungslandes auch 
deshalb anzustreben, weil der Einsatz eigener Mittel 
das wichtige eigene Interesse an der Durchführung 
der Vorhaben erhöht, mitunter sogar erst zu wecken 
vermag. 

Der Bundesminister hat hierzu mitgeteilt, er sei be- 
müht gewesen, in jedem Fall im Rahmen des Mög- 
lichen Partnerschaftsleistungen zu vereinbaren. Es 
habe sich aber gezeigt, daß die eingegangenen Ver- 
pflichtungen von den Entwicklungsländern z. B. aus 
politischen Gründen nicht immer eingehalten wür- 
den. Immerhin sei festzustellen, daß bis auf wenige ^ 
Ausnahmefälle die Entwicklungsländer die vorher 
ausbedungenen Partnerschaftsleistungen erbracht 
hätten. 


40 . Die vom Bundesrechnungshof im Rechnungs- | 
Jahr 1965 durchgeführten weiteren Prüfungen der | 
Ausgaben für die Technische Hilfe und die Kapital- j 
hilfe haben diese letzte Feststellung des Bundes- 
ministers nicht ganz bestätigt. Es hat sich ergeben, 
daß Entwicklungsländer nach wie vor in nennens- 
wertem Umfang zugesagte Partiierschaftsleistungen 
nicht erfüllt haben. Dieser Mangel trat vor allem bei 
überseeischen Ausbildungsstätten in Erscheinung, 
die zunächst noch von deutschem Personal betreut 
und aus Bundesmitteln finanziert werden. Hierbei 
handelt es sich z. B. um Betriebskosten für Kraft- 
fahrzeuge, Reisekosten in den Entwicklungsländern, 
Transportkosten, kleinere Ausstattungsgegenstände, 
Betriebsmaterial für die Werkstätten und Löhne und 
Gehälter für einheimisches Personal. 

Um Erfüllung der vereinbarten Partnerschaftsleistun- 
gen vorstellig zu werden, ist auch Aufgabe der deut- 
schen Auslandsvertretungen, da sie mit den in dem 
jeweiligen Entwicklungsland gebräuchlichen Formen 
und sonstigen Umständen vertraut sind. Wenn Ent- 
wicklungsländer nicht bereit sind, die von ihnen 
versprochenen, im Verhältnis zum Gesamtprojekt 
geringen Partnerschaftsleistungen zu erbringen, be- 
steht die Gefahr, daß Planungen, die darauf abzie- 
len, nach einer Anlauf- und Probezeit die Ausbil- ' 
dungsstätten den Entwicklungsländern ohne weitere i 
deutsche finanzielle Beteiligung zu überlassen, in | 
Frage gestellt werden. Dies müßte schon jetzt bei der 
Planung neuer Vorhaben berücksichtigt werden. 


Haushaltsmittel aus dem Einzelplan 10 

(Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 10 02 für das Rechnungsjahr 1961) 

Verstärkung der elektrischen Stromversorgung und 
Durchführung der Restelektrifizierung 
(„Grüner Plan 1961") — Zuschüsse — 

(Titel 577 b) 

41 . Im Benehmen mit dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten gewährte der 
Bundesminister für Wirtschaft aus den ihm zur Be- 
wirtschaftung übertragenen Mitteln den Inhabern 
landwirtschaftlicher Betriebe Zuschüsse zur Durch- 
führung von Elektrifizierungsmaßnahmen. 

Die Prüfung einer solchen Maßnahme hat folgendes 
ergeben: 

Durch Vertrag vom 31. Januar 1962 wurde ein Gut 
einem Landwirt zu einem Kaufpreis von 
2 565 000 DM und 60 000 DM für Inventar verkauft. 
Nach den Angaben in dem Kaufvertrag ist es rd. 
151 ha groß und hat einen Einheitswert von 
144 900 DM. Der Kaufpreis beträgt mithin rd. das 
18fache des Einheitswertes. 

Der Verkäufer hatte am 25. August 1961 für den 
Neuanschluß des Gutes an das Stromnetz, der etwa 
65 000 DM kosten sollte, einen Zuschuß aus dem 
Grünen Plan 1961 bei dem Landesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten beantragt. Die- 
ser hatte den Antrag befürwortend an den Bundes- 
minister für Wirtschaft weitergeleitet. Im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hatte der Bundesminister 
für Wirtschaft für das Projekt einen Bund'eszuschuß 
von 34 500 DM bewilligt. Als bekanntwurde, daß 
das Gut verkauft werden sollte, widerrief der Lan- 
desminister für Wirtschaft und Verkehr die Geneh- 
migung des Projekts und teilte dies dem Bundes- 
minister für Wirtschaft mit. Nach Abschluß des Kauf- 
vertrags stellte nunmehr der Käufer einen Antrag 
auf Bewilligung eines Bundeszuschusses. Diesem 
neuen Antrag gab der Bundesminister für Wirtschaft 
wiederum in Höhe von 34 500 DM statt. 

Der Anteil des Elektrizitäts-Versorgungsunterneh- 
mens an den Herstellungskosten betrug 6500 DM. 
Der Anschlußnehmer verpflichtete sich zur Barzah- 
lung von 5000 DM und nahm außerdem einen Privat- 
kredit von 19 000 DM auf. 

42 . Gegen diese Sachbehandlung hat der Bundes- 
rechnungshof ebenso wie der Landesrechnungshof, 
der die Prüfung übernommen hatte, Bedenken er- 
hoben. 

Nach den „Richtlinien für die Bereitstellung von 
Krediten und Zuschüssen für die Restelektrifizierung 
der Landwirtschaft im Rahmen des Grünen Plans 
1961" hat der Anschlußnehmer Eigenleitsungen im 
Rahmen seiner Leistungsfähigkeit zu erbringen. Die 
Rechnungshöfe waren zu dem Ergebnis gekommen, 
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daß die Leistungsfähigkeit des Erwerbers weit höher 
angesetzt werden müsse, weil dieser in der Lage 
war, den hohen Kaufpreis aufzuwenden. Die Ver- 
mutung des Bunde sredxnungshof es, daß bei der Be- 
urteilung der Leistungsfähigkeit des Erwerbers nur 
die Ertragslage des Gutes berücksichtigt, dagegen 
eine Prüfung der sonstigen finanziellen Verhältnisse 
unterlassen worden ist, hat der Bundesminister für 
Wirtsdiaft bestätigt. Der Bundesminister hat ausge- 
führt, dem auch von dem Erwerber gestellten Antrag 
sei unverändert zugestimmt worden, „weil alle für 
die Beurteilung im Rahmen der Richtlinien maßgeb- 
lichen Betriebsdaten gleichgeblieben waren". 

Diese Beurteilung widerspricht dem Rundschreiben 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten an die Minister und Senatoren für Er- 
nährung Landwirtschaft und Forsten im Bundes- 
gebiet einschließlich Berlin vom 11. März 1959 über 
die Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse von Antragstellern bei der Bemessung von Zu- 
schüssen aus Mitteln der Grünen Pläne. Dort heißt 
es unter anderem: 

«... Aus dem Fehlen des Begriffs .Bedürftigkeit’ 
in den Richtlinien darf . . . nicht der Schluß gezo- 
gen werden, daß die wirtschaftliche Lage der An- 
tragsteller bei der Prüfung der Anträge außer Be- 
tracht zu bleiben habe. . . . Die . . . behörden sollen 
die finanzielle Leistungsfähigkeit des Antragstel- 
lers in jedem Fall in Betracht ziehen und den Zu- 
schuß danach bemessen; von der Gewährung eines 
Zuschusses soll abgesehen werden, wenn dem 
Antragsteller nach dem Ergebnis der Prüfung zu- 
gemutet werden kann, die Finanzierung aus eige- 
nen Mitteln oder unter Inanspruchnahme von Kre- 
dit zu bewerkstelligen." 


43, Auch die Ausführungen des Bundesministers für 
Wirtschaft, der Antragsteller habe sich zu einer Bar- 
leistung von 24 000 DM verpflichtet sowie auf zins- 
verbilligten Kredit verzichtet und seine Eigen- 
leistung liege mit 37 v. H, der Anschlußkosten weit 
über denen anderer Landwirte, vermögen die Höhe 
des Bundeszuschusses nicht zu rechtfertigen. Nach 
den Richtlinien für die Durchführung des Grünen 
Plans 1961 sollen von dem Bund nur die Ahschluß- 
kosten übernommen werden, die durch unzumutbare 
Eigenleistung und Aufnahme eines Kredits nicht ge- 
deckt sind. Der Antragsteller hatte nicht „auf das 
Darlehen aus den zentralbeschafften zinsverbilligten 
Kapitalmarktkrediten verzichtet", sondern es konnte 
ihm kein Kredit gewährt werden, weil nach einem 
Schreiben des Landesministers für Wirtschaft und 
Verkehr an den Landesrechnungshof die Mittel im 
Rahmen des Grünen Plans bereits für andere Zwecke 
festgelegt waren. Es konnte also dem Antragsteller 
nicht zugute gehalten werden, daß er keinen Kredit 
in Anspruch genommen hat, wofür ihm durch einen 
hohen Zuschuß ein Ausgleich zu gewähren gewesen 
wäre. Die rasche Bereitwilligkeit des Antragstellers, 
an Stelle der von dem Verkäufer des Gutes ange- 
botenen Barleistung von 5000 DM eine solche von 
24 000 DM zu erbringen, ließ vermuten, daß seine 
Vermögens Verhältnisse eine höhere Beteiligung an 
den Anschlußkosten gestatteten. Ebenso war für die 


Bemessung des Zuschusses unbeachtlich, daß die 
Eigenleistung prozentual höher war als die anderer 
Antragsteller. Die Richtlinien schreiben keine pro- 
zentual gleiche Beteiligung aller antragstellenden 
Landwirte vor. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesminister für 
Wirtschaft auf die Mängel bei der Bearbeitung des 
Antrags des Erwerbers hingewiesen und gebeten, 
in ähnlich gelagerten Fällen einen strengeren Maß- 
stab anzulegen und die Richtlinien zu beachten. 


Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtsdiaft und Forsten 

(Einzelplan 10) 

Allgemeine Bewilligungen 
(Kapitel 10 02) 

Zuschüsse zur Förderung des Weinbaues und der 
Kellerwirtsdiaft („Grüner Plan 1962“ 3 000 000 DM) 

(Titel 607 für das Rechnungsjahr 1962) 

Zuschüsse zur Förderung der horizontalen Verbund- 
wirtschaft („Grüner Plan 1963") 

(Titel 622 für das Rechnungsjahr 1963) 

44. Im Rahmen des Grünen Plans fördert der Buii- 
desminister durch Zuschüsse zu baulichen und ma- 
schinellen Investitionen die Kellerwirtschaft der 
Winzergenossenschaften mit dem Ziele, die Produk- 
tionskosten zu senken und die Qualität des deut- 
schen Weines zu verbessern. In seinen Zuwendungs- 
bedingungen hat er die Erwartung ausgedrückt, daß 
sich die Länder an der Förderungsmaßnahme ange- 
messen beteiligen und die in den jeweiligen Landes- 
haushalten bereitgestellten Mittel in vollem Um- 
fange hierfür verwenden. Dabei hatte er den Zu- 
schuß des Bundes in der Weise begrenzt, daß aus 
Bundes- und Landesmitteln zusammen nicht mehr 
als 30 V. H. der Gesamtkosten gewährt werden 
durften. 

Bei der Prüfung der für diese Förderungsmaß- 
nah: le in einem der Weinbauländer in den Rech- 
nungsjahren 1962 und 1963 aus Bundesmitteln ge- 
leisteten Ausgaben hat der Bundesrechnungshof fest- 
gestellt, daß sich das Land entgegen der Erwartung 
des Bundesministers nicht an der Maßnahme betei- 
ligt hat. Die im Landeshaushalt bereitgestellten Mit- 
tel für das Rechnungsjahr 1962 in Höhe von 
875 000 DM und für das Rechnimgsjahr 1963 in Höhe 
von 800 000 DM wurden für andere Maßnahmen, 
z. B. für Werbung, verwendet. Der Zuschuß wurde 
daher bis zu 30 v. H. der Kosten nur aus Bundes- 
mitteln gewährt. 

Damit das künftig vermieden und eine gleichmäßige 
Inanspruchnahme der Bundesmittel in allen Ländern 
sichergestellt wird, hat der Bundesrechnungshof vor- 
geschlagen, allgemein statt eines Gesamtzuschusses 
aus Bundes- und Landesmitteln jeweils einen auf 
20 V. H. zu begrenzenden Bundeszuschuß vorzu- 
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sehen. Der Bundesminister ist dieser Anregung ge- 
folgt. Er hat gleichzeitig ausbedungen, daß sich die 
Länder im Rechnungsjahr 1965 mit 25 v. H. und vom 
Rechnungsjahr 1966 an mit mindestens 50 v. H. der 
Aufwendungen des Bundes an den einzelnen Pro- 
jekten beteiligen. 

45 . örtliche Erhebungen des Bundesrechnungshofes 
bei Zuwendungsempfängem haben ergeben, daß 
vielfach der Umfang der mit Hilfe der Zuschüsse 
errichteten Anlagen, insbesondere der Lagerräume, 
zu groß und die Innenausstattung der Bauten zu 
aufwendig war und teuere, vollautomatische Abfüll- 
einrichtungen beschafft worden waren, die nicht aus- 
gelastet werden konnten. Einzelne Winzergenossen- 
schaften sind durch zu aufwendige Investitionen in 
finanzielle Schwierigkeiten geraten, zu deren Über- 
brückung weitere Bundeshilfen in Anspruch genom- 
men worden sind. Auf die Anregung des Bundes- 
rchnungshofes, unwirtschaftliche Maßnahmen und 
Fehlinvestitionen auch im Eigeninteresse der Zu- 
schußempfänger durch entsprechende Einschränkun- 
gen in den Richtlinien auszuschließen, hat der Bun- 
desminister angeordnet, daß die obersten Landes- 
behörden vor der Entscheidung über den Bundes- 
zuschuß ein neutrales Gutachten über alle mit der 
Wirtschaftlichkeit des Vorhabens zusammenhängen- 
den Fragen einzuholen haben. Weiter hat er be- 
stimmt, daß Zuschüsse zur Beschaffung von Abfüll- 
einrichtungen künftig nur noch Gebietswinzergerios- 
senschaften oder Hauptkeüereien und nur dann ge- 
währt werden dürfen, wenn die Einrichtungen im 
überregionalen Zusammenschluß nngeschafft werden 
und die angeschlossenen Mitgliedsgenossenschaften 
in ihrem Betrieb nicht über Abfüllvorrichtungen ver- 
fügen. Ferner hat er zur Auflage gemacht, daß die 
Zuschußempfänger nicht genutzten Tank- und Lager- 
raum im Bedarfsfälle auch für Weine aus anderen 
Weinbaugebieten zur Verfügung stellen. Der Bun- 
desrechnungshof sieht diese Maßnahmen vorerst als 
ausreichend an. 

46 . Die mit der Durchführung der Maßnahme be- 
auftragten Bezirksregierungen haben Bundeszu- 
schüsse auch dann gewährt, wenn die Anträge erst 
nach der Inangriffnahme der Vorhaben eingereicht 
worden waren. In diesen Fällen konnte von der Be- 
hörde kein Einfluß mehr auf eine etwa mögliche 
wirtschaftlichere und zweckmäßigere Gestaltung der 
Anlage genommen werden. Auf Anregung des Bun- 
desrechnungshofes hat der Bundesminister dafür ge- 
sorgt, daß künftig nur Vorhaben unterstützt werden 
können, die zum Zeitpxinkt der Antragstellung noch 
nicht in Angriff genommen sind. 

47 . Der Bundesminister hatte in früheren Richt- 
linien vorgesehen, daß bei der Bemessung der Zu- 
schüsse neben der finanziellen Leistungsfähigkeit 
des Antragstellers auch der Wert der Einrichtun- 
gen zu berücksichtigen sei, die durch die neue An- 
lage entbehrlich werden und daher veräußert wer- 
den können. Diese Bestimmung ist nur unzureichend 
beachtet worden. Der Bundesminister hat deshalb 
inzwischen angeordnet, daß künftig der Wert solcher 
Anlagen vorweg von den zuschußfähigen Kosten ab- 


zusetzen ist. Bei dieser Gelegenheit hat der Bun- 
desminister Wohnungsbauten nebst Zubehör, Büro- 
einrichtxmgen, Einrichtungen von Probierstuben, den 
Bau von Zufahrtwegen, die Einfriedigung der 
Grundstücke, den Vorratskauf an Grund und Boden, 
die Kreditbeschaffxing und dergl. von der Förderung 
ausgeschlossen. Das gilt auch für Vorhaben, deren 
zuschußfähige Kosten weniger als 50 000 DM betra- 
gen und deren Durchführung daher den Antragstel- 
lern ohne Öffentliche Hilfe zugemutet werden kann. 

48 . Zahlreiche Winzergenossenschaften begnügen 
sich damit, daß ihre Mitglieder nur einen Teil ihrer 
Ernte an sie abliefem. Das verursacht zusätzliche 
Kosten, weil die Winzer für die zurückbehaltenen 
Trauben, die sie selbst zu Wein verarbeiten, Keller- 
einrichtungen mit zum Teil kostspieligen Geräten 
unterhalten müssen. Außerdem muß damit gerech- 
net werden, daß die Winzer nur Trauben geringerer 
Güte an die Genossenschaften abliefem. Der Zweck 
der FÖrdemngsmaßnahme, die Produktionskosten zu 
senken und die Qualität zu verbessern, wird auf 
diese Weise in Frage gestellt. Der Anregung des 
Bundesrechnungshofes, künftig Bundeszuschüsse nur 
solchen Genossenschaften zu gewähren, die ihre Mit- 
glieder zur Abliefemng der ganzen Ernte verpflich- 
ten, ist der Bundesminister jedoch' nicht gefolgt. Er 
vertritt die Auffassung, daß zwar die Vollabliefe- 
mng angestrebt, jedoch eine Übergangszeit einge- 
räumt werden müsse, und will den Winzern, deren 
Genossenschaft Zuschüsse zum Ausbau der Keller- 
wirtschaft erhalten hat, keine verbilligten Kredite 
zur Anschaffung von Kellereigeräten oder zur 
Durchfühmng von Baumaßnahmen für die Keller- 
wirtschaft ihrer Privatbetriebe mehr gewähren. Der 
Bundesrechnungshof hält diese Beschränkung im 
Hinblick auf das angestrebte Ziel der Maßnahme 
nicht für ausreichend. 


Zuschüsse zur Förderung der Milchwirtschaft; hier: 
Förderung von Qualität und Absatz („Grüner Plan 
1962“) 

(Titel 630 a für das Rechnungsjahr 1962) 

Verbesserung der Molkereiwirtschaft 

(Unterteil 1) 

Zuschüsse zur Förderung der vertikalen Verbund- 
wirtschaft („Grüner Plan 1963“) 

(Titel 623 für das Rechnungsjahr 1963) 

Verbesserung der Molkereistruktur 

(Unterteil f) 

49 . Durch den Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1956 sind im Rahmen des Grünen Planes 
erstmals Mittel für Zuschüsse bei der „Zuscunmen- 
legung unwirtschaftlich arbeitender Molkerei- 
betriebe" bewilligt worden. Die Mittel wurden in 
den Folge jahren unter Änderung der Zweckbestim- 
mung in „Verbesserung der Molkereiwirtschaft“ 
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laufend aufgestockt. Die Zuschüsse sollen dazu bei- 
tragen, die Wirtschaftlichkeit in der Molkereiwirt- 
schaft zu heben, die Voraussetzungen für eine er- 
höhte Milchgeldauszahlung an den Erzeuger zu 
schaffen und darüber hinaus auch die Qualität der 
Molkereierzeugnisse zu steigern. 

50 . Der Bundesminister hat in seinen Richtlinien 
vom 3. Dezember 1956 die Verwendung der Bundes- 
mittel im einzelnen geregelt. Als Voraussetzung 
für die Bewilligung der Zuschüsse sehen diese Richt- 
linien vor, daß die in der Produktion verbleibenden 
sogenannten begünstigten Betriebe sich finanziell 
an den Geschäftswertentschädigungen für die still- 
gelegten Betriebe, an den Verlusten am Anlagever- 
mögen und an den eigenen Investitionskosten zu 
beteiligen haben. Als Stichtag für den Beginn der 
Förderungsmaßnahmen hat der Bundesminister den 
1. April 1956 mit der Maßgabe bestimmt, daß die 
am 1. April 1956 noch ausstehenden Folgeinvesti- 
tionen der im Rechnungsjahr 1955 bereits eingelei- 
teten Vorhaben als zuschußfähig anerkannt werden 
konnten. 

51 . Der Bundesminister hat die Durchführung der 
Förderungsmaßnahme den Ländern übertragen. We- 
gen fehlender Erfahrungen und wegen der stark 
voneinander abweichenden Verhältnisse in der Mol- 
kereiwirtschaft der einzelnen Länder hat er zunächst 
darauf verzichtet, Vomhundertsätze für die Bemes- 
sung der Bundeszuschüsse und für die Kostenbeteili- 
gung der begünstigten Betriebe festzusetzen. 

52 . Nach Ablauf einer angemessenen Zeit hat der 
Bundesrechnungshof geprüft, in welcher Weise die 
Maßnahme durchgeführt worden ist, insbesondere 
ob die Richtlinien, die von Jahr zu Jahr geringfügig 
geändert worden waren, ausreichen, eine möglichst 
einheitliche Handhabung in allen Bundesländern 
sicherzustellen und eine zweckmäßige und wirt- 
schaftliche Verwendung der Mittel zu gewähr- 
leisten. Diese Prüfungen ließen erkennen, daß die 
obersten Landesbehörden für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten nicht nur verwaltungsmäßig 
unterschiedlich verfuhren, sondern auch Zuschüsse 
in erheblich voneinander abweichenden Vomhun- 
dertsätzen gewährt und damit die begünstigten Mol- 
kereibetriebe entsprechend unterschiedlich zu den 
Kosten herangezogen hatten. 

53 . Auch bei der Beurteilung der Förderungs- 
würdigkeit der Betriebe ist sehr uneinheitlich ver- 
fahren worden. So hatte ein Land Betriebe in die 
Förderung einbezogen, die von einem wirtschaft- 
lichen Zusammenbruch bedroht waren oder deren 
Einrichtungen den hygienischen Anforderungen 
nicht mehr entsprachen, so daß ein tragbarer Kapi- 
taldienst nur durch überhöhte Bundeszuschüsse ge- 
währleistet werden konnte. Eine Sanierung unge- 
sunder Betriebe ist jedoch mit den Förderungs- 
maßnahmen ebensowenig beabsichtigt wie eine 
Hilfe bei der Finanzierung bisher unterbliebener 
Investititionen bei rückstänciigen Betrieben. 


54 . Abweichungen hat es auch bei der finanziellen 
Beteiligung der begünstigten Betriebe gegeben. 
Während die Richtlinien des Bundesministers nur 
Zuschüsse zu den Geschäftswertentschädigungen 
vorsahen, die der begünstigte Betrieb mit dem 
Eigentümer des stillgelegten Betriebes zu verein- 
baren und an diesen zu zahlen hatte, hat das Land- 
wirtschaftsministerium eines Landes Anträge auf 
Zahlung der Geschäftswertentschädigungen unmit- 
telbar von den Eigentümern der stillgelegten Be- 
triebe entgegengenommen, Sachverständigengutach- 
ten über den Geschäftswert eingeholt und die Ent- 
schädigungen unmittelbar und in voller Höhe aus 
Bundesmitteln an die Eigentümer gezahlt. Die be- 
günstigten Betriebe wurden weder bei der Fest- 
setzung der Entschädigung beteiligt noch zu einer 
finanziellen Leistung mit herangezogen. 

55 . In zwei anderen Ländern wurden Geschäfts- 
wertentschädigungen auch an Genossenschafts- 
molkereien gezahlt, die sich zu neuen Genossen- 
schaften zusammengeschlossen hatten. Die Genos- 
senschaftsmolkereien erhielten etwa die Hälfte der 
Entschädigung, wie sie den Eigentümern von Privat- 
molkereien gewährt wurde. Die Richtlinien des Bun- 
desministers ließen zwar Geschäftswertentschädi- 
gungen an stillgelegte Genossenschaftsmolkereien 
zu. Bei der Verschmelzung mehrerer Genossenschaf- 
ten fehlen jedoch die sachlichen Voraussetzungen. 

56 . Der Bundesminister hat in seinen Richtlinien 
vom 4. Juni 1962 Maßstäbe für die Prüfung und 
Beurteilung der für Rationalisierungsmaßnahmen in 
Betracht kommenden Betriebe gesetzt, die Geschäfts- 
wertentschädigungen auf private Eigentümer be- 
schränkt, die Zuschüsse im einzelnen begrenzt und 
damit auch die finanzielle Beteiligung der begünstig- 
ten Betriebe einheitlich geregelt; schließlich hat er 
über die Abfindung der Führungskräfte stillgelegter 
Betriebe Bestimmung getroffen. Eine spätere Über- 
arbeitung hat zu den jetzt gültigen Richtlinien vom 
31. März 1964 geführt, durch die eine gleichmäßige 
und ordnungsmäßige Durchführung der Förderungs- 
maßnahme gewährleistet erscheint. 

57 . Einzelne Länder haben die Bundesmittel in un- 
zulässiger Weise verwendet. So hat sich ein Land, 
das einem vor dem Stichtag für den Beginn der 
Maßnahme (1. April 1956) stillgelegten Betrieb am 
13. März 1956 eine Geschäftswertentschädigung von 
150 000 DM aus Landesmitteln gezahlt hatte, nach 
der Zuweisung der Bundesmittel im Dezember 1956 
diesen Betrag aus Bundesmitteln erstattet und dabei 
die Entschädigung noch um 37 545 DM aufgestockt. 
Der Bundesminister hat darauf den Betrag von 
187 545 DM von dem Land wieder eingezogen. 

58 . In der gleichen Weise hat ein anderes Land 
Bundesmittel in weit größerem Umfange zu Unrecht 
in Anspruch genommen. Es hat in zahlreichen Ein- 
zelfällen unter Nichtbeachtung des für den Beginn 
der Förderung festgesetzten Stichtages in den Jah- 
ren 1954 und 1955 vorgenommene Investitionen, 
die nach den in diesem Lande geltenden früheren 
Bestimmungen aus Landesmitteln zu finanzieren 
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waren, aus Bundesmitteln bezusdiußt. Der Bundes- 
redmungshof hat den Bundesminister gebeten, die 
zu Unrecht in Anspruch genommenen Bundesmittel 
wieder einzuziehen und prüfen zu lassen, inwieweit 
bei anderen Vorhaben ebenso verfahren worden ist. 
Nach dem Ergebnis dieser Prüfung sind von diesem 
Lande Bundesmittei von insgesamt 2 310 320 DM zu 
Unrecht in Anspruch genommen worden. Die Ver- 
handlungen über die Rückforderung dieses Betrages 
schweben noch. 

59. Ein anderes Land hatte unter Duldung des Bun- 
desministers in seinen Landesrichtlinien bereits die 
später auch vom Bund für notwendig gehaltene Ab- 
findung der Führungskräfte stiligelegter Betriebe 
aus Bxmdesmitteln zugelassen. Bei der Festsetzung 
der Abfindung eines Betriebsleiters ist das Land 
aber über die in den eigenen Richtlinien vorge- 
sehene Begrenzung hinausgegangen. Der Bundes- 
minister hat auf Veranlassung des Bundesrechnungs- 
hofes die zu Unrecht in Anspruch genommenen Bun- 
desmittel von 3760 DM zurückgefordert und den Be- 
trag wieder vereinnahmt. 

Haushaltsmittel aus dem Einzelplan 36 
(Zivile Notstandsplanung) 

Notstandsmaßnahmen auf dem Gebiete 
der Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(Kapitel 36 06 für die Rechnungsjahre 1960 bis 1962) 

60. Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bewirtschaftet die in Kapitel 36 06 
für Notstandsmaßnahmen auf dem Gebiete der Er- 
nähnmgswirtschaft veranschlagten Bundeshaus- 
haltsmittel. Von dem Rechnungsjahr 1958 bis zum 
Ende des Rechnungsjahres 1964 sind für die Bevor- 
ratung an Lebens- und Futtermitteln rd. 430 Mio DM 
aufgewendet worden. 

Der Bundesminister hat die Einfuhr- und Vorrats- 
stellen für Getreide und Futtermittel, für Schlacht- 
vieh, Fleisch und Fleischerzeugnisse sowie für Fette 
beauftragt, die Notstandsmaßnahmen durchzufüh- 
ren. Die Einfuhr- und Vorratsstellen sind für die 
allgemeine Marktordnxmg in der Emährüngswirt- 
schaft errichtet worden. Ihnen werden für diese Auf- 
gabe Zuschüsse aus Kapitel 10 03 (bis einschließlich 
1962 aus Kapitel 10 02) gewährt; daneben stehen 
ihnen Mittel des freien Kapitalmarktes und eigene 
Mittel zur Verfügung. Bei den Notstandsmaßnahmen 
sind sie als Treuhänder der Bundesregierung tätig 
und den Weisungen des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten unterworfen. Die 
Notstands Vorräte stehen im Eigentum des Bxmdes, 
während Eigentümer der Marktordnungsvorräte die 
Einfuhr- und Vorratsstellen sind. 

Der Bundesrechnungshof hat die Verwendung der 
bis zum Ende des Rechnungsjahres 1962 für die Be- 
vorratung an Lebens- und Futtermitteln aus Kapi- 
tel 36 06 bereitgestellten Bundesmittel örtlich ge- 
prüft; den Beanstandungen und Vorschlägen des 
Bundesrechnungshofes hat der Bundesminister in 


neuen Verwendungsrichtlinien entsprochen. Ein- 
zelne Feststellungen von grundsätzlicher Bedeutung 
sind im folgenden dargestellt: 

61, Der Bundesminister teilt den Einfuhr- und Vor- 
ratsstellen zu Beginn jedes Rechnungsjahres die 
Höhe der Bundeshaushaltsmittel für Notstandsmaß- 
nahmen mit. Darüber hinausgehende Verpflichtun- 
gen dürfen die Einfuhr- und Vorratsstellen zu Lasten 
des Bundes nicht eingehen. Das ist nicht immer be- 
achtet worden. 

Eine Einfuhr- und Vorratsstelle sollte bis Ende 1961 
16 750 t einer Ware beschaffen; sie hat jedoch Vor- 
räte von 18 500 t angelegt. Sie war deshalb über die 
ihr zur Verfügung stehenden Mittel hinaus Zah- 
lungsverpflichtungen für Notstandsmaßnahmen in 
Höhe von 8,7 Mio DM eingegangen. Hiervon hat sie 
2,6 Mio DM aus Mitteln gezahlt, die zur Finanzie- 
rung von Maßnahmen der Marktordnung (Kapi- 
tel 10 02) und nicht für Notstandsmaßnahmen (Ka- 
pitel 36 06) bestimmt waren. Die restlichen 6,1 Mio 
DM hat sie in ihrem Jahresabschluß als eigene Ver- 
pflichtungen ausgewiesen. 

Im Rechnungsjahr 1962 hat diese Stelle die Wei- 
sungen über die mengenmäßige Beschaffung einge- 
halten. Sie ist aber — infolge der inzwischen ein- 
getretenen Preiserhöhungen — Zahlimgsverpflich- 
tungen eingegangen, die die ihr aus Kapitel 36 06 
zur Verfügung stehenden Mittel wiederum über- 
stiegen. Bis Ende 1962 erhöhten sich dadurch diese 
Verpflichtungen von 8,7 Mio DM auf 10,5 Mio DM, 
Entgegen den Weisungen hat die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle aus eigenen Mitteln oder solchen des 
Kapitalmarktes, die ihr ausschließlich für Markt- 
ordnungsmaßnahmen zur Verfügung standen, in 
diesem Rechnungsjahr über 7 Mio DM für Not- 
standsmaßnahmen gezahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren bean- 
standet. Die Verstöße sind dadurch begünstigt wor- 
den, daß die Abrechnungskreise — Notstandsmaß- 
nahmen oder Marktordnungsmaßnahmen — nicht 
ordnungsmäßig getrennt und die Belege nicht ent- 
sprechend gekennzeichnet worden sind. Mittel, die 
für allgemeine Marktordnungsmaßnahmen vorge- 
sehen sind, dürfen nicht für Notstandsmaßnahmen 
eingesetzt werden. Eine über den vom Haushalts- 
plan gesetzten Rahmen hinausgehende Inter- 
ventionstätigkeit der Einfuhr- und Vorratsstellen 
muß vermieden werden. 

Der Bundesminister hat die Einfuhr- und Vorrats- 
stellen erneut angewiesen, die Notstandsmaßnah- 
men ausschließlich in einem besonderen Abrech- 
nungskreis nachzuweisen und die Belege besonders 
kenntlich zu machen. 

62. Im Rechnungsjahr 1960 hatte dieselbe Einfuhr- 
und Vorratsstelle Waren im Werte von 11,9 Mio DM 
aus Beständen der allgemeinen Marktordnung zur 
Herstellung von Konserven für die Notstandsbevor- 
ratung abgegeben, und zwar zum Einstandspreis, 
obgleich dieser um 340 DM/t über ihren sonstigen 
Verkaufspreisen und auch über dem damaligen 
Marktpreis lag. Durch den überhöhten Verrech- 
nungspreis wurden die Bundeshaushaltsmittel für 
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Notstandsmaßnahmen (Kapitel 36 06) in Höhe von 
rd. 1,15 Mio DM belastet; den Mehrerlös hat die 
Einfuhr- und Vorratsstelle ihren für die allgemeine 
Marktordnung bestimmten Mitteln zugeführt. Hier- 
durch hat sie gegen haushaltsrechtliche Ordnungs- 
grundsätze und die Richtlinien des Bundesministers 
verstoßen. 

Der Bundesminister hat angeordnet, daß bei der Ab- 
gabe von Waren an die Notstandsbevorratung der 
Buchwert (Anschaffungspreis abzüglich Wertberich- 
tigung) oder der Marktpreis, falls dieser niedriger 
ist, zu berechnen ist. 

63 . Im Rechnungsjahr 1962 ist eine Einfuhr- und 
Vorratsstelle auf Grund einer Weisung des Bundes- 
ministers im Rahmen der Notstandsbevorratung 
Zahlungsverpflichtungen in Höhe von 10,8 Mio DM 
für Waren eingegangen, die erst im folgenden Rech- 
nungsjahr geliefert werden sollten. 

Die Verpflichtungen sind eingegangen worden, ohne 
daß die erforderlichen Bindungsermächtigungen Vor- 
lagen (§ 45 b RHO). Die Beanstandung des Bundes- 
rechnungshofes ist anerkannt worden. 

64 . Die Grundlage für die Veranschlagung der 
Bundeshaushaltsmittel bildet der Beschaffungsplan 
für die Bevorratung. Die Veranschlagung ist sehr 
frühzeitig zu betreiben. Bei der späteren Beschaf- 
fung der Vorräte muß jedoch auf die Entwicklung 
des Marktes Rücksicht genommen werden. Viele 
Faktoren, die das Marktgeschehen beeinflussen, 
können bei der Veranschlagung der Art und beson- 
ders dem Umfang nach noch nicht hinreichend vor- 
hergesehen werden. Bei einer außergewöhnlichen 
Marktsituation kann es zweckmäßig und wirtschaft- 
lich sein, einen für später vorgesehenen Kauf oder 
Verkauf zeitlich vorzuziehen; es kann auch notwen- 
dig werden, die Beschaffung oder Wälzung von 
Waren gegenüber der ursprünglichen Planung hin- 
auszuschieben. Die Notstandsmaßnahmen können 
nämlich bei der Größenordnung der Käufe oder Ver- 
käufe die Marktlage nicht unwesentlich beeinflus- 
sen. Schließlich erweist es sich zuweilen als not- 
wendig, Vorräte, deren Qualität früher als erwartet 
abzufallen beginnt, vorzeitig abzugeben, damit Ver- 
luste vermieden werden. 

Dem Bundesminister und der Einfuhr- und Vorrats- 
stellen müßte es ermöglicht werden, insbesondere 
gegen Ende des Rechnungsjahres kurzfristig Ver- 
pflichtungen einzugehen, für die erst im folgenden 
Rechnungsjahr Finanzierungsmittel benötigt wer- 
den. 

Der Bundesrechnungshof hat ferner angeregt zu 
prüfen, ob die Beschaffungs- und Wälzungsplanung 
beweglicher gestaltet werden kann. Bei der gegen- 
wärtigen Regelung müssen die für Notstandsmaß- 
nahmen vorgesehenen Vorräte in vollem Umfange 
vorhanden sein; zu wälzende Ware darf erst aus- 
gelagert werden, wenn die Ersatzware vorhanden 
ist. Es sollte den Einfuhr- und Vorratsstellen gestat- 
tet werden, hiervon vorübergehend abzuweichen. 

Nach den auf Veranlassung des Bundesrechnungs- 
hofes eingeleiteten Ressortbesprechungen sieht sich 


der Bundesminister nur in der Lage, in Ausnahme- 
fällen eine vorübergehende Unterschreitung des 
Sollbestandes zu erwägen. 

65 . Eine Einfuhr- und Vorratsstelle hat für die 
Bevorratung an Konserven mit den Herstellerfirmen 
vereinbart, daß diese bei der Wälzung von Vorräten 
die abzugebende Ware übernehmen und den not- 
wendigen Ersatz ohne Berechnung liefern. Den Fir- 
men wurden die Transportkosten für die Anliefe- 
rung und für das Abfahren der Ware mit einem 
Pauschalsatz vergütet. 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
war. die Vergütung in dieser Höhe nicht gerecht- 
fertigt. Vorratslager dieser Einfuhr- und Vorrats- 
stelle befinden sich meist in der Nähe der üblichen 
Lieferwege der Herstellerfirmen an deren sonstigen 
Abnehmer. Für die Belieferung dieser Vorratslager 
ergeben sich deshalb nur geringe Umwege gegen- 
über der Auslieferung an den Handel, deren Kosten 
der Hersteller ohnehin trägt. 

Auf Anregung des Bundesrechnungshofes wurden 
neue Vereinbarungen getroffen. Gleichzeitig wurde 
die Belieferung der einzelnen Vorratslager umge- 
stellt; u. a. wurden verkehrsgünstiger gelegene Fir- 
men eingeschaltet. Durch diese Maßnahmen werden 
Bundesmittel in Höhe von jährlich 100 000 DM ge- 
spart, 

66. Die Einfuhr- und Vorratsstellen arbeiten mit 
einer kaufmännischen doppelten Buchführung. Eine 
dieser Stellen hat die Warenbestände zum Jahres- 
schluß nicht ordnungsgemäß erfaßt. Sie hat zum 
Jahresschluß 1961 u. a. 11 538 t Fertigfabrikate nach- 
gewiesen; vorhanden waren nur 8313 t, der Rest 
befand sich in der Fabrikation. 

Zum Jahresschluß 1962 wies diese Stelle eine Partie 
mit 9137 t in 22 Lagerorten aus. Auf Lager befanden 
sich nur 6149 t Fertigfabrikate in 19 Lagerorten, 
3114 t waren als Rohstoffe in der Produktion bei 
33 Konservenfabriken, weitere 481 t lagerten fertig 
bei den Herstellern. 

67 . Zum gleichen Zeitpunkt hat die Stelle 635 t 
Konserven der Notstandsbevorratung als Abgabe 
an ihre eigenen Warenbestände ausgewiesen, ob- 
wohl damals nur 26 t dieser Konserven als Not- 
standsreserve verfügbar waren. Die restlichen 609 t 
befanden sich noch als Rohstoffe oder Halbfabrikate 
bei Konservenfabriken. 

Anfang 1963 gab dieselbe Stelle 14 t Konserven aus 
eigenen Beständen an die Notstandsbevorratung ab. 
In der Inventur 1962 waren diese Konserven bereits 
als Bestand der Notstandsbevorratung in einem be- 
stimmten Lager gebucht worden. Nach den Fest- 
stellungen des Bundesrechnungshofes lagerteü nicht 
Fertigwaren, sondern Rohstoffe, und zwar in einem 
anderen als dem angegebenen Lager und zudem 
nicht als Notstandsvorräte, sondern als eigene Vor- 
räte der Einfuhr- und Vorratsstelle. 

Durch diese nicht ordnungsgemäße Erfassung wer- 
den Notstandsvorräte ausgewiesen, die in einem 
Bedarfsfälle nicht zur Verfügung stehen. Außerdem 
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verstößt ein solcher Jahresabschluß gegen wesent- 
liche Grundsätze des Handelsrechts. 

Die Einfuhr- und Vorratsstelle hat zugesagt, ihre 
Wareninventur künftig ordnungsgemäß nach den 
Grundsätzen des Handelsrechts, insbesondere ge- 
trennt nach Rohstoffen, Halb- und Fertigfabrikaten, 
aufzustellen. 

68. Im Jahresabschluß 1962 hat diese Einfuhr- und 
Vorratsstelle 12 t Konserven als Mengenverluste 
ausgewiesen, die erst später, nämlich im Februar 
1963, bei einem Transport entstanden waren. Die 
Konserven hat sie erst Ende Januar 1963 vom Her- 
steller übernommen, sie befanden sich also am 
Bilanzstichtag erst in der Herstellung. Rd. 69 000 DM 
sind am 31. Dezember 1962 fälschlicherweise als 
Forderung für erlittenen Transportschaden ausge- 
wiesen worden. 

Die Einfuhr- und Vorratsstelle hatte ferner zum 
Jahresabschluß 1962 rd. 6 Mio DM Werklöhne ge- 
bucht, die zu diesem Zeitpunkt noch nicht entstanden 
waren. Außerdem waren noch im Rechnungsjahr 
1962 239 000 DM Transportkosten sowie 19 000 DM 
für die Einlagerung und 10 000 DM für die Unter- 
suchung der Vorräte ausgewiesen worden, obwohl 
diese Ausgaben erst im Jahre 1963 entstanden sind. 

Diese Buchungen waren nach den Regeln der kauf- 
männischen Buchführung unrichtig. 

Die Mängel hängen damit zusammen, daß die Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle über jeden Konservierungs- 
auftrag für sich mit sämtlichen Kostenfaktoren ohne 
Rücksicht auf Zeitablauf abgerechnet hat. Diese 
„Partieabrechnung" bietet als Mittel der Nach- 
kalkulation den erforderlichen Überblick über die 
Gesamtkosten jedes Konservierungsauftrags; sie 
sollte für diesen Zweck beibehalten werden. Es kann 
aber nicht gebilligt werden, daß die Einfuhr- und 
Vorratsstelle Geschäftsvorfälle des laufenden Jah- 
res noch in den Jahresabschluß des abgelaufenen 
Rechnungsjahres aufnimmt und dadurch unrichtige 
Ergebnisse im Jahresabschluß oder im Verwen- 
dungsnachweis ausweist. 

Der Bundesminister hat in den neuen Richtlinien 
nochmals auf die Beachtung der Regeln der kauf- 
männischen Buchführung hingewiesen. Die bean- 
standeten Fehler in der Buchhaltung sind inzwischen 
berichtigt worden. 

69 . Eine andere Einfuhr- und Vorratsstelle hat 
ebenfalls noch viele Monate nach Ablauf des Rech- 
nungsjahres Geschäftsvorfälle des neuen Rechnungs- 
jahres als solche des vorhergehenden Geschäfts- 
jahres gebucht. Sie hat die Lagerbuchhaltung erst 
abgeschlossen und die Bestandsangaben in das neue 
Rechnungsjahr übertragen, wenn für sämtliche Par- 
tien und Lager der Warenbestand festgestellt wor- 
den war. Die Einfuhr- und Vorratsstelle benötigte 
deshalb für die Abschlußarbeiten mehrere Monate; I 
die Partiekarten des neuen Rechnungsjahres wiesen 
erst nach dieser Zeit den tatsächlichen Waren- 
bestand aus. Auch in diesen Fällen haben die : 
Bilanzen zum Stichtag nicht die tatsächlichen Werte i 
enthalten. Durch das lange Offenhalten der Lager- 


! und Finanzbuchhaltung sind der Jahresabschluß 
außerordentlich — in einzelnen Fällen mehr als ein 
halbes Jahr— verzögert und zum Bilanzstichtag 
größere Bestände als vorhanden nachgewiesen wor- 
den. 

Der Bundesminister hat nunmehr für die Vorlage der 
Jahresabschlüsse angemessene Termine festgelegt. 
Die Revisionsstellen der Einfuhr- und Vorratsstellen 
sollen künftig rechtzeitig und möglichst zeitnahe 
mit der Prüfung der Geschäftsvorfälle beginnen. 

70 . Bei der örtlichen Prüfung durch den Bundes- 
rechnungshof fiel schließlich auf, daß die Einfuhr- 
und Vorratsstellen bei der Durchführung der Not- 
standsmaßnahmen nicht genügend Zusammen- 
arbeiten. 

Für die Einlagerung der Warenbestände haben die 
Einfuhr- und Vorratsstellen ohne Fühlungnahme 
untereinander Verträge mit Lagerhaltern abge- 
schlossen. Die Vertragsbedingungen (Lagergeld- 
sätze, Berechnungsmenge, Berechnungszeitraum, 
Haftung u. a.) waren auch dort, wo sachliche Gründe 
nicht gegeben waren, unterschiedlich. So sind mehr- 
fach abweichende Verträge mit demselben Lager- 
halter abgeschlossen worden. Bei sachgerechter Ab- 
stimmung zwischen den Einfuhr- und Vorratsstellen 
hätten günstigere Bedingungen erreicht und un- 
nötige Mehraufwendungen vermieden werden 
können. 

Der Bundesminister hat veranlaßt, daß die Einfuhr- 
und Vorratsstellen künftig besser Zusammen- 
arbeiten. 

Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 

(Einzelplan 1 1 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Kriegsopferversorgung und gleichartige Leistungen 

(Kapitel 1 1 10) 

71 . über die Ergebnisse der Rechnungsprüfung auf 
dem Gebiet der Kriegsopferversorgung ist zuletzt 
in der Denkschrift vom 19. August 1958 zusammen- 
fassend berichtet worden. Der Bundesrechnungshof 
hat die Fragen dieses Bereichs weiterhin geprüft, 
vor allem auch wegen der Besonderheiten, die sich 
daraus ergeben, daß der Bund für die Gesetzgebung 
zuständig ist und die Versorgungslasten trägt, wäh- 
rend die Länder die Kriegsopferversorgung durch- 
führen. Inzwischen hat sich die Zahl der Versor- 
gungsberechtigten trotz der Zugänge auf Grund der 
beiden Gesetze zur Änderung und Ergänzung des 
Kriegsopferrechts vom 27. Juni 1960 und 21. Februar 
1964 (1. und 2. Neuordnungsgesetz) nicht unerheb- 
lich vermindert. Die Zahl der Rentenempfänger be- 
trug am 31. Dezember 1958 3 602 000, am 31. Dezem- 
ber 1964 2 840 000. Die Aufwendungen für die 
Kriegsopferversorgung haben sich aber gleichzeitig 
wesentlich erhöht, und zwar von 1958 bis 1964 von 

: rd. 3,45 auf 4,77 Milliarden DM (= 6,88 v. H. der Ge- 
I Samtausgaben des Bundeshaushalts), davon allein 
' von 1963 auf 1964 um rd. 822 Mio DM. 
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Nach der Verkündung des 2. Neuordnungsgesetzes 
und der Rechtsverordnungen hierzu ergab sich nach 
den Feststellungen bei zwei Versorgungsämtern 
eine nicht geringe Zunahme der Anträge auf neue 
oder erhöhte Leistungen. In diesen zwei Ämtern 
sind bis zum 31. März 1965 folgende Anträge gestellt 


worden; 

Anträge auf Amt A Amt B 


Berufsschadensausgleich 2 447 1 572 

Schwerstbeschädigtenzulage 271 30 

Schadensausgleich für Witwen . . 9 810 6 000 

Elternrente 432 1 517 


Bei dem Versorgungsamt A handelt es sich um ein 
Amt mit rd. 68 000 Zahlfällen aus Großstädten und 
einem Industriegebiet. Das Versorgungsamt B be- 
treut rd. 30 000 Zahlfälle aus überwiegend länd- 
licher Wohngegend mit wenig Industrie. Die Zahl 
der Anträge auf Leistungen nach dem 2. Neuord- 
nungsgesetz beträgt bei diesen beiden Versorgungs- 
ämtern etwa 20 bis 30 v. H. der bisherigen Zahlfälle. 


Rechtsentwicklung 

72 . Die Rechts Verordnungen und Verwaltungsvor- 
schriften zum 1. Neuordnungsgesetz sowie die Ver- 
waltungsvorschriften zum 2. Neuordnungsgesetz 
sind erst etwa ein Jahr nach der Verkündung der 
Gesetze erlassen worden. Im Interesse der Berech- 
tigten sollten diese Zeiten künftig verkürzt werden. 
Außerdem hat sich die Anwendung der Vorschriften 
des 1. Neuordnungsgesetzes über die Berechnung 
und Feststellung der vom Einkommen abhängigen 
Leistungen als schwierig und zeitraubend erwiesen. 
Die Leistungen konnten daher vielfach — z. B. wenn 
sich die maßgeblichen Verhältnisse wesentlich ge- 
ändert hatten — - nicht in angemessenen Fristen 
festgesetzt werden. Vor allem durch die Einführung 
eines Berufsschadensausgleichs für erwerbsunfähige 
Schwerbeschädigte, der erhöhten Witwenausgleichs- 
rente und einer Schwerstbeschädigtenzulage hat die 
Verwaltungsarbeit an Umfang und Schwierigkeit 
weiter zugenommen. Das 2. Neuordnungsgesetz hat 
zwar gewisse Erleichterungen gebracht, z. B. einheit- 
liche Vorschriften über die Anrechnung des Ein- 
kommens und den Verzicht auf die Voraussetzung 
der Ernährereigenschaft in der Elternversorgung. 
Auf anderen Gebieten bestehen aber weiterhin un- 
verminderte Schwierigkeiten. So haben insbeson- 
dere die neuen Vorschriften über die vom Ein- 
kommen abhängigen Leistungen die Verwaltungs- 
arbeit nicht nennenswert vereinfacht. Auch die Ent- 
scheidung über Anträge auf Berufsschadensausgleich 
und Schadensausgleich für Witwen machen im all- 
gemeinen noch langwierige Nachforschungen erfor- 
derlich. So muß vielfach ermittelt werden, welche 
beruflichen oder Einkommensverhältnisse bei den 
Antragstellern oder ihren verstorbenen Ehegatten 
vor dem zweiten oder sogar dem ersten Weltkrieg 
bestanden haben, überdies ergeben sich in diesem 
Zusammenhang oft schwierige Rechtsfragen, deren 


richtige Lösung von Sachbearbeitern nicht verlangt 
werden kann. 

Das Personal der Verwaltung konnte daher trotz 
der stetigen natürlichen Abnahme der Zahl der Ver- 
sorgungsberechtigten nicht verringert werden. 

Bei der weiteren Entwicklung des Versorgungsrechts 
sollte angestrebt werden, einfachere, die Verwal- 
tungsarbeit mehr berücksichtigende Regelungen zu 
finden. Es sollte besonders beachtet werden, daß 
durch die Anwendung moderner maschineller Ver- 
fahren eine Entlastung der Verwaltung möglich ist. 
Das setzt jedoch „automationsgerechte" Gesetze 
voraus. Die in Aussicht genommene laufende An- 
passung der Kriegsopferrenten an die wirtschaft- 
liche Entwicklung wird nur dann sachgerecht und in 
der Bearbeitung der Einzelfälle schnell zu verwirk- 
lichen sein, wenn die Verwaltung in die Lage ver- 
setzt wird, durch Verwendung zweckmäßiger tech- 
nischer und organisatorischer Hilfsmittel den Um- 
ständen des Einzelfalls soweit wie möglich gerecht 
werdende und zugleich zeitnahe Entscheidungen zu 
treffen. 


Bearbeitungsmängel 

73 . Die ordnungsgemäße Wahrnehmung der der 
Verwaltung gestellten Aufgaben ist auch in neuerer 
Zeit durch Mängel in der Arbeitsweise und in der 
allgemeinen Dienstaufsicht beeinträchtigt worden, 
wie sie bereits unter Nr. 49 bis 52 der Denkschrift 
vom 19. August 1958 dargestellt worden sind. Sie 
führten dazu, daß ungerechtfertigte Ausgaben ge- 
leistet worden sind und zum Teil weiterhin geleistet 
werden müssen, weil eine nachträgliche Berichti- 
gung rechtlich nicht möglich ist. Auch die Erfassung 
und die Überwachung der Fälle, in denen mit einer 
wesentlichen Änderung der Verhältnisse zu rechnen 
war (§ 62 BVG), waren bei einem Teil der Ver- 
sorgungsämter wiederum zu beanstanden. Der Bun- 
desrechnungshof hat wiederholt auf die nachteiligen 
Folgen einer unzulänglichen Bearbeitung hingewie- 
sen und Anregungen für eine zweckmäßige Arbeits- 
weise gegeben. Dadurch und durch die von den Ver- 
sorgungsämtern mit der Zeit gewonnenen größeren 
Erfahrungen ist eine Besserung eingetreten, die aber 
noch nicht überall befriedigt. 


Nachuntersuchungen 

74 . Mit dem zunehmenden zeitlichen Abstand zur 
Schädigung vermindert sich im allgemeinen die Aus- 
sicht auf eine weitere Besserung der Schädigungs- 
folgen. Zwanzig Jahre nach Beendigung des Zweiten 
Weltkrieges kommt eine Herabsetzung oder Ent- 
ziehung der Beschädigtenrente aus diesem Anlaß 
nur noch in einer begrenzten Zahl von Fällen in Be- 
tracht. Diesem Umstand wurde durch eine Ergänzung 
der für eine Neufeststellung maßgebenden Vor- 
schrift im 1. und 2. Neuordnungsgesetz Rechnung 
getragen. 

Der Frage, bei welchen Beschädigten gleichwohl 
eine Nachuntersuchung noch vorgenommen werden 
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muß, ist — wie schon früher — nicht immer mit der 
gebotenen Sorgfalt nachgegangen worden. Entweder 
haben Ärzte nicht die erforderliche Stellungnahme 
abgegeben, oder die ärztlichen Vorschläge sind nicht 
ausreichend beachtet worden. In anderen Fällen 
wurden Nachuntersuchungen zwar verfügt, aber 
nicht vorgenommen, weil die vorgesehenen Ter^ 
mine nicht vorgemerkt oder nicht beachtet worden 
waren. Allein bei einem Versorgungsamt ergab die 
vom Bundesrechnungshof angeregte Durchsicht aller 
Beschädigtenakten, daß insgesamt mehr als 650 
Nachuntersuchungen erforderlich waren, die inzwi- 
schen in 61 Fällen zu einer anderen Entscheidung 
über die Versorgungsbezüge geführt haben. 

Bei anderen Versorgungsämtern sind vorgemerkte 
Nachuntersuchungen wegen der Überlastung des 
Ärztlichen Dienstes oder der Versorgungsärztlichen 
Untersuchungsstellen schematisch und ohne Berück- 
sichtigung der Verhältnisse im Einzelfall bis zu zwei 
Jahren zurückgestellt worden. Dadurch wurden sie 
auch in dringenden Fällen erheblich verspätet oder 
überhaupt nicht durchgeführt. Der Bundesrechnungs- 
hof hat das beanstandet und neben allgemeinen 
Maßnahmen zur Hebung der Leistungsfälligkeit der 
ärztlichen Stellen gefordert, daß die Versorgungs- 
ämter, sofern sich die Zurückstellung sachlich ge- 
botener Nachuntersuchungen nicht vermeiden läßt, 
zumindest individuell nach dem Grad der Dringlich- 
keit entscheiden. 

Soweit Versorgungsämter von Beginn der Wieder- 
aufnahme der Versorgung an ihre Entscheidungen 
auf ausreichende ärztliche Gutachten gestützt oder 
inzwischen festgestellte Mängel in der ärztlichen 
Beweiserhebung beseitigt und bisher versäumte 
Nachuntersuchungen nachgeholt haben, sind jetzt 
im allgemeinen nur noch etwa 5 v. H. der renten- 
berechtigten Beschädigten für eine Nachunter- 
suchung vorgemerkt. Bei solchen Versorgungs- 
ämtern hat sich die jährliche Belastung mit Nach- 
untersuchungen erheblich vermindert, zumal da die 
vorgemerkten Nachuntersuchungen in der Regel nur 
nach Zeiträumen von mehr als zwei Jahren vorzu- 
nehmen sind. Ein solcher Zustand ist jedoch noch 
nicht bei allen Versorgungsämtern erreicht. 


Pflegezulage 

75 . Ein Teil der Versorgungsämter hat Pflegezu- 
lagen für Beschädigte gewährt, obwohl die gesetz- 
lichen Voraussetzungen nicht oder nur für eine 
niedrigere Stufe Vorlagen. In anderen Fällen wurde 
nicht beachtet, daß die Hilflosigkeit und damit auch 
der Anspruch auf Pflegezulage zeitlich begrenzt 
und dem Grade nach veränderlich sein können. 

Vielfach sind Pflegezulagen auch zu Unrecht be- 
willigt worden, weil Verfügungen der Landesver- 
sorgungsämter mit den gesetzlichen Bestimmungen 
nicht vereinbar waren. Sie enthielten z. B. unzu- 
treffende Auffassungen über den Begriff der Hilf- 
losigkeit bei Tuberkulosekranken. Eine im Bereich 
eines Landesversorgungsamtes veranlaßte Nach- 
prüfung aller Fälle, in denen solche Kranken Pflege- 


zulage erhielten, ergab, daß bei annähernd der 
Hälfte von insgesamt mehr als 800 Fällen die Vor- 
aussetzungen für die Zahlung nicht oder nicht mehr 
Vorlagen. Dadurch sind Ausgaben von rd. 361 000 
DM jährlich weggefallen. In einem anderen Lande 
hat eine begrenzte Prüfung dazu geführt, daß sich 
die Ausgaben um rd. 43 000 DM jährlich verminder- 
ten. In den beiden Ländern müssen außerdem jähr- 
lich 123 000 DM lediglich deshalb weitergezahlt wer- 
den, weil die rechtlichen Voraussetzungen für eine 
nachträgliche Entziehung der Pflegezulage nicht ge- 
geben sind. 

Die wiederholten Hinweise des Bundesrechnungs- 
hofes und verschiedene grundlegende Entscheidun- 
gen des Bundessozialgerichts zum Begriff der Hilf- 
losigkeit im Sinne des § 35 BVG lassen erwarten, 
daß über Pflegezulagen künftig zutreffender ent- 
schieden wird. Die letzten Prüfungen haben ergeben, 
daß die Versorgungsämter in zunehmendem Maße 
die höchstrichterliche Rechtsprechung beachten. 


Vorprüfung 

76 . Die Bemühungen, bei den obersten Landes- 
behörden zu erreichen, daß die Vorprüfung ver- 
stärkt und verbessert wird (vgl. Denkschrift vom 
19. August 1958 unter Nr. 95), haben dazu geführt, 
daß die Vorprüfung bei der Mehrzahl der Länder 
jetzt als ausreichend angesehen werden kann. Bei 
einigen Ländern sind die Vorprüfungsstellen jedoch 
noch nicht ausreichend besetzt, oder die für diese 
Aufgaben eingesetzten Beamten verfügen nicht 
über die erforderlichen Kenntnisse und Erfahrungen. 
Hierauf war es zurückzuführen, daß sich die Vor- 
prüfung in einem Land fast ausschließlich auf die 
Feststellung von Rechenfehlern und Mängeln förm- 
licher Art beschränkte. Es erscheint deshalb auch 
zweckmäßig, daß die Länder einen Teil der Kosten 
der Kriegsopferversorgung auf ihren Haushalt über- 
nehmen, damit sie an einer Aufdeckung und Abstel- 
lung von Fehlerquellen und damit an einer lei- 
stungsfähigen Vorprüfung stärker interessiert 
wären. 

Die in Betracht kommenden Länder haben zuge- 
sagt, die Mängel zu beheben. 


V erwaltungskosten 

77 . Seit dem 1. April 1955 fallen die persönlichen 
und sächlichen Verwaltungskosten, die sich bei der 
Durchführung der Kriegsopferversorgung ergeben, 
den Ländern zur Last. Der Bundesrechnungshof hat 
festgestellt, daß nicht immer hiernach verfahren 
worden ist. 

Soweit Ausgaben für Gutachten auf dem Teilgebiet 
der orthopädischen Versorgung, z. B. für Fachgut- 
achten zur Gewährung von Hörgeräten, zu Lasten 
des Bundes gebucht worden waren, sind sie dem 
Bundeshaushalt wieder zugeführt worden. Dagegen 
I werden die Kosten (Reisekosten, freie Unterkunft, 
I Verpflegung, Ersatz für entgangenen Arbeitsver- 
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dienst), die bei der Prüfung entstehen, ob und in 
welchem Umfang Körperersatzstücke oder andere 
Hilfsmittel neu zu gewähren, zu ersetzen oder in- 
standzusetzen sind, von den meisten Ländern zu 
Lasten des Bundes gebucht, obwohl sie als Kosten 
der Beweiserhebung anzusehen und daher von den 
Ländern zu tragen sind. Außerdem grenzen einige 
Länder die sächlichen Verwaltxmgskosten (Neben- 
kosten) nicht zutreffend von den Sachleistungen der 
orthopädischen Versorgxmg (Heilbehandlimg) ab. 
Sie haben z. B. die durch die Anlieferxmg und das 
Versenden von orthopädischen und anderen Hilfs- 
mitteln entstehenden Aufwendungen (Verpackung, 
Porto, Frachtkosten, Rollgeld) zu Unrecht als Kosten 
der Heilbehandlung angesehen. 

Auf die Beanstandxmg dieser Mängel, die von er- 
heblicher finanzieller Auswirkung sind, hat der Bun- 
desminister in einem Rundschreiben vom 27. April 
1959 in Übereinstimmung mit der Stellungnahme 
des Bundesrechnungshofes den obersten Arbeits- 
behörden der Länder seine Auffassung zu dieser 
Frage mitgeteilt. Zu den hiergegen von den Ländern 
vorgebrachten Einwendungen hat sich der Bundes- 
rechnungshof auf Anfrage des Bundesministers im 
Mai 1960 geäußert. Unter Berücksichtigung dieser 
Stellungnahme hat sich der Bundesminister nach 
mehrfachen Erinnerungen in einem Rxmdschreiben 
vom 22. Juli 1964 mit den Äußerungen der Länder 
auseinandergesetzt und diese gebeten, nunmehr 
nach seinem eingangs erwähnten Rundschreiben zu 
verfahren. Bisher haben vier Länder mitgeteilt, daß 
sie seit dem 1. Januar 1965 entsprechend Vorgehen. 
Die übrigen buchen die Aufwendungen für Reise- 
kosten, Verpflegung, Unterkunft und für den Ersatz 
von entgangenem Arbeitsverdienst weiterhin als 
Kosten der Heilbehandlung zu Lasten des Bundes, 
Einige bestreiten die Versandkosten aus ihrem 
Haushalt. 

Für die Erstattung der hiernach dem Bxmdeshaus- 
halt noch immer zu Unrecht angelasteten erheblichen 
Beträge hat der Bundesrechnungshof dem Bxmdes- 
minister ein vereinfachtes Verfahren empfohlen. 
Dieser hat nunmehr im November 1965 unter Auf- 
rechterhaltung seines bisherigen Rechts st andpxmkt es 
den Ländern eine vergleichsweise Regelung vorge- 
schlagen und gebeten, hiernach vom 1. Januar 1966 
an zu verfahren. Für die rückliegende Zeit, und zwar 
vom 1, April 1955 bis 31, Dezember 1965, hat er 
eine weitere Regelung in Aussicht gestellt 

Der Bundesminister wird bestrebt sein müssen, auch 
für die in der Vergangenheit zu Lasten des Bundes 
gezahlten Beträge alsbald einen Ausgleich herbei- 
zuführen. 


Kosten der Heilbehandlung in Versorgungskranken- 
anstalten 

78 . Die nach dem Vierten Überleitungsgesetz vom 
27. April 1955 vom Bund weiterhin zu tragenden 
Aufwendungen der Kriegsopferversorgung umfas- 
sen auch die Kosten der Heilbehandlung in Ver- 
sorgungskrankenanstalten nach näherer Bestim- 


mung einer Rechts Verordnung. Diese Verordnung 
ist noch nicht ergangen. Ein dem Bundesrechnungs- 
hof mitgeteilter vorläufiger Entwurf des Bundes- 
ministers sah vor, daß den Ländern die vollen 
Selbstkosten einschließlich der persönlichen und 
sächlichen Verwaltungskosten erstattet werden. 

Der Bxmdesrechnungshof hat die Auffassung ver- 
treten, eine Übernahme von persönlichen und säch- 
lichen Verwaltungskosten verstoße gegen den 
Grundsatz des Überleitungsgesetzes, daß die 
Verwaltungskosten in der Kriegsopferversorgung 
von den Ländern zu tragen seien. Ohne eine Ände- 
rung des Gesetzes könne eine hiervon abweichende 
Regelung in der Verordnung nicht geschaffen wer- 
den. 

Nach Auffassung des Bimdesrechnungshofes be- 
stehen gegen die im Entwurf vorgesehene Regelung 
auch insofern Bedenken, als sie zu einem unge- 
wöhnlich hohen Verwaltungs- und Prüfungsaufwand 
führen müßte. Zur Feststellung der notwendigen 
und angemessenen Aufwendungen, die bei spar- 
samer Wirtschaftsführung anfallen, ist außer einer 
Beteiligung der Preisbildungsstellen der Länder auch 
eine Heranziehung von Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaften oder ähnlichen Einrichtungen vorgesehen. 
Darüber hinaus soll der Ersatzanspruch im Einzel- 
fall gegebenenfalls im Wege eines Schiedsgerichts- 
verfahrens geklärt werden. 

Diese Regelung läßt auch weitere wesentliche Ge- 
sichtspunkte außer acht, die dem Vierten Über- 
leitungsgesetz zugrunde liegen. Nach den Erklärun- 
gen der Bundesregierung war es das Ziel des Geset- 
zes, „Mängel im bundesstaatlichen Lastenvertei- 
lungssystem dergestalt zu beseitigen, daß einzelne 
Ausgabeverpflichtungen den zu ihrer Erfüllung in 
erster Linie geeigneten Trägern zugeordnet und 
überflüssige und gegenseitige Verrechnungen im 
Verhältnis zwischen Bund und Ländern abgebaut 
werden"; die „damit angestrebte Bereinigung des 
bundesstaatlichen Gesamthaushalts sollte in erster 
Linie der Rationalisierung der Verwaltung und der 
Verringerung des Öffentlichen Finanzbedarfs" die- 
nen (vgl. Drucksache 480, Deutscher Bxmdestag, 
2. Wahlperiode 1953, S. 230). Gerade das Gegenteil 
würde nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
durch den Entwurf der Verordnung erreicht. Ent- 
sprechend dem vom Gesetzgeber angestrebtdn Ziel 
hat der Bundesrechnungshof angeregt, ein einfaches, 
pauschales Erstattungsverfahren einzuführen, das 
sich in der Praxis ohne Schwierigkeiten, ohne beson- 
deren Verwaltungsaufwand und ohne umfangreiche 
Prüfungen durchführen ließe und Streitigkeiten von 
vornherein weitgehend ausschlösse. 

Der Bundesminister hat den Entwurf der Verord- 
nung inzwischen überarbeitet. Ein pauschales Er- 
stattungsverfahren sieht der Entwurf aber noch 
nicht vor. Im November 1965 hat jedoch der Bundes- 
minister die Länder gebeten, auch diese Frage zu 
prüfen und hierzu Stellung zu nehmen. 

Der Bundesminister wird bemüht sein müssen, die 
schon seit Jahren ungeklärte Frage in einer wirt- 
schaftlich vertretbaren Weise bald zu regeln. 
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Kindergeld 

(Kapitel 11 12) 

Leistungen nach dem Kindergeldkassengesetz 
einschließlich Verwaltungskosten 

(Titel 600) 

79 . Die Durchführung des Gesetzes über die Ge- 
währung von Kindergeld für zweite Kinder und die 
Errichtung einer Kindergeldkasse, das vom 23. Juli 
1961 bis zum 30. Juni 1964 in Kraft war, oblag der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung imd Arbeits- 
losenversicherung. Die hierbei entstehenden Ver- 
waltungskosten hatte der Bund auf Grund eines 
von der Bundesregierung mit der Bundesanstalt zu 
vereinbarenden Pauschales zu erstatten. Diese Ver- 
einbarung ist erst vier Jahre nach Inkrafttreten des 
Gesetzes zustande gekommen. 

80. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung und die Bundesanstalt waren sich zunächst — 
vorbehaltlich einer späteren Übereinkunft über ein 
Pauschale — darüber einig, daß für das Anlauf jahr 
1961 der tatsächlich entstandene Personal- und Sach- 
kostenaufwand erstattet werden sollte. Die Bundes- 
anstalt hat demgemäß auf Grimd der von ihr ge- 
führten Aufzeichnungen für 1961 die Erstattung von 
rd. 14,4 Mio DM verlangt. Dieser Betrag entsprach 
einem Satz von 4,97 v. H, des in diesem Jahre aus- 
gezahlten Zweitkindergeldes von rd. 294,5 Mio DM. 
Für 1962 hat die Bundesanstalt Verwaltungskosten 
in Höhe von rd. 24,8 Mio DM geltend gemacht, das 
sind 4,73 v. H. des in diesem Jahr ausgezahlten 
Zweitkindergeldes von rd. 514,2 Mio DM. 

81 . Diese Forderungen hielt der Bundesminister für 
zu hoch. Der Bundes rechnungshof ist dieser Auf- 
fassung beigetreten und hat vorgeschlagen, mit der 
Bundesanstalt für das Anlaufjahr 1961 anstelle der 
von ihr geforderten 14,4 Mio DM nur 12 Mio DM 
zu vereinbaren und ihr vom 1. Januar 1962 an ein 
Pauschale von 3,5 v. H. der ausgezahlten Beträge 
zuzubilligen. Einschließlich des Anlauf jahr es wären 
danach bis zum 30, Juni 1964 der Bundesanstalt ins- 
gesamt rd. 51,5 Mio DM zu erstatten gewesen. Die 
Bundesanstalt forderte demgegenüber 70,7 Mio DM, 
auf die der Bundesminister Abschlagszahlungen in 
Höhe von rd, 66,5 Mio DM leistete. 

Da in den Jahren 1963 und 1964 die Auszahlungen 
an Zweitkindergeld infolge Verringerung der Zahl 
der anspruchsberechtigten Personen durch Verbesse- 
rimg der Einkommensverhältnisse stärker zurück- 
gegangen wären, als voraussehbar gewesen war, 
das vorhandene Personal aber für den zu erwarten- 
den weit höheren Arbeitsaufwand für das Bundes- 
kindergeldgesetz bereitgehalten werden mußte, war 
schließlich eine Erhöhung der Gesamtentschädigung 
auf 56,5 Mio DM als gerechtfertigt anzuerkennen. 
Eine entsprechende Vereinbarung mit der Bundes- 
anstalt ist am 13. Juli/ 11. August 1965 getroffen 
worden. Die Bundesanstalt hat den durch die Ab- 
schlagszahlungen zuviel erhaltenen Betrag von 
rd. 10 Mio DM inzwischen zurückgezahlt. 


82 . Die ebenfalls zwischen der Bundesregierung 
und der Bundesanstalt zu treffende Vereinbarung 
über den Pauschbetrag zur Abgeltung der Aufwen- 
dungen der Bundesanstalt für die ihr gleichfalls über- 
tragene Durchführung des seit 1. Juli 1964 gelten- 
den Bundeskindergeldgesetzes ist bisher nicht zu- 
stande gekommen. In dem Entwurf des Bundeshaus- 
haltsplanes für das Rechnungsjahr 1965 waren als 
vorläufiger Pauschbetrag 3 v. H. der Ausgaben an 
Bundeskindergeld angesetzt worden. Der Bimdes- 
rechnungshof hat demgegenüber einen Pauschbetrag 
von vorerst höchstens 2 v. H. dieser Ausgaben als 
gerechtfertigt bezeichnet. Er hat hierbei berücksich- 
tigt, daß gegenüber dem Kindergeldkassengesetz 
zwar die mit der Durchführung verbundenen Per- 
sonal- und Sachkosten insgesamt höher, die Aus- 
gaben an Kindergeld aber wesentlich umfangreicher 
sind. Während sich die Ausgaben nach dem Kinder- 
geldkassengesetz für 1963 auf 415,5 Mio DM be- 
liefen, sind für die Ausgaben nach dem Bimdes- 
kindergeldgesetz für 1965 rd. 2,7 Mrd. DM ver- 
anschlagt worden. Der Haushalts ausschuß des Deut- 
schen Bundestages hat entsprechend dem Vorschlag 
des Bundesrechnungshofes den für die Abgeltung 
der Verwaltungskosten veranschlagten Betrag um 
20 Mio DM gekürzt. Bis zur endgültigen Festlegung 
des Pauschbetrages erhält die Bundesanstalt ent- 
sprechend einer weiteren Anregung des Bundes- 
rechnimgshofes Abschlagszahlungen in Höhe von 
1,8 V. H. des jeweils ausgezahlten Bundeskinder- 
geldes. Der Bundesminister hat die endgültige Ver- 
einbarung des Pauschbetrages für Anfang 1966 in 
Aussicht gestellt. 

jßundesminister für Verkehr 

(Einzelplan 12 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltungr 
Bundeswasserstraßen 

(Kapitel 12 03) 

Beschaffung eines Personenkraftwagens unter Miß- 
achtung grundlegender haushaltsrechtlicher Vor- 
schriften 

83 . Ein Personenkraftwagen einer Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion war im Juli 1961 bei dem Zu- 
sammenstoß mit einer Zugmaschine so schwer be- 
schädigt worden, daß die Wiederherstellungskosten 
nach dem Gutachten eines Kraftfahrzeugsachverstän- 
digen den Zeitwert des Kraftwagens vor dem Unfall 
erheblich überschritten hätten. Von einer Instand- 
setzung wurde daher abgesehen. Der Halter der 
Zugmaschiene hatte den Unfall allein verschuldet. 
Sein Versicherer verpflichtete sich, in Höhe des von 
dem Sachverständigen ermittelten Zeitwertes von 
2150 DM abzüglich des Restwertes des beschädigten 
Kraftwagens von 300 DM Schadenersatz zu leisten. 
Aus dem Verkauf des beschädigten Kraftwagens 
wurden 510 DM erlöst. Beide Beträge sind jedoch 
auf Ersuchen der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
nicht an deren Amtskasse, sondern an einen Kraft- 
fahrzeughändler gezahlt worden, der dafür einen 
gebrauchten Personenkraftwagen ähnlicher Bauart 
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lieferte. Der noch fehlende Restkaufpreis, den die 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion mit 58 DM an- 
gegeben hat, soll in einem Betrage von 600 DM ent- 
halten gewesen sein, den sie außerdem aus den für 
den Betrieb von Dienstfahrzeugen veranschlagten 
Haushaltsmitteln zugleich für verschiedenes Zube- 
hör an den Händler gezahlt hat. Die Angabe über 
die Höhe des Restkaufpreises ist nicht prüfbar, weil 
die Rechnung nicht aufgegliedert ist. 

84 , Der Bundes rechnungshof hat das Verfahren be- 
anstandet. Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion hat 
dazu ausgeführt, der Versicherer habe ihr das Ersatz- 
fahrzeug zum Ausgleich des Schadens zur Verfügung 
gestellt. Da der Wert dieses Fahrzeugs etwas höher 
gewesen sei als der Zeitwert des beschädigten, sei 
eine Zuzahlung notwendig geworden. Diese Dar- 
stellung trifft nicht zu, da die Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion vom Versicherer unter Hinweis auf 
den Totalschaden ausdrücklich Schadenersatz in 
Geld gefordert und darum gebeten hatte, „aus 
buchungs technischen Gründen" den Betrag an den 
Händler zu überweisen. 

85 , Bei der Beschaffung des Ersatzfahrzeuges hat 
sich die Wasser- und Schiffahrtsdirektion darüber 
hinweggesetzt, daß alle Einnahmen und Ausgaben 
zu belegen und an der für sie vorgesehenen Stelle 
in der Rechnung nachzuweisen sind. Sie hätte die 
Ersatzleistung des Versicherers und den Verkaufs- 
erlös bei den hierfür vorgesehenen Einnahmetiteln 
buchen und für den Kauf des Ersatzfahrzeuges nöti- 
genfalls die Genehmigung zu einer überplanmäßigen 
Ausgabe einholen müssen. Der Vorgang ist auch 
der parlamentarischen Kontrolle entzogen worden. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister 
empfohlen, die nachgeordneten Behörden in Ergän- 
zung eines früheren Erlasses nochmals auf die Be- 
achtung der haushaltsrechtlichen Bestimmungen hin- 
zuweisen. 

Unzulängliche Gewichtsfeststellung 
bei Baustofflieferungen 

86 . Bei Bauvorhaben der Bundeswasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung wird ein großer Teil der benötig- 
ten Baustoffe auf dem Wasserwege geliefert. Zur 
Abrechnung über diese Lieferungen ist an der Ent- 
ladestelle das Ladegewicht der Schiffe durch Eich- 
aufnahmen vor der Entladung (Volleiche) und nach 
der Entladung (Leereiche) festzustellen. Dabei ist zu 
prüfen, ob der Eichschein noch gültig ist, und darauf 
zu achten, daß zwischen den Eichaufnahmen keine 
Veränderungen vorgenommen werden, die das Ge- 
wicht der Schiffe, ihrer Ausrüstung öder der nicht zur 
Nutzladung zählenden Zuladung beeinflussen. 

87 . Der Bundesrechnungshof hat wiederholt Män- 
gel bei der Eichaufnahme festgestellt, wie folgende 
Beispiele zeigen: 

Einige Ämter haben die am Beladungsort aufge- 
nommenen Volleichen als Abrechnungsgrundlage 
anerkannt und sich am Entladungsort lediglich auf 


die Aufnahme der Leereiche beschränkt, obwohl 
damit die. Möglichkeit entfiel, während des Trans- 
portes vorgenommene Gewichtsminderungen der 
Ladung festzustellen. 

Andere Ämter haben bei Schiffen, mit denen wieder- 
holt Baustoffe geliefert wurden, die Leereiche nur 
einmal ermittelt und diese allen weiteren Lieferun- 
gen zugrunde gelegt. Etwaige spätere Erhöhungen 
des Eigengewichts der Schiffe, die das Ladegewicht 
mindern, waren infolgedessen nicht erkennbar. 

Mehrere Wasser- und Schiffahrtsämter haben nicht 
überwacht, ob der Inhalt der Ballasttanks und Bilgen 
des Schiffes während der Entladung verändert wor- 
den ist. Der Schiffer kann nämlich gefüllte Ballast- 
tanks und Bilgen während des Entladevorgangs 
leeren und damit ein höheres Ladegewicht Vor- 
täuschen. Mehrere Strafverfahren, in denen die miß- 
bräuchliche Verwendung der Ballasttanks Gegen- 
stand der Verhandlung war, haben die besondere 
Bedeutung einer ordnungsgemäßen Überwachung 
bestätigt. 

Mehrfach ist nicht beachtet worden, daß die Eich- 
scheine der Schiffe bereits ungültig waren. Auch 
sind anstelle der vor geschriebenen Vordrucke ver- 
einfachte Eichbescheinigungen verschiedener Art 
(sogenannte Eichatteste) verwendet worden, die 
nicht als ausreichende Belege gelten können, weil 
sie nicht alle notwendigen Angaben enthalten. 

88. Der Bundes rechnungshof hat grunsätzlich nichts 
dagegen eingewendet, daß bei Baustoff lief enmgen 
das Gewicht der Schiffsladung durch Eichaufnahmen 
ermittelt wird. Dieses Verfahren hat gegenüber an- 
deren Möglichkeiten der Gewichtsfeststellung den 
Vorteil, daß es verhältnismäßig einfach ist, große 
Ladungen in einem Arbeitsgang erfaßt und keinen 
allzu hohen Verwaltungsaufwand erfordert. Aller- 
dings ist bei den Eichaufnahmen besondere Sorg- 
falt geboten. 

Da das ermittelte Gewicht nicht nur der Abrechnung 
über die Baustofflieferungen dient, sondern sehr 
häufig auch die Grundlage für die Abrechnung über 
die Bauleistungen bildet, für die die Baustoffe be- 
stimmt sind, wirkt sich schon eine geringfügige 
fehlerhafte Ermittlung erheblich aus. 

Der Bundesminister ist gebeten worden, die Mängel 
abstellen zu lassen und das Verfahren für die 
Massenermittlung bei Baustofflieferungen zusam-, 
menfassend zu regeln. Diese Regelung steht bisher 
noch aus. 

Bundesminister der Verteidigung 

(Einzelplan 14) 

Organisation und Betrieb von bodenständigen tech- 
nischen Einrichtungen bei Truppe und Verwaltung 

(Verschiedene Kapitel für verschiedene Rechnungs- 
jahre) 

89 . Kommandobehörden, Truppenteile und militä- 
rische Dienststellen, insbesondere Schulen, uuter- 


89 



Drucksadte V/458 Deutsdier Bundestag — 5. Wahlperiode 


halten für ihre Versorgiing standortgebundene 
Werkstätten verschiedener Art, z. B. Schreinereien, 
Kraftfahrzeugwerkstätten, Druckereien, Vervielfäl- 
tigungsstellen, Bild- und Zeichenstellen. Die Trup- 
penwerkstätten haben das Truppengerät ihrer, Ein- 
heiten instandzusetzen, die Werkstätten der Schulen 
auch Ausbildungs- und Lehrmaterial herzusteilen. 

Daneben verfügen große Standortverwaltungen und 
solche in Standorten mit Sonderinfrastrukturanlagen 
der Luftwaffe und Marine über technische Betriebs- 
gruppen, in denen unter Leitung eines Betriebs- 
ingenieurs Facharbeiter der verschiedenen Benifs- 
gruppen zusammengefaßt sind. Die Betriebsgruppen 
haben die für die Wasser-, Wärme- und Stromver- 
sorgung bestehenden technischen Anlagen des 
Standorts sowie die Tank-, Gleis- und Befeuerungs- 
anlagen zu bedienen und zu warten, Unterkunfts- 
geräte instandzusetzen und unaufschiebbare klei- 
nere Bau- und Unterhaltungsarbeiten auszuführen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Wirtschaftlichkeit 
dieser technischen Einrichtungen untersucht und ins- 
besondere geprüft, ob ihre Organisation und per- 
sonelle und materielle Ausstattung den tatsäch- 
lichen Bedürfnissen entsprechen. Dabei ist er zu den 
folgenden Feststellungen gelangt. 

90 . Schreinerwerkstätten der Truppenteile und 
Truppenschulen waren mit ihren eigentlichen Auf- 
gaben in der Regel nicht, verschiecientlich nur zu 
etwa 30 v. H. ausgelastet. Die Werkstätten verfüg- 
ten häufig über zuviel Personal. Als Folge davon 
haben sie oft Geräte angefertigt, die unnötig waren 
oder billiger aus der industriellen Fertigung be- 
schafft werden konnten. Der Bundesrechnungshof 
hat in diesen Fällen gefordert, daß das Personal 
sowie die Einrichtungen der Schreinerwerkstätten 
auf das notwendige Maß zurückgeführt und dort, 
wo die örtlichen Verhältnisse es erlauben, Werk- 
stätten mehrerer Einheiten zusammengefaßt werden. 
Der Bundesminister ist den Vorschlägen des Bundes- 
rechnungshofes in der Regel gefolgt ode/ hat ihre 
Prüfung zugesagt. 

91 . Auch die bei der Truppe eingerichteten Kraft- 
fahrzeugwerkstätten arbeiten nicht immer wirt- 
schaftlich. So unterhalten in einem Standort drei 
von vier insgesamt vorhandenen Schulen je eine 
eigene Kraftfahrzeugwerkstatt. Nur bei einer dieser 
Werkstätten sind die baulichen und sonstigen Vor- 
aussetzungen für eine sachgerechte Wartung und 
Instandhaltung der Kraftfahrzeuge gegeben. Das 
Personal der beiden anderen Werkstätten kann 
mangels entsprechender Voraussetzungen nicht 
rationell eingesetzt werden. Infolgedesßen müssen 
laufend erhebliche Beträge für die Wartung 
und Instandsetzung der Kraftfahrzeuge in privaten 
Werkstätten aufgewendet werden. Der Bundesrech- 
nungshof hat vorgeschlagen, das Personal aller drei 
Werkstätten in der hierfür geeigneten Werkhalle 
der einen Schule zu einer Werkstatt zusammen- 
zufassen und ihr die Versorgung aller vier Schulen 
des Standorts zu übertragen. Sofern der Empfeh- 
lung des Bundesrechnungshofes gefolgt wird, ließe 
sich der Arbeitsablauf so intensivieren, daß private 
Werkstätten für Wartungs- und laufende Instand- 


setzungsarbeiten nur noch in Ausnehmefällen in 
Anspruch genommen zu werden brauchen. 

92 . Die Druckereien, Vervielfältigungsstellen so- 
wie Bild- und Zeichenstellen der Tuppenschulen sind 
nicht immer ausgelastet. Das hat dazu beigetragen, 
daß überflüssige oder unzulässige Arbeiten ausge- 
führt, z. B. photographische Aufnahmen oder Glück- 
wunschkarten und andere Druck-Erzeugnisse ange- 
fertigt wurden. Der Bundesrechnungshof hat die Ab- 
stellung der Mängel verlangt und vor geschlagen, 
Einrichtungen dieser Art in Standorten mit meh- 
reren Schulen nur bei jeweils einer Schule zu unter- 
halten, damit der Betrieb wirtschaftlicher gestaltet 
wird. 

93 . Bei einem großen Instandsetzungswerk der 
Bundeswehr erhielten die Zivilarbeiter Zeitlöhne, 
die keinen ausreichenden Anreiz für eine inten- 
sive Arbeitsleistung bilden und die Anwerbung 
von Fachkräften erschweren. Da die Tätigkeit in 
den Instands etzungs werken mit der in Industrie- 
betrieben vergleichbar ist, hat der Bundesrechnimgs- 
hof vorgeschlagen, die Entlohnung der Werkarbeiter 
auf ein leistungsbezogenes Lohnsystem umzustellen, 
damit vorhandene Leistungsreserven erschlossen 
werden und weiteres Fachpersonal gewonnen wird. 
Der Bundesminister ist der Anregung gefolgt und 
hat für die Instandsetzungswerke einen Leistimgs- 
Ibhn eingeführt, der zu dem gewünschten Erfolg 
geführt hat. 

94 . Die technischen Betriebsgnippen verschiedener 
Standortverwaltungen waren personell übersetzt. 
Die Arbeitsergebnisse befriedigten nicht immer. So 
wurde teilweise die für die Durchführung der Bau- 
leistungen sonst erforderliche Arbeitszeit bis fast 
zur Hälfte und die für die Instandsetzung reparatur- 
bedürftiger Gegenstände bis zu zwei Dritteln über- 
schritten. Der Materialanteil je Arbeitsstunde er- 
reichte in diesen Fällen nicht die Erfahrungssätze 
anderer Standortverwaltungen. Es wurden auch 
Arbeiten ausgeführt, die nicht in die Zuständigkeit 
der Bundeswehrverwaltung fallen oder für die die 
Aufsichtsbehörde die erforderliche Genehmigtmg 
versagt hatte. Unzulässigerweise wurden auch Arbei- 
ten für Firmen ausgeführt. Der Bundesrechnungshof 
hat gefordert, daß die personelle Ausstattung der 
technischen Betriebsgruppen den Erfordernissen an- 
gepaßt und die festgestellten Mängel abgestellt wer- 
den. Der Bundesminister hat die Wehrbereichsver- 
waltungen inzwischen entsprechend angewiesen. 

95 . Standortverwaltungen mit technischen Betriebs- 
gruppen unterhalten zur Wahrnehmung ihrer Auf- 
gaben Lagervorräte an Verbrauchsmaterial. Diese 
Vorräte haben fast überall einen nicht vertretbaren 
Umfang angenommen; er entspricht teilweise einem 
Materialbedarf für mehrere Jahre. Eine den laufen- 
den Bedarf überschreitende Lagerhaltung wider- 
spricht den Grundsätzen sparsamer Wirtschafts- 
führung und erfordert unnötigen Lagerraum sowie 
zusätzliches Personal für den Nachweis und die 
Pflege des Materials. Erfahrungsgemäß wird eine 
Lagerhaltung in diesen Bereichen erst dann wirt- 
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schaftlich, wenn sie sich auf die ständig benötigten 
Artikel und einen höchstens halbjährigen Bedarf 
beschränkt. Der Bundesrechnungshof hat deshalb 
gefordert, daß die Bestände bereinigt werden. Sie 
werden bei einer Reihe von Standortverwaltungen 
jeweils mengenmäßig um etwa die Hälfte, wert- 
mäßig um etwa 30 000 bis 40 000 DM zu verringern 
sein. Der Bundesminister hat inzwischen Maßnah- 
men zur Verringerung der Lagervorräte getroffen. 

96 . Die Werkstätten der Truppe und der Verwal- 
tung werden auf Grund festgclegter Ausstattungs- 
sätze mit Maschinen und Werkzeugen ausgestattet. 
Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Prüfungen 
festgestcllt, daß die Ausstattungssätze teilweise den 
Bedarf übersteigen und sich in den Werkstätten 
sehr oft Maschinen befinden, die in den Ausstat- 
tungssätzen nicht vorgesehen sind. Der Bundes- 
minister ist gebeten worden, die Ausstattungssätze 
zu überprüfen und entbehrliche Maschinen und 
Werkzeuge einer entsprechenden Verwendung zu- 
führen zu lassen. Er hat die hierzu notwendigen 
Maßnahmen getroffen. 

Sanitätswesen 

(Kapitel 14 08) 

Betrieb der Sanitätseinrichtungen und Beschaffung 
von Vorräten an Sanitätsverbrauchsmaterial 

(Titel 301 und 967 für die Rechnungsjahre 
1960 bis 1962) 

97 . Ein Bundeswehrlazarett hat in den Jahren 1960 
und 1961 von 45 635 Röntgenfilmen, die es aus De- 
pots auf dem Versorgungswege erhalten hatte, nur 
21 315 Filme für Behandlungszwecke verwendet. Die 
übrigen hat es als hierfür nicht mehr brauchbar aus- 
gesondert. Ein Teil davon konnte noch anderweitig 
genutzt werden. Rund 6200 Filme hat das Lazarett 
vernichtet. 

Dasselbe Lazarett hat in den Jahren 1960 bis 1962 
außerdem Röntgenfilme eines bestimmten Fabrikats 
zum Preise von rund 136 000 DM gekauft. Den in 
den Rahmenverträgen des Bundesamts für Wehr- 
technik und Beschaffung eingeräumten Mengen- 
rabatt von 10 V. H. und den Jahresbonus von 5 v. H. 
hat das Lazarett dabei nicht in Anspruch nehmen 
können, weil es selbst nicht aus diesen Verträgen 
abrufberechtigt war. 

98 . Der Bundesrechnungshof hat die Mängel bei 
der Versorgung des Lazaretts mit Röntgenfilmen 
beanstandet. Der Bundesminister der Verteidigung 
hat eingewendet, daß bei der Vorratshaltung von 
Röntgenfilmen gewisse Verluste, die sich hier in 
vertretbaren Grenzen gehalten hätten, nicht auszu- 
sdiließen seien. Der selbständige Kauf der Röntgen- 
filme durch des Lazarett habe seine Ursache darin 
gehabt, daß die dem Lazarett auf dem Versorgungs- 
wege gelieferten Filme für die damalige Entwick- 
lungsanlage des Lazaretts weniger gut geeignet ge- 
wesen seien als die von dem Lazarett selbst erwor- 
benen Filme. Die Entwicklungsanlage sei inzwischen 


ausgesondert worden. Auch habe das Bundesamt 
für Wehrtechnik und Beschaffung die Bundeswehr- 
lazarette Anfang 1963 in die Rahmenverträge über 
die Lieferung von Röntgenfilmen aufgeriommen, so 
daß die dort vereinbarten Vergünstigungen seitdem 
von den Lazaretten wahrgenommen werden könnten. 

99 . Das Vorbringen hat den Bundesrechnungshof 
nicht überzeugt. Er ist der Ansicht, daß der Schaden, 
der dadurch entstanden ist, daß mehr als die Hälfte 
der gelieferten Röntgenfilme ausgesondert und hier- 
von 6200 Filme vernichtet werden mußten, weit über 
das vertretbare Maß hinausgeht. Ein so großer Aus- 
fall hätte sich vermeiden lassen, wenn die Abgabe 
des vom Verderb bedrohten Materials besser auf den 
Bedarf des Lazaretts abgestimmt worden wäre und 
wenn Depot und Lazarett verständnisvoller zusam- 
mengearbeitet hätten. 

Der Bundesrechnungshof hat davon abgesehen, den 
Einzelfall weiterzuverfolgen. Der Bundesminister 
wird aber dafür zu sorgen haben, daß die Depots und 
Bedarfsträger besser Zusammenarbeiten, damit ähn- 
liche Nachteile für den Bund in Zukunft vermieden 
werden. 

Unterbringung 

(Kapitel 14 12 für die Rechnungsjahre 1961 bis 1963) 

Entnahme von Kies aus bundeseigenen 
Grundstücken 

100 . Eine Baufirma stellt in den Jahren 1960 und 
1961 auf einem NATO-Flugplatz die Startbahnen 
und Verkehrsflächen her. Sie sollte den für die Frost- 
schutzschicht benötigten Kies möglichst den auf dem 
Flugplatzgelände befindlichen Kiesgruben entneh- 
men und insoweit für jeden eingebauten cbm 
4,25 DM erhalten. Die darüber hinaus benötigten 
Kiesmengen hatte sie selbst zu beschaffen und anzu- 
fahren. Hierfür war ein Preis von 7,60 DM je cbm 
vereinbart worden. Während die Firma zunächst in 
ihren Zwischenrechnungen für den eingebauten Kies 
eine Vergütung von 4,25 DM je cbm gefordert hatte, 
stellte sie nach Abschluß der Arbeiten die insgesamt 
eingebaute Kiesmenge zum Einzelpreis von 7,60 DM 
in Rechnung. Das zuständige Finanzbauamt hat den 
sich danach ergebenden Gesamtbetrag nach Abzug 
der Abschlagszahlungen an die Firma ausgezahlt. Bei 
einer vom Bundesrechnungshof veranlaßten Über- 
prüfung ergab sich, daß die Firma den Kies bis auf 
einen geringen Teil den Kiesgruben auf der Bau- 
stelle entnommen und daher rd. 71 300 DM zuviel 
berechnet und erhalten hatte. Das Finanzbauamt hat 
daraufhin diesen Betrag und Zinsen in Höhe von 
rd. 8400 DM von der Firma zurückgefordert. 

Das Finanzbauamt hat die Überzahlung vor allem 
damit erklärt, daß die beiden zunächst mit der Prü- 
fung und Feststellung der Rechnungen beauftragten 
Bediensteten unmittelbar nach Abschluß der Bau- 
arbeiten zu einer anderen Baustelle versetzt worden 
seien und die Feststellung der Schlußrechnungen 
einem Amtsangehörigen habe übertragen werden 
müssen, der den Bauablauf nicht aus eigener An- 
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schauung gekannt und die Rechnungsunterlagen 
nicht mit der gebotenen Sorgfalt geprüft habe. 

Die Baufirma hat den zu Unrecht erhaltenen Betrag 
nebst Zinsen inzwischen zurückgezahlt. 

101 . In einem anderen Fall führte eine Arbeits- 
gemeinschaft mehrerer Baufirmen von 1960 bis 1963 
Arbeiten an der Startbahn einer Erprobungsstelle 
der Luftwaffe aus. Nach dem Vertrag hatte sie den 
für die Dammschüttung und für die Frostschutz- 
schicht der Startbahn benötigten Kies zu beschaffen, 
anzufahren und einzubauen. Hierfür sollte sie 
5,50 DM je cbm erhalten. Die Arbeitsgemeinschaft 
hat jedoch einen großen Teil des Kieses nicht von 
Kieswerken bezogen und zur Baustelle geliefert, 
sondern ohne Genehmigung bundeseigenem Gelände 
innerhalb der Baustelle entnommen. Das zuständige 
Finanzbauamt nahm sich der Angelegenheit erst an, 
nachdem es von der Oberfinanzdirektion, die von 
Dritten unterrichtet worden war, einen Hinweis er- 
halten hatte. Es teilte der Arbeitsgemeinschaft mit, 
daß sie für den entnommenen Kies eine Entschädi- 
gung an den Bund zu zahlen habe oder der verein- 
barte Einheitspreis zu kürzen sei. Verbindliche Ab- 
maciiungen wurden nicht getroffen. Nach Beendi- 
gung der Bauarbeiten hat das Finanzbauamt der 
Arbeitsgemeinschaft auch das nicht von den Kies- 
werken bezogene Material zu dem ursprünglich ver- 
einbarten Preis vergütet. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren bean- 
standet. Das Finanzbauamt hat daraufhin von der 
Arbeitsgemeinschaft die Zahlung von 80 000 DM ge- 
fordert, die als örtlich angemessener Grubenzins für 
400 000 cbm Kies anzusetzen sind. Diese Menge ist 
durch Vergleich der insgesamt berechneten und der 
nach den Unterlagen der Arbeitsgemeinschaft von 
Kieswerken bezogenen Kiesmengen ermittelt wor- 
den. Eine genauere Berechnung war nicht mehr mög- 
lich, weil das Finanzbauamt es versäumt hatte, die 
inzwischen wieder zugeschütteten Kiesgruben recht- 
zeitig aufzumessen. 

Die Arbeitsgemeinschaft hat den Betrag von 
80 000 DM inzwischen gezahlt. 

102 . Eine andere Baufirma hatte im Jahre 1962 auf 
einem Flugplatz den Untergrund für den Bau einer 
Offizierschule der Luftwaffe zu stabilisieren. Zu die- 
sem Zweck mußte sie eine an dieser Stelle vorhan- 
dene, mit Müll angefüllte ehemalige Kiesgrube aus- 
heben, sie danach wieder mit Kies zufüllen und die- 
sen verdichten. Für das Beschaffen, Einbauen und 
Verdichten des Kieses war mit der Firma ein Preis 
von 11,60 DM je cbm vereinbart worden. Sie hat 
den benötigten Kies aber nicht von Lieferfirmen 
bezogen, sondern nach einer schriftlichen Vereinba- 
rung mit der örtlich zuständigen Bundesvermögens- 
stelle einer auf dem bundeseigenen Flugplatzgelände 
gelegenen Kiesgrube entnommen. Hierfür hatte sie 
einen Grubenzins von 0,70 DM je cbm zu entrichten. 
Die von der Firma insgesamt entnommene Kies- 
menge sollte das Finanzbaiiamt der Bundesvermö- 
gensstelle mitteilcn, die sie dann der Firma in Rech- 
nung stellen wollte. Das war jedoch Ende 1964 noch 
nicht geschehen, obwohl die Firma ihre Schlußrech- 


nung bereits im März 1963 vorgelegt hatte und die 
von ihr entnommenen Kiesmengen feststanden. Das 
Versäumnis war darauf zurückzuführen, daß das 
Finanzbauamt die Vereinbarung mit der Firma, 
über die es schriftlich unterrichtet worden war, nicht 
beachtet und der Bundesvermögensstelle die ent- 
nommene Kiesmenge nicht mitgeteilt hatte. Von der 
Bundesvermögensstelle war die Angelegenheit we- 
gen eines inzwischen vorgenommenen Personal- 
wechsels nicht weiterverfolgt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verhalten der Ver- 
waltung banstandet und verlangt, den ausstehenden 
Betrag von mehr als 35 000 DM von der Firma ein- 
zuziehen. Das ist inzwischen geschehen. 

Ungerechtfertigte Berechnung und Bezahlung von 
Bauleistungen bei der Herstellung von Betondedeen 

103 . Eine Baufirma hatte im Jahre 1963 in einer 
Truppenunterkunft der Bundeswehr die erforder- 
lichen Abstellplätze für Kraftfahrzeuge herzustellen. 
Nach dem Vertrag waren die Betondecken mit einer 
Lage Baustahlgewebe zu versehen. Aus militäri- 
schen Gründen wurde nach der Auftragserteilung 
der Einbau einer zweiten Lage Baustahlgewebe er- 
forderlich. In einem darauf mit der Firma geschlos- 
senen Zusatzvertrag wurde hierfür ein zusätzlicher 
Preis vereinbart. In ihrer Schlußrechnung stellte die 
Firma eine zweite Lage Baustahlgewebe in Rech- 
nung und erhielt dafür rund 17 400 DM. Bei einer 
vom Bundesrechnungshof veranlaßten Überprüfung 
durch Entnahme von Bohrkernen ergab sich, daß nur 
eine Lage Baustahlgewebe vorhanden war. Die 
Firma erklärte hierzu, die in Rechnung gestellte 
zweite Lage sei infolge eines Fehlers in der Betriebs- 
organisation nicht eingebaut worden. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß durch 
unzulängliche Bauaufsicht und durch die mangel- 
hafte Prüfung der Unternehmerrechnungen wesent- 
lich zu der ungerechtfertigten Ausgabe beigetragen 
worden ist, und die Einziehung des an die Firma 
zuviel gezahlten Betrages nebst Zinsen sowie eines 
weiteren Betrages dafür verlangt, daß die Beton- 
decken für den vorgesehenen Zweck nur beschränkt 
geeignet sind. Die zuständige Oberfinanzdirektion 
hat das Verhalten der verantwortlichen Bedienste- 
ten gerügt und außerdem alle an der Ausführung 
von Bauten beteiligten Amtsangehörigen eindring- 
lich auf die Pflichten eines Bauleiters und die sich 
aus einer nachlässigen Amtsführung etwa ergeben- 
den Folgen hingewiesen. 

Das Bauamt hat den zuviel gezahlten Betrag von rd. 
17 400 DM sowie rd. 500 DM Zinsen und rd. 
11 400 DM als Minderung mit einer anderen Forde- 
rung der Firma aufgerechnet und so der Bundes- 
kasse zugeführt. 

Unrichtiges Aufmaß des Mutterbodens 

104 . In mehreren Fällen haben Baufirmen bei dem 
Neubau von Truppenunterkünften den abgehobenen 
oder angefahrenen Mutterboden im aufgelockerten 
Zustand gemessen, obwohl in den Bauverträgen vor- 
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gesehen war, den Boden in gewachsenem oder län- 
ger gelagertem Zustand zu messen. Durch das falsche 
Aufmaß sind den. Firmen zu hohe Vergütungen ge- 
zahlt worden. Die Finanzbauämter haben auf Ver- 
anlassung des Bundesredmungshofes die zuviel ge- 
zahlten Beträge von insgesamt mehr als 50 000 DM 
von den Firmen wieder eingezogen. 

Bewirtsdiaftung von Dienstgrundstücken 
und Diensträumen 

(Titel 206) 

Reinigung von Diensträumen 

105 . Die Übersicht über die Betriebskosten der Ka- 
sernen, die der Bundesminister der Verteidigung er- 
stellen läßt, ermöglicht Kostenvergleiche und regt 
damit die Bundeswehrdienststellen an, aus eigener 
Initiative nach Möglichkeiten zu suchen, die Wirt- 
schaftlichkeit in ihrem Bereich zu erhöhen. 

Für Gebäudereinigung wurden im Rechnungsjahr 
1963 in den Kasernen, die in den Betriebsvergleich 
einbezogen wurden, mehr als 53 Mio DM ausgege- 
ben; das sind 15,4 v. H. der gesamten Betriebskosten 
dieser Kasernen. Wirtschaftliches Verfahren auf die- 
sem Gebiet schlägt danach erheblich zu Buche. 

106 . Eine zum Bereich des Bundesministers der Ver- 
teidigung gehörende Bundesoberbehörde hat bis 1962 
die einem Privatunternehmer übertragene Reini- 
gung der Fußböden ihrer Liegenschaften auf der 
Grundlage der „Außenmaße einschließlich Außen- 
mauerwerk" vergütet. Mit demselben Unternehmer 
hatte die am Ort befindliche Standortverwaltung für 
ihre Liegenschaften bei gleichem Einzelpreis die 
Innenmaße als Berechnungsgrundlage vereinbart. 
Das entsprach einer Verfügung der zuständigen 
Wehrbereichsverwaltung vom 26. Mai 1959, in der 
diese auf Veranlassung des* Bundesrechnungshofes 
die Standortverwaltungen angewiesen hatte, künftig 
nur noch Preise auf der Grundlage der Innenmaße 
zu vereinbaren. Die Bundesoberbehörde hätte für die 
Zeit vom 1. Juli 1959 bis zum 31. Dezember 1962 rd. 
335 000 DM weniger für die Reinigung aufzuwenden 
gehabt, wenn sie die gleiche Vereinbarung wie die 
Standortverwaltung getroffen hätte. 

Der Bundesrechnungshof hat die von der Bundes- 
oberbehörde getroffene Vereinbarung beanstandet. 

Die Bundesoberbehörde hat ihr Verhalten damit be- 
gründet, daß der Vertrag mit dem Unternehmer be- 
reits seit dem Jahre 1954 bestanden habe und ihr 
die Verfügung der Wehrbereichs Verwaltung vom 
26. Mai 1959 weder unmittelbar noch über die Stand- 
ortverwaltung zugegangen sei. 

107 . Diese Ausführungen haben den Bundesrech- 
nungshof nicht zu überzeugen vermocht. Die Bundes- 
oberbehörde hatte nach einer am 3. März 1959 durch 
die Wehrbereichs Verwaltung getroffenen Regelung 
vor dem Abschluß von Reinigungs Verträgen sicher- 
zustellen, daß die zu vereinbarende Vergütung nicht 
die im Standort üblichen Sätze überschreitet. Diese 
Regelung hätte nach ihrem Sinngehalt auch auf die 


verschiedenen Nachträge angewendet werden müs- 
sen, durch die der Vertrag von 1954 im Laufe der 
Jahre ergänzt worden ist. Das hat die Bundesober- 
behörde unterlassen. Die Bundesoberbehörde ist 
durch ihr Verhalten unwirtschaftlich verfahren. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1963 hat die Bundes- 
oberbehörde mit dem Unternehmer die Berechnung 
der Vergütung nach den Innenmaßen vereinbart. 
Nach dem Umfang der Reinigungsfläche an diesem 
Tage werden hierdurch jäihrlich rd. 112 000 DM ein- 
gespart. Der Bundesrechnungshof hat die Wehr- 
bereichsverwaltung gebeten zu prüfen, wer ggf. für 
den dem Bund entstandenen Schaden haftbar zu 
machen ist. 


Maßnahmen zur Unterbringung von nichtkasemier- 
ten Angehörigen der Bundeswehr und von Angehöri- 
gen der Bundeswehrverwaltung 

(Titel 830) 

Bindungsermächtigungen und Mittelveranschlagung 

108 . Der Bundesminister der Finanzen hat die Bin- 
dungsermächtigungen, die er dem Bundesminster der 
Verteidigung seit Jahren nach § 45 b Abs. 1 Satz 2 
RHO erteilt hat, damit für künftige Rechnungsjahre 
Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben für den 
Wohnungsbau für Angehörige der Bundeswehr ein- 
gegangen werden konnten, nicht entsprechend den 
in den einzelnen Rechnungsjahren voraussichtlich 
fällig werdenden Beträgen aufgeteilt; er konnte da- 
her auch nicht übersehen, wieviel Mittel in den Ent- 
wurf des Haushaltsplanes für das Rechnungsjahr 
1962 einzustellen waren. Andererseits hatte der Bun- 
desminister für Wohnungswesen, Städtebau und 
Raumordnung (jetzt Bundesminister für Wohnungs- 
wesen und Stäcitebau), der die Wohnungsbaumittel 
bewirtschaftet, nicht mit dem gebotenen Nachdruck 
darauf hingewiesen, daß die auf Grund der Bin- 
dungsermächtigungen eingegangenen Verpflichtun- 
gen entsprechend hohe Ansätze im Haushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1962 erforderlich machten. 
Der Bundesminister der Verteidigung hat seiner- 
seits vom Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung für dieses Rechnungs- 
jahr die Fertigstellung von wesentlich mehr Woh- 
nungen verlangt, als ursprünglich vorgesehen wa- 
ren-, er hat aber nicht dafür gesorgt, daß die erfor- 
derlichen Haushaltsmittel in ausreichendem Umfang 
veranschlagt wurden. Unter diesen Umständen wa- 
ren im Rechnungsjahr 1962 rund 180 Mio DM mehr 
auszuzahlen, als nach dem Haushaltsplan an Resten 
aus dem Vorjahr und an Einnahmen aus der Tilgung 
und Verzinsung von Wohnungsbaudarlehen zur Ver- 
fügung stand. Der Bundesminister der Finanzen war 
deshalb gezwungen, einer entsprechend hohen Mehr- 
ausgabe gemäß § 33 Abs. 1 RHO zuzustimmen (vgl. 
Anlage I zur Bundeshaushaltsrechnung 1962 S. 2331). 
Das Verfahren, das im übrigen auch haushaltstech- 
nische Mängel aufwies, war hiernach, unbeschadet 
der Dringlichkeit des Wohnungsbauprogramms der 
Bundeswehr, einer geordneten Haushaltsführung ab- 
träglich. 
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109 - Der Bundesminister der Finanzen hat dem Bun- 
desredinungshof mitgeteilt, daß er seit dem Rech- 
nungsjahr 1963 bei der Erteilung der Bindungser- 
mäditigungen ausdrücklich festlege, in welcher Höhe 
Verpflichtungen für die einzelnen Rechnungsjahre 
eingegangen werden dürfen. Der Bundesrechnungs- 
hof hält es darüber hinaus für erforderlich, daß das 
bei der Erteilung der Bindungsermächtigungen ange- 
wendete Verfahren auch insoweit überprüft wird, 
als derartige Ermächtigungen grundsätzliÄ im Haus- 
haltsplan auszubringen sind und der Bundesminister 
der Finanzen nur für dringende Fälle Ausnahmen 
hiervon zulassen kann. Auch die Bundesminister für 
Wohnungswesen und Städtebau und der Verteidi- 
gung werden für ihren Bereich dafür zu sorgen ha- 
ben, daß sich ein derartiges Vorkommnis nicht wie- 
derholt. 

Wohnungsbau und Kasernenbau 

110 . Die beteiligten Bundesminister haben den 
Wohnungs- und den Kasemenbau nicht immer aus- 
reichend aufeinander abgestimmt. Bisweilen ist der 
Wohnungsbau, den der Bund mit erheblichen Mit- 
teln fördert, nach der ursprünglichen Planung zügig 
zu Ende geführt worden, obwohl der Kasernenbau 
infolge militärischer Umplanungen erheblich verzö- 
gert oder sogar eingeschränkt worden war. Für das 
Freihalten dör Wohnungen sind dann Kosten ent- 
standen, oder es konnten die für die Bundeswehr 
errichteten Wohnungen nicht mit Bundeswehrange- 
hörigen besetzt werden. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat die Wehr- 
bereichsverwaltungen angehalten, bei Verzögerun- 
gen des Kasernenbaues den Bau der Wohnungen 
nach Möglichkeit entsprechend zurückzustellen. Die 
freiwerdenden Haushaltsmittel können dann zusätz- 
lich. an den Schwerpunkten des Wohnungsbedarfs 
eingesetzt werden. 

Bundesminister für Familie und Jugend 

(Einzelplan 29 für das Rechnungsjahr 1965) 

Zuschlagserlöse aus dem Vertrieb der sog. 
Jugendbriefmarken 

111. Auf Betreiben des Bundesministers für Familie 
und Jugend ist am 5. März 1965 nach längeren Ver- 
handlungen zwischen den beteiligten Ressorts die 
„Stiftung Deutsche Jugendmarke e. V." gegründet 
worden. Ihr satzungsgemäßer Zweck ist es, mit den 
beim Vertrieb der sog. Jugendbriefmarken erzielten 
Zuschlagserlösen, die sich bisher auf zwei bis zwei- 
einhalb Millionen DM jährlich belaufen haben, 
„Maßnahmen zum Wohl der Jugend" zu fördern. Mit- 
glieder des Vereins sind außer dem Bundesminister 
für Familie und Jugend, der zugleich ständiger Vor- 
sitzender des Vorstandes ist und der auch den Ge- 
schäftsführer stellt, die Bundesminister der Finanzen, 
des Innern und für das Post- und Femmeldewesen 
sowie vier Vertreter von Trägern der freien Jugend- 
arbeit. über die Förderungsanträge entscheidet die 
Mitgliederversammlung mit Stimmenmehrheit, so 


daß der Bund die Förderung von Maßnahmen ver- 
hindern kann, die den gesteckten Zielen nicht ent- 
sprechen. 

112 . Der Bundesminister für Familie und Jugend 
ging bei seinen Bemühungen um die Gründung des 
Vereins davon aus, daß diesem alle Aufgaben über- 
tragen werden sollten, die der Minister bis dahin 
im Zusammenhang mit den Jugendbriefmarken 
selbst wahrgenommen hatte *). Der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen sollte die Erlöse 
unmittelbar an den Verein überweisen und dieser 
sie in eigener Verantwortung verwalten. Der Bun- 
desminister für Familie und Jugend hielt diese Rege- 
lung für angemessen, weil es sich bei den Erlösen 
nicht um Steuermittel, sondern um freiwillig gege- 
bene Spenden handele und daher die Einbeziehung 
des Aufkommens in den Bundeshaushalt nicht ver- 
treten werden könne. Er meint, es werde dem Cha- 
rakter des Erlöses der Jugendmarke nicht gerecht, 
wenn die Mittel auf die Dauer vom Bund in alleini- 
ger Verantwortung verwaltet würden. Es erscheine 
vielmehr sinnvoll und sachgemäß, mit der Verwal- 
tung einen eigenen Träger zu betrauen, in dem der 
Bund allerdings angemessen vertreten sein müsse. 

113 . Der Bundesrechnungshof hat gegen die Grün- 
dung des Vereins und seine Beteiligung an der Ver- 
wendung der Mittel keine Bedenken erhoben. Er 
ist jedoch der Ansicht, daß die beim Verkauf der 
Jugendmarken erzielten Zuschlagserlöse Bundes- 
mittel sind. Sie müßten daher — entsprechend der 
Regelung in den Jahren 1952 und 1956 ^ im Bun- 
deshaushaltsplan veranschlagt und in der Bundes- 
haushaltsrechnung nachgewiesen werden. Bei der 
etwaigen Weitergabe der Erlöse an den Verein müß- 
ten § 64 a RHO und die hierzu ergangenen allge- 
meinen Bewilligungsbedingungen beachtet werden. 

Der Bundesrechnungshof ist davon ausgegangen, 
daß die §§ 7, 68 RHO die Veranschlagung und den 
rechnungsmäßigen Nachweis für alle Einnahmen des 
Bundes ohne Rücksicht auf ihre Eigenart und Her- 
kunft zwingend vorschreiben. Daß es sich bei den 
Erlösen um Bundesmittel handele, ergebe sich ins- 
besondere aus der Willensrichtung der Käufer der 
Postwertzeichen und aus den Gesamtumständen, 
unter denen die Zuschlagserlöse verwaltet werden. 
Die Käufer sähen auch nach der Gründung des Ver- 
eins in dem Staat den Veranstalter der Sammlung. 
Sie wollten ihm und nicht dem weitgehend unbe- 
kannten Verein ihre Spenden für Zwecke der 
Jugendpflege an vertrauen. Daraus erkläre sich auch 
der ungewöhnlich starke Einfluß auf die Geschäfts- 
führung und die Vermögensverwaltung des Vereins, 
den die Bundesregierung sich gesichert habe. Der 
Spendencharakter stehe dieser Beurteilimg nicht ent- 
gegen, weil die Erlöse nicht im allgemeinen Haus- 
halt aufgehen und den von den Spendern gewollten 
Zwecken entzogen werden sollten. § 29 Abs. I RHO 
biete die Möglichkeit, die Mittel von vornherein für 
Zwecke der Jugendpflege zu binden. 

Der Bundesminister für Familie und Jugend hat sich 
diesen Erwägungen nicht verschlossen und mit- 

*) vgl. Nr. 17 der Bemerkungen zur Bundeshaushalts- 
redinung für das Rechnungsjahr 1963 
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geteilt, daß die Erlöse vom Rechnungsjahr 1966 an in 
Einnahme und Ausgabe im Einzelplan 29 veran- 
schlagt werden sollen. Die nähere Regelung wird 
noch erörtert. 


Bundesminister für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft 

— jetzt Bundesminister für wissenschaftliche 
Forschung — 

(Einzelplan 31 für die Rechnungsjahre 1959 
bis 1962) 

Allgemeine Bewilligungen für die Atomkemenergie- 
forschung und -nutzung 

(Kapitel 31 02) 

Förderung von Versuchsanlagen 
für die Atom- und Isotopentechnik 

(Titel 975 — bis 1961 Titel 893) 

114 . Der Bundesminister für Atomkernenergie und 
Wasserwirtschaft — jetzt Bundesminister für wissen- 
senschaftliche Forschung. — hat einer interessierten 
Firma am 19. Februar 1959 für die erste Aufbaustufe 
einer besonderen Versuchsanlage zur Schwerwasser- 
gewinnung auf einem noch zu pachtenden Gelände 
einen Bundeszuschuß in Höhe der erwarteten Kosten 
bis zum Betrage von 665 000 DM bewilligt. Der Be- 
willigungsbescheid sollte erst wirksam werden, 
wenn feststand, daß dem Bund aus dem zwischen 
der Firma und dem Grundstückseigentümer abzu- 
schließenden Pachtvertrag keinerlei Belastung er- 
wachsen würde. Obwohl aus dem am 26. August 
1959 abgeschlossenen und dem Bundesminister am 
7. September 1959 vorgelegten Pachtvertrag hervor- 
ging, daß für das Pachtgelände noch erhebliche Er- 
schließungskosten und nach Ablauf des Vertrags- 
verhältnisses weitere finanzielle Verpflichtimgen für 
die Wiederherstellung des Geländes entstehen wür- 
den, und obwohl die Firma am 18. September 1959 
eine neue Schätzung der Bau- imd Betriebs-Kosten 
(einschließlich der Erschließungskosten) in Aussicht 
gestellt hatte, erklärte sich der Bundesminister am 
6. Oktober 1959 mit dem Beginn der Arbeiten ein- 
verstanden. Die Firma hatte bereits Anfang 1959 von 
sich aus mit der Fertigung von Teilen für die Anlage 
begonnen. 

Am 1. Oktober 1959 teilte die Firma dem Bundes- 
minster mit, daß die in den Vereinigten Staaten von 
Amerika über Informationen bezüglich des Schwer- 
wasser-Gewinnungsprozesses verhängte Sperre mit 
der Veröffentlichung eines einschlägigen Patents 
aufgehoben worden sei und die amerikanische 
Schwerwasseranlage Savannah-River besichtigt wer- 
den könne. Sie bat, die Reisekosten für einen Beauf- 
tragten, den sie Ende November/ Anfang Dezember 
1959 zu ihrer Information dorthin entsenden wolle, 
bei der Bemessung des Bundeszuschusses zu berück- 
sichtigen. Der Bundesminister entsprach dieser Bitte 
und beauftragte zugleich seinen zuständigen Abtei- 
lungsleiter, an der Informationsreise teilzunehmen. 


115 . Am 26. November 1959 stellten Vertreter des 
Bundesministers und der Firma bei einer gemeinsa- 
men Besichtigung des für den Bau der Versuchsan- 
lage vorgesehenen Geländes fest, daß das Freige- 
lände für den vorgesehenen Zweck nicht besonders 
geeignet sei; so müßten Dampf und elektrische Ener- 
gie etwa 500 bis 600 m weit herangeführt werden, 
was sowohl für die Erschließung als auch für den Be- 
trieb erhebliche Kosten verursachen würde. Nach 
Beendigung der Versuche ^müßte das Gelände auf 
Kosten des Pächters unter und über der Erde in den 
alten Zustand versetzt werden. Daher sollte nach 
Möglichkeit ein günstigerer Aufstellungsort für die 
Versuchsanlage ausfindig gemacht werden, der vor 
allem keine verlorenen Aufwendungen für die Ge- 
ländeerschließung notwendig mache. Die Frage, ob 
es zweckmäßiger sei, die Versuchsanlage auf dem 
Gelände der Kemforschungsanlage in Karlsruhe zu 
errichten, blieb offen. 

Am 12. November/7. Dezember 1959 unterrichtete 
die Firma den Bundesminister über die Höhe der 
nunmehr ermittelten Kosten des Vorhabens, die sie 
für die Apparate auf 758 810 DM und für die Ge- 
ländeerschließung auf 180 000 DM, insgesamt also 
auf 938 810 DM, sowie für den Versuchsbetrieb in 
den ersten 12 Monaten auf 521 000 DM schätzte. 

116 . Bei dem Besuch in den Vereinigten Staaten 
zu dem vorgesehenen Zeitpunkt erhielt die Firma 
die bis dahin geheimgehaltenen Daten des Verfah- 
rens, die durch die Versuchsanlage ermittelt werden 
sollten. Dies wurde gleichzeitig dem Bundesminister 
durch den an der Informationsreise beteiligten Ab- 
teilungsleiter bekannt. Gleichwohl wurden die Ar- 
beiten nicht unverzüglich eingestellt. Die Firma ver- 
langsamte sie zwar aus eigener Initiative, legte sie 
aber erst Anfang April 1960 still, und zwar vorwie- 
gend deswegen, weil Einzelheiten der Versuchs- 
anlage, z. B. die Energieversorgung und Wasser- 
behandlung, vom Aufstellungsort abhängig waren 
und der Bundesminister noch keine Entscheidung 
über den Standort getroffen hatte. Nachdem die 
Frage der Weiterarbeit zunächst in verschiedenen 
Arbeitskreisen der Deutschen Atomkommission er- 
örtert worden war, entschloß sich der Bundesmini- 
ster im April 1961, entsprechend einer Empfehlung 
eines Arbeitskreises die Entwicklung technischer 
Einzelheiten beim Kernforschungszentrum in Karls- 
ruhe betreiben zu lassen und ihm die bisher von der 
Firma in Auftrag gegebenen und fertig konstruier- 
ten Apparateteile zu übergeben. Diese lagerten je- 
doch z. T. noch im Jahre 1965 im Freien und hatten 
insoweit gegenüber einem Anschaffungs wert von 
etwa 150 000 DM nur noch einen geringen Wert. 

Für die von der Firma im Jahre 1959 bis April 1960 
durchgeführten Arbeiten zur Errichtung cler Ver- 
suchsanlage, für die Geräte, die vor der Einstellung 
der Arbeiten in Auftrag gegeben worden waren. 


und für die Annullierung wurden 

im Rechnungsjahr 1959 140 000, — DM 

im Rechnungsjahr 1960 100 000,— DM 

im Rechnungsjahr 1961 — 200 000, — DM 

im Rechnungsjahr 1962 28 605,32 DM 

zusammen . . 468 605,32 DM 

■ verausgabt. 
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117. Der Bundesredinungshof hat den Bundesmini- 
ster um Stellungnahme gebeten, weshalb er sich mit 
dem Beginn der Arbeiten einverstanden erklärt 
habe, ehe die Möglichkeiten für die Durchführimg 
des Vorhabens an Ort und Stelle überprüft waren 
und ehe die zu erwartenden Kosten und die Gesamt- 
finanzierung feststanden, 

118- Der Bundesminister hat erklärt, es sei gerecht- 
fertigt gewesen, die Arbeiten für die erste Ausbau- 
stufe einer Versuchsanlage bereits vor Klärung der 
Standortfrage im Betrieb der Firma zu beginnen. Es 
habe sich um die Fertigung von aus vielen Einzel- 
teilen bestehenden Anlageteilen gehandelt. Zu- 
nächst habe nur eine erste Ausbaustufe gebaut und 
auf dem in Aussicht genommenen Gelände erprobt 
werden sollen. Die Arbeiten seien in erster Linie 
deshalb eingestellt worden, weil die Daten, die hät- 
ten erarbeitet werden sollen, inzwischen veröffent- 
licht worden seien. Daher sei zur Einsparung von 
Mitteln darauf verzichtet worden, die Maßnahme 
weiter zu fördern. Es sei vorgesehen, etwa noch 
notwendige Arbeiten im Kemforschungszentrum 
Karlsruhe durchzuführen. 

119. Die vom Bundesminister angegebenen Gründe 
haben den Bimdesrechnungshof nicht zu überzeugen 
vermocht. Der Bundesminister kann zwar bei For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben, die er für sehr 
dringlich erachtet, für sich in Anspruch nehmen, daß 
er einleitende Arbeiten bereits finanziert, bevor der 
für die Anlage benötigte Standort endgültig fest- 
gelegt ist; der Bundesrechnungshof hat sich aber 
trotzdem veranlaßt gesehen, dem Bundesminister 
gegenüber eine Reihe von Bedenken zu äußern. 

In dem Zeitpunkt, in dem sich der Bundesminister 
mit dem Beginn der Arbeiten einverstanden erklärte, 
war bekannt, daß wichtige Informationen über die 
Gewinnung von Schwerwasser nunmehr in den Ver- 
einigten Staaten zu erhalten waren. Es hätte also 
nahegelegen, den Beginn der Arbeiten hinauszu- 
schieben und das Ergebnis der sofort in Aussicht 
genommenen Informationsreise, die zwei Monate 
später stattfand, abzuwarten. Als dann nach der In- 
formationsreise auch für den Bundesminister, der 
bei dieser Reise vertreten war, feststand, daß das 
geplante Vorhaben unnötig geworden war, weil die 
zu ermittelnden Daten bekanntwaren, hätte der 
Bundesminister umgehend veranlassen müssen, daß 
die Arbeiten bei der Firma eingestellt wurden. Der 
Bundesminister hat die Entscheidung über die Ein- 
stellimg aber erst nach einein viertel Jahren getrof- 
fen. 

Im übrigen war bei der Zustimmung zum Beginn 
der Arbeiten im Oktober 1959 bereits bekannt, daß 
die zu erwartenden Kosten wesentlich höher würden 
als die der Zuschußbewilligung zugrunde gelegten 
Beträge. Von der Firma waren Leistungen ohne 
Bundeszuschuß nicht zu erwarten. Wenn das 
Vorhaben durchgeführt worden wäre, wären daher 
auf den Bund erheblich höhere Verpflichtungen zu- 
gekommen. Das Vorhaben hätte daher mit dem Bun- 
desminister der Finanzen neu abgestimmt werden 
müssen. Nach Einstellung der Arbeiten hätte die 
wirtschaftliche Verwendung der bereits gefertigten 


Apparateteile überwacht oder zumindest im Auge 
behalten werden müssen. Beides ist nicht geschehen. 

120. Der Bundesrechnungshof erkennt zwar an, daß 
Fehlinvestitionen bei Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben auch bei Anwendung größter Sorg- 
falt nicht auszuschließen sind. Sobald aber ersicht- 
lich wird, daß ein solches Vorhaben nicht mehr not- 
wendig ist, muß möglichst schnell das Erforderliche 
veranlaßt werden, damit eine etwaige nutzlose Ver- 
wendung öffentlicher Forschungsförderungsmittel 
verhindert wird. 

Der Bundesminister ist gebeten worden, dafür zu 
sorgen, daß dies künftig beachtet wird. 

Allgemeine Finanzverwaltung 

(Einzelplan 60 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Steuern und Abgaben 
(Kapitel 60 01) 

Hypothekengewinnabgabe 

(Titel St 41) 

121. Die Veranlagung der Hypothekengewinnab- 
gabe ist im wesentlichen abgeschlossen. Ihre Ver- 
waltung verursacht aber noch Schwierigkeiten. 

Dies gilt insbesondere für die Herabsetzung der Ab- 
gabeschuld für Gebäude, die am Währungsstichtag 
Kriegsschäden aufwiesen (§ 104 LAG). Die Lage der 
Abgabeschuldner ist um so günstiger, je länger der 
Zeitraum andauert, der für die Wiederherstellung 
benötigt wird. Die Abgabeschuldner sind deshalb 
bemüht, einen möglichst frühzeitigen Beginn und 
ein spätes Ende der Arbeiten darzutim. Vielfach 
werden Wiederherstellungszeiten von zehn und 
mehr Jahren behauptet. 

Die Finanzämter haben wegen der mit der Nachprü- 
fung verbundenen Schwierigkeiten das Vorbringen 
der Grundstückseigentümer oft auch dann anerkannt, 
wenn auf einzelne Jahre so geringe Aufwendungen 
entfielen, daß die Erfahrung dafür sprach, sie seien 
nur für die übliche Instandhaltung der Gebäude, 
nicht aber für die Beseitigung von Kriegsschäden 
erbracht. 

Der Bundesrechnungshof hat mehrfach darauf hin- 
gewirkt, daß imangebrachte Herabsetzungen auf das 
rechte Maß zurückgeführt wurden. Es muß allerdings 
eingeräumt werden, daß die Finanzämter nicht sel- 
ten überfordert sind; denn die Frist, innerhalb deren 
die Gebäude wiederhergestellt sein müssen, ist vom 
Gesetzgeber wiederholt — zuletzt auf 17V2 Jahre 
— verlängert worden. Nach so langer Zeit lassen 
sich Anlaß und Zweck von Instands etzungs arbeiten 
kaum noch aufklären. 

122. Auch beim Erlaß der Hypothekengewinnab- 
gabe aus Billigkeitsgründen (§§ 129, 131 LAG) 
haben sich Unzuträglichkeiten ergeben. Die Bearbei- 
tung vieler Anträge hat sich ungewöhnlich lange 
verzögert, weil den Finanzämtern das erforderliche 
Personal fehlte oder weil die beteiligten Kredit- 
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Institute die Anträge spät weitergeleitet hatten. Da- 
her fiel es Abgabepflichtigen bei Ablehnung ihrer 
Anträge häufig schwer, die inzwischen aufgelau- 
fenen Rückstände abzutragen; bei Bewilligung muß- 
ten sie oftmals jahrelang aut die Erstattung gezahl- 
ter Beträge warten. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf gedrungen, daß 
die Kreditinstitute und die Finanzämter die Erlaß- 
anträge bei Eingang überschläglich prüfen und die- 
jenigen zur sofortigen Bearbeitung aussondern, bei 
denen sich die geschilderten Nachteile ergeben 
könnten. 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 60 02) 

Tilgung von Darlehen an Gebietskörperschaften 

(Titel 45) 

123 . Der Bund hat einem Land der Bundesrepublik 
im Rechnungsjahr 1958 ein Darlehen von 70 Mio DM 
gewährt, das vom 1. April 1961 an mit 3 v. H. jähr- 
lich zu verzinsen und mit 3 v. H. jährlich zuzüglich 
der ersparten Zinsen zu tilgen war. Nach einem im 
Juni 1961 getroffenen Abkommen sollten 23 Mio DM 
des Bundesdarlehens mit einer Gegenforderung des 
Landes verrechnet werden. Da versäumt worden 
war, den Zeitpunkt der Verrechnung festzulegen, 
bat der Bundesminister der Finanzen das Land kurz 
vor der auf den 30. September 1961 festgesetzten 
Fälligkeit der ersten Annuitätsrate, die Zahlung in 
Höhe des auf die Zeit vom 1. April bis zum 30. Juni 
1961 entfallenden Tilgungsbetrages von 525 000 DM 
so lange zurückzustellen, bis dem Lande ein Vor- 
schlag über den Zeitpunkt jener Verrechnung zu- 
gehen werde. Diesen übermittelte er dem Lande 
erst am 1. Dezember 1961. Nach dessen Prüfung 
zahlte das Land am 27. Dezember 1961 dem Bund 
die seit dem 30. September 1961 gestundeten 
525 000 DM. Der Betrag wurde somit nahezu drei 
Monate später als fällig gezahlt. 

124 . Der Bundesminister ist der Ansicht, daß dies 
unvermeidlidi gewesen sei. Der Verrechnungszeit- 
punkt habe erst vereinbart werden können, nachdem 
die haushaltsmäßigen Grundlagen für eine außer- 
planmäßige Ausgabe des Verrechnungsbetrages ge- 
schaffen gewesen seien. Dies habe wegen der not- 
wendigen Beteiligung mehrerer Stellen seines Min- 
steriums einige Zeit in Anspruch genommen. 

Die Verzögerung der Einnahme um rd. ein Viertel- 
jahr hätte vermieden werden können, wenn bei Ab- 
schluß der Vereinbarung mit dem Lande ein Auf- 
rechnungstermin festgelegt worden wäre. Dies hätte 
schon geschehen können, bevor die Vorkehrungen 
für die außerplanmäßige Ausgabe getroffen worden 
waren, weil die Verpflichtung zur Leistung der Aus- 
gabe schon seit dem 26. Juni 1961 feststand. 


Sonderverinögen Ausgleichsfonds 

Durchführung des Gesetzes zur Milderung von Har- 
ten der Währungsreform (Altsparergesetz) 

125 . Körperschaften, die ausschließlich und unmit- 
telbar kirchlichen Aufgaben dienen, können für Ver- 
luste aus Altsparanlagen entschädigt werden, wenn 
die Anlagen für Zwecke der Alters- und Invaliden- 
versorgiing oder der Unterstützung natürlicher Per- 
sonen gebunden waren (§ 4 Abs. 7 ASpG und § 1 
der 4. ASpG-DV), Bei den Vermögen von Pfründen- 
stiftungen und gleichartigen Einrichtungen gelten 
diese Voraussetzungen stets als erfüllt (§ 2 Abs. 4 
Satz 1 der 4. ASpG-DV). 

Ein Ausgleichsamt hat Entschädigungen auch für 
solche Altsparanlagen gewährt, die nicht für Zwecke 
der Versorgung oder Unterstützung gebunden wa- 
ren, sondern aus denen lediglich Vergütungen für 
die nebenberufliche Mitarbeit z. B. an Mesner, 
Organisten, Ministranten und Reinigungspersonal 
gezahlt worden sind. 

Als der Bundesrechnimgshof im Jahre 1961 prüfte, 
hatte das Amt bereits rd. 5000 Anträgen stattgege- 
ben, die sich nicht auf die vom Gesetz geforderte 
Zweckbindung der Sparanlagen stützen konnten. 
Etwa 12 000 weitere Anträge waren noch zu bear- 
beiten. 

Der Bundesrechnungshof hat die getroffenen Ent- 
scheidungen beanstandet. 

Das Bimdesausgleichsamt hat erwidert, in den bean- 
standeten Fällen habe es sich um Sparanlagen von 
Einrichtungen gehandelt, die den Pfründenstiftungen 
gleichzusetzen seien. Die Zweckbindung habe daher 
ohne weiteres unterstellt werden müssen. Es hat das 
Ausgleichsamt angewiesen, wie bisher zu verfahren. 
Das ist inzwischen geschehen. 

126 . Der Bundesrechnungshof hat der Ansicht des 
Bundesausgleichsamtes nicht beitreten können. Die 
günstigere Behandlung von Pfründenstiftungen be- 
ruht auf der Erfahrung, daß diese Institutionen 
ihrem Wesen nach vorwiegend den vom Gesetz ge- 
förderten Zwecken dienen. Ihnen hätten nur Einrich- 
tungen gleichgesetzt werden dürfen, deren Altspar- 
guthaben mindestens teilweise der Unterstützung 
Bedürftiger oder der Alterssicherung Vorbehalten 
waren, nicht aber Einrichtungen und Vermögen, mit 
deren Hilfe ausschließlich Dienstleistungen abgegol- 
ten werden sollten. 

Da die nicht gerechtfertigten Zahlungen sich im all- 
gemeinen auf geringere Beträge beschränkt haben 
und Stellen zugute gekommen sind, die auch soziale 
Aufgaben haben, wird man davon absehen können, 
die Angelegenheit weiterzuverfolgen. 
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Schlußbemerkung 


127 . Der Darstellung der Prüfungs- und Unter- 
suchungsergebnisse sowie ihrer rechtlichen Würdi- 
gung hat der Große Senat des Bundesrechnungshofes 
zugestimmt. 


Frankfurt am Main, den 22. Dezember 1965 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Hopf 

(außer Nr. 89 bis 110) 


Der Präsident 

des Bundesredinunungshofes 

In Vertretung 

Dr. Bretschneider 

(für Nr. 89 bis 110) 
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Erklärung 

des Unterausschusses des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Wir haben die 

Jahresrechnung über die Einnahmen und Ausgaben des 
Bundesnachrichtendienstes auf Grund des Wirtschaftsplanes 
für das Rechnungsjahr 1962, 

die nach dem Bundeshaushaltsplan nur der Prüfung des Unter- 
ausschusses des Haushaltsausschusses des Bundestages und des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes unterliegt, geprüft. 

Die Rechnungsprüfung durch den Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes ist vorausgegangen. Eine Niederschrift über die 
wesentlichsten Prüfungsergebnisse diente als Grundlage für die 
heutige Prüfung. 

Das zur Erledigung der Prüfungsermittlungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 


München, den 21. Juli 1964 


Der Unterausschuß 
des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 

Ritzel 

Dr. Stoltenberg 
Kreitmeyer 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

In Vertretung 

Dr. Bretschneider 
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Der Präsident 

des Bundesrechnungshofes Frankfurt/Main, den 22. Dezember 1965 

Allg A — 1330/2 a (62) — 12. 65 


Erklärung 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Folgende Jahresrechnungen sind nach der Regelung geprüft 
worden, die der Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1962 gemäß § 89 RHO getroffen hat: 


Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 

04 01 

300 

Zur Verfügung des Bundeskanzlers zu allge- 
meinen Zwecken 

04 03 

300 

Zur Verfügung des Bundeskanzlers für För- 
derung des Informationswesens 

06 02 

612a 

Sondermittel für politische Bildungsarbeit 

06 02 

612 b Sondermittel für die Aufgaben der Parteien 
nach Artikel 21 des Grundgesetzes 

06 09 

300 

Für Zwecke des Verfassungsschutzes 

14 01 

302 

Zur Verfügung des Bundesministers der Ver- 
teidigung für Zwecke des militärischen Ab- 


schirmdienstes 

Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 

Hopf 
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Erklärung 

des Unterausschusses des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Wir haben die 

Jahresrechnung über die Einnahmen und Ausgaben des 
Bundesnachrichtendienstes auf Grund des Wirtschaftsplanes 
für das Rechnungsjahr 1963, 

die nach dem Bundeshaushaltsplan nur der Prüfung des Unter- 
ausschusses des Haushaltsausschusses des Bundestages und des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes unterliegt, geprüft. 

Die Rechnungsprüfung durch den Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes ist vorausgegangen. Eine Niederschrift über die 
wesentlichsten Prüfungsergebnisse diente als Grundlage für die 
heutige Prüfung. 

Das zur Erledigung der Prüfungsermittlungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 


München, den 13. Juli 1965 


Der Unterausschuß 
des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 

Ritzel 

Dr. Stoltenberg 
Dr. Emde 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Hopf 
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Der Präsident 

des Bundesrechnungshofes Frankfurt/Main, den 22. Dezember 1965 

Allg A — 1330/2 a (63) — 12. 65 


Erklärung 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Folgende Jahresrechnungen sind nach der Regelung geprüft 
worden, die der Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1963 gemäß § 89 RHO getroffen hat: 

Kapitel Titel Zweckbestimmung 


04 01 

300 

Zur Verfügung des Bundeskanzlers zu allge- 
meinen Zwecken 

04 03 

300 

Zur Verfügung des Bundeskanzlers für För- 
derung des Informationswesens 

06 02 

612 

Sondermittel für die Aufgaben der Parteien 
nach Artikel 21 des Grundgesetzes 

06 09 

300 

Für Zwecke des Verfassungsschutzes 

14 01 

302 

Zur Verfügung des Bundesministers der Ver- 
teidigung für Zwecke des militärischen Ab- 
schirmdienstes 


Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 


Hopf 
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Altsparergesetz 
in der Fassung vom 1. April 
1959 

Bemerkungen des Bundesredi- 
nungshofes zu den Bundes- 
haushaltsredinungen für die 
Rechnungsjahre 1949 und 1950 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zur Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1951 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zur Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1952 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1953 (einschl. 
Vermögensrechnung) 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1954 (einschl. 
Vermögensrechnung) 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1955 (einschl. 
V ermögensrechnung) 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1956 (einschl. 
Vermögensrechnung) 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu den Bundes- 
haushaltsrechnungen für die 
Rechnungsjahre 1957 und 1958 
(einschl. Bundesvermögens- 
rechnungen) 
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Fundstellenverzeidinis 


BGBl. I S. 169 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1959 (einschl. 
Bundes Vermögensrechnung) 


Drucksache 396 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1960 (einschl. 
Bundesvermögensrechnung) 


Drucksache 1140 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 1892 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 3033 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 84 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1961 (einschl. 
Bundesvermögensrechnung) 


Bericht des Bundesrechnungs- 
hofes nach § 107 Abs. 2 RHO 
über die Prüfung von Unter- 
nehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit vom 13. , April 
1961 


Bericht des Bundesrechnungs- 
hofes nach § 107 Abs. 2 RHO 
über die Prüfung von Unter- 
nehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit vom 22. Okto- 
ber 1963 


Drucksache 554 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Bundeshaushaltsplan 

s. Gesetz über die Feststel- 
lung des Bundeshaushalts- 
plans 

Bundeskindergeldgesetz (BKGG) 
vom 14. April 1964 


Drucksache 1518 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes zu den 
Bundeshaushaltsrechnungen 
für die Rechnungsjahre 1949 
und 1950 vom 8. Januar 1954 


Drucksache 2751 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes zur 
Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1951 vom 
21. Dezember 1954 
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Drucksache IV/854 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache IV/1780 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache IV/3052 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache 2751 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Drucksache IV/1780 
des Deutschen 
Bundestages 


BGBl. I S. 265 


Drucksache 396 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 1140 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 
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Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes zur 
Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1952 vom 
31. Oktober 1955 


Denkschrift des Bundesrech- 
nungshofes über die Ergeb- 
nisse seiner Prüfungstätigkeit 
im Rechnungsjahr 1955 vom 
29, Juni 1956 


Denkschrift des Präsidenten des 
.Bundesrechnungshofes zu der 
Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1954 vom 
4. Juli 1957 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
19. August 1958 über die 
hauptsächlichsten Prüfungser- 
gebnisse des Bundesrech- 
nungshofes 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
24. Oktober 1959 über die 
hauptsächlichsten Prüfungser- 
gebnisse des Bundesrech- 
nungshofes 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
5. April 1961 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
30. Oktober 1962 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
22. Oktober 1963 


Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes vom 
22. Dezember 1964 


Gesetz über Aktiengesellschaf- 
ten und Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien (Aktien- 
gesetz) vom 30. Januar 1937 

Gesetz über den Lastenaus- 
gleich (Lastenausgleichsgesetz 
— LAG) vom 14. August 1952 


Drucksache 1892 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 2660 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksadle 84 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Drucksache 554 
Deutscher Bundestag, 
3, Wahlperiode 1957 


Drucksache 1518 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Drucksache 2751 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Drucksache IV/854 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache IV/1780 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache IV/3052 
des Deutschen 
Bundestages 


RGBl. I S. 107 


BGBl. I S. 446 


Gesetz über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1961 (Haus- 
haltsgesetz 1961) vom 10. April 

1961 

Gesetz über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1962 (Haus- 
haltsgesetz 1962) vom 23. Mai 

1962 

Nachtrag dazu vom 27. De- 
zember 1962 

Gesetz über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1963 (Haus- 
haltsgesetz 1963) vom 24. Juni 

1963 

Nachtrag dazu vom 25. Mai 

1964 

Gesetz über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1964 (Haus- 
haltsgesetz 1964) vom 13. Mai 

1964 

Nachtrag dazu vom 22. De- 
zember 1964 

Gesetz über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1965 (Haus- 
haltsgesetz 1965) vom 18. März 

1965 

Gesetz über die Gewährung von 
Kindergeld für zweite Kinder 
und die Errichtung einer Kin- 
dergeldkasse (Kindergeldkas- 
sengesetz — KGKG) vom 
18. Juli 1961 

Gesetz über die Rechtsstellung 
der Soldaten (Soldatengesetz) 
vom 19. März 1956 

Gesetz über die Versorgung der 
Opfer des Krieges (Bundes- 
versorgungsgesetz — BVG) 
in der Fassung vom 6. Juni 
1956 

Gesetz zur Abwicklung der 
landwirtschaftlichen Entschul- 
dung vom 25. März 1952 

Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Kriegsopfer- 
rechts (Erstes Neuordnungs- 
gesetz — 1. NOG) vom 

27. Juni 1960 

Gesetz zur Neuregelung des 
Rechts der gesetzlichen Unfall- 
versicherung (Unfallversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetz — 
UVNG) vom 30. April 1963 

Gesetz zur vorläufigen Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse 
des Reichsvermögens und der 
preußischen Beteiligungen 
(sog. Vorschaltgesetz) vom 
21. Juli 1951 


BGBl. II S. 357 


BGBl. II S. 469 
BGBl. II S. 2386 


BGBl. II S. 747 
BGBl. II S. 641 


BGBl. II S. 477 
BGBl. II S. 1961 


BGBl. II S. 193 


BGBl. I S. 1001 

BGBl. IS. 114 

BGBl. I S. 469 

BGBl. I S. 203 


BGBl. I S. 453 


BGBl. I S. 241 


BGBl. I S. 467 
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Drucksache V/458 


Grundgesetz für die Bundes- 
republik Deutschlcind vom 
23. Mai 1949 BGBl. S. 1 


Reichshaushaltsordnung (RHO) 
vom 31. Dezember 1922 in der 
Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. April 1930 RGBl. II. S. 693 


Richtlinien der Bundesregierung 
vom 1. April 1953 betr. Zu- 
wendungen des Bundes an 
außerhalb der Bundesverwal- 
tung stehende Stellen und für 
den Nachweis der Verwen- 
dung der Mittel nach § 64 a 
Abs. 1 RHO 

Richtlinien für den Bundes- 
jugendplan 

vom 12, März 1954 
vom 22. Mai 1958 
vom 16. Dezember 1958 
vom 28. Oktober 1964 


MinBlFin S. 269 


GMBl. S. 137 
GMBl. S. 273 
GMBl. 1959 S. 33 
GMBl. S. 513 


Verordnung PR Nr. 8/55 des 
Bundesministers für Wirt- 
schaft über die Preise bei 
öffentlichen Aufträgen für 
Bauleistungen vom 19. Dezem- 
ber 1955 Bundesanzeiger 

Nr. 249 vom 24. De- 
zember 1955 


Vierte Verordnung zur Durch- 
führung des Altsparergeset- 
zes (4. ASpG-DV) vom 6. Mai 
1957 BGBl. I S. 428 


Viertes Überleitungsgesetz vom 

27. April 1955 BGBl. I. S. 189 

Zweites Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Kriegs- 
opferrechts (Zweites Neuord- 
nungsgesetz — 2. NOG) vom 
21. Februar 1964 BGBl. I S. 85 
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Verzeidinis der Abkürzungen 


Abs. Absatz 


Mrd. Milliarde (n) 


AktG 1937 

Gesetz über Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien 
(Aktiengesetz) 

ASpG 

Altsparergesetz 

4. ASpG-DV 

Vierte Verordnung zur Durchführung 
des Altsparergesetzes 

Bemerkungen 
(mit Jahreszahl) 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr . , . 

BGBl. 

Bundesgesetzblatt 

Bundesriditlinien 
1953 zu § 64 a 
RHO 

Richtlinien der Bundesregierung vom 
1. April 1953 betr. Zuwendungen des 
Bundes an außerhalb der Bundesver- 
waltung stehende Stellen und für den 
Nachweis der Verwendung der Mittel 
nach § 64 a Abs. 1 RHO 


NATO 

Nordatlantikpakt-Organisation 

1, Neuordnungs- 
gesetz 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Kriegsopferrechts (Erstes Neuord- 
nungsgesetz) 

2. Neuordnungs- 
gesetz 

Zweites Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Kriegsopferrechts (Zwei- 
tes Neuordnungsgesetz) 

RGBL 

Reichsgesetzblatt 

RHO 

Reichshaushaltsordnung 

RVO 

Reichsversicherungsordnung 

RWB 

Wirtschaftsbestimmungen für die 
Reichsbehörden 

Soldatengesetz 

Gesetz über die Rechtsstellung der 
Soldaten 


BVG 

Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) 

Denkschrift 

s. Fundstellenverzeichnis 

GG 

Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland 

GMBL 

Gemeinsames Ministerialblatt 

Kindergeld- 

kassengesetz 

Gesetz über die Gewährung von Kin- 
dergeld für zweite Kinder und die Er- 
richtung einer Kindergeldkasse 

LAG 

Gesetz über den Lastenausgleich 
(Lastenausgleichsgesetz) 

MinBlFin 

Ministerialblatt des Bundesministers 
der Finanzen 

Mio 

Million (en) 


UNESCO 

Organisation der Vereinten Nationen 
für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 

UVNG 

Gesetz zur Neuregelung des Rechts 
der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Unfallversicherungs-Neuregelungsge- 
setz) 

VOB 

Verdingungsordnung für Bauleistun- 
gen 

VOB/A 

Verdingungsordnung für Bauleistun- 
gen — Teil A — 

VOB/B 

Verdingungsordnung für Bauleistun- 
gen — Teil B — 

VOL 

Verdingungsordnung für Leistungen 
(ausgenommen Bauleistungen) 
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